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§ 1 

Geltungsbereich 

 

 

 



  

§ 1 

zu Abs. 4:  

I. Führerscheinmodelle:  

Es sind gemäß § 1 Abs. 4 FSG alle in einem EWR-Staat ausgestellten Führerscheine anzuerkennen, auch 

wenn es sich nicht um Modelle gemäß der Richtlinie über den Führerschein, 439/91/EWG, handelt (also 

etwa auch alte graue deutsche Führerscheine oder Führerscheine, in denen noch andere als in der EU 

vorgesehene Klassen vermerkt sind oder britische Führerscheine ohne Lichtbild). So wie in Österreich 

besteht in keinem EWR-Staat eine Verpflichtung zur Umschreibung des Führerscheines in einen EU-

Führerschein. 

 

Gemäß dem Wiener Übereinkommen über den Straßenverkehr in der Fassung vom 3. September 1993 

sind alle Führerscheine, die die in Anhang 6 enthaltenen Angaben enthalten und von einer Vertragspartei 

des Wiener Übereinkommens ausgestellt wurden, anzuerkennen. Das zusätzliche Mitführen eines 

internationalen Führerscheines ist für Besitzer eines solchen Führerscheines nicht notwendig. 

 

Hinsichtlich der Gültigkeit der EU-Führerscheine in Drittstaaten, weist das Bundesministerium darauf hin, 

dass mit 3. September 1993 das Wiener Übereinkommen über den Straßenverkehr geändert wurde. 

Anhang 6 des Abkommens verlangt von einem Führerschein, der in allen Vertragsstaaten anerkannt 

werden muss, folgende Inhalte: 

" - Aufschrift "permis de conduire" (französisch) 

1. Name 

2.Vorname(n) 

3.Ort und Tag der Geburt 

4.Ausstellungsbehörde 

5.Ort und Datum der Ausstellung des Führerscheines 

6.Führerscheinnummer 

7.Unterschrift und/oder Dienstsiegel der Ausstellungsbehörde 

8.Unterschrift des Führerscheinbesitzers 

9.Fahrzeugklassen 

wahlweise: 

10.Wohnort 

11.Gültigkeitsende 

 

Außerdem ein Lichtbild des Führerscheininhabers, Form und Material des Führerscheines werden 

national festgelegt." 

Der EU-Führerschein erfüllt alle diese Voraussetzungen. Daher ist er auch anzuerkennen. 

 

 



  

§ 1 

II. Führerscheine aus Griechenland: 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie wurde vom griechischen Ministerium für 

Transport und Verkehr darauf aufmerksam gemacht, dass es im Zuge des Austausches mit griechischen 

Führerscheinen aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu Missbräuchen gekommen ist. 

Durch den Umtausch werden gefälschte griechische Führerscheine legalisiert, dadurch besitzt der 

Antragsteller nach dem Umtausch einen legalen ausländischen Führerschein. 

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie weist auf Ersuchen des griechischen 

Ministeriums für Transport und Verkehr darauf hin, dass nur griechische Führerscheine, die durch eine 

schriftliche Bestätigung der angegebenen Ausstellungsbehörde legitimiert wurden, umgetauscht werden 

dürfen.  

 

III. Anerkennung der Führerscheine der 10 neuen EU-Mitgliedstaaten: 

Im Zusammenhang mit dem Beitritt von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Tschechien, der Slowakei, Ungarn, 

Slowenien, Malta und Zypern zur Europäischen Union mit 1. Mai 2004 wird darauf aufmerksam gemacht, dass 

Führerscheinbesitzer aus diesen Ländern ab diesem Zeitpunkt im Besitz einer EWR-Lenkberechtigung sind und 

somit jegliche Führerscheine aus diesen Ländern (auch die alten Führerscheinmodelle!) vollständig, d.h 

genauso wie jene der bisherigen EWR-Staaten anzuerkennen sind.  

 

Mit 1. Mai 2004 sind somit keine Umschreibungsverfahren gemäß § 23 FSG hinsichtlich dieser Staaten mehr 

durchzuführen, auch die zu diesem Zeitpunkt anhängigen Verfahren sind unverzüglich einzustellen. Es empfiehlt 

sich daher, bereits zum jetzigen Zeitpunkt keine derartigen Anträge auf Umschreibung mehr entgegenzunehmen, 

bzw. den Antragsteller darauf hinzuweisen, dass die Umschreibung ab 1. Mai 2004 nur mehr auf freiwilliger Basis 

erfolgt. 

 

Auf die gemeinschaftsrechtliche Verpflichtung, ab 1. Mai 2004 nur mehr Führerscheine auszustellen, die auch 

das Wort „Führerschein“ in den Sprachen der neuen Mitgliedstaaten beinhaltet, wurde bereits hingewiesen. 

 

Die obigen Anordnungen gelten sinngemäß auch für Rumänien und Bulgarien, da diese Staaten mit 1.1.2007 der 

Europäischen Union beigetreten sind. 

 

171.304/0006-IV/ST4/2013 

Ebenso gelten diese Anordnungen für Kroatien, ab dessen Beirtitt zur Europäischen Union mit 1.7.2013. 

 

 



  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2  

Umfang der  
Lenkberechtigung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

§ 2 

zu Abs. 1: 

171.304/0006-IV/ST4/2013 

I. Anerkennung im Ausland 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie hat im Wege des Bundesministeriums für 

auswärtige Angelegenheiten Erkundigungen eingeholt, in welchen EU-Ländern, EWR-Staaten und anderen 

Nachbarstaaten Österreichs  

1. die Berechtigung mit einer Lenkberechtigung für die Klasse B Krafträder mit einem Hubraum von nicht 

mehr als 125 ccm und nicht mehr als 11 kW (Leichtkrafträder) lenken zu dürfen, 

2. die Lenkberechtigung für die Klasse F sowie 

3. die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B 

 anerkannt werden. 

 

In der folgenden Aufstellung ist ersichtlich, in welchen Ländern welche Lenkberechtigungen „anerkannt“ 

oder „nicht anerkannt“ werden, bzw. von welchen Ländern bis dato keine Stellungnahmen vorliegen.  

 

Daraus ist ersichtlich, dass  

1. die Berechtigung, mit einer Lenkberechtigung für die Klasse B Krafträder mit einem Hubraum von nicht 

mehr als 125 ccm und nicht mehr als 11 kW (Leichtkrafträder) lenken zu dürfen, in  

 - Spanien (nach mindestens 3-jährigem Besitz der Lenkberechtigung der Klasse B),  

 - Portugal (ab einem Mindestalter von 25 Jahren),  

 - der Tschechischen Republik (nur mit Fahrzeugen mit Automatikgetriebe) 

 - Italien und  

 - Lettland  

2. die Lenkberechtigung für die Klasse F nur in Portugal, Frankreich, Luxemburg, Dänemark, Finnland, 

Deutschland und Slowenien sowie  

3. die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B nur in England und Nordirland, Dänemark sowie 

Deutschland  

anerkannt werden.  

 

In den Niederlanden wird die Klasse F zwar nicht anerkannt, jedoch dürfen landwirtschaftliche 

Zugmaschinen in den Niederlanden unter Einhaltung des Tempolimits von 25 km/h von Personen, die das 

16. Lebensjahr vollendet haben, ohne Lenkberechtigung gelenkt werden.  

 

Hinsichtlich der Staaten, die noch keine Stellungnahme abgegeben haben, ist bis zu einer gegenteiligen 

Mitteilung davon auszugehen, dass keine Anerkennung erfolgt.  

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie wird aber, sobald noch weitere 

Stellungnahmen eingelangt sind, das Gesamtergebnis dieses Ermittlungsverfahrens ehestmöglich mitteilen. 

 

 

 

 



  

 

 § 2 

 
 

 

 

Staat 

 
Anerkennung Krafträder 125 ccm mit 

LB d. Klasse B   

Anerkennung der 

LB für die Klasse F 

Anerkennung der Vorgezogenen 

LB für die Klasse B 

 
JA NEIN JA NEIN JA 

 
NEIN 

 
E 

 
++)     

 
 

 
P 

 
    ++)     

 
 

 
UK+ 

Nordirl. 

 
     

 
 

 
IRL 

 
     

 
 

 
F 

 
     

 
 

 
L 

 
     

 
 

 
DK 

 
     +) 

 
 

 
I 

 
     

 
 

 
GR 

 
     

 
 

 
S 

 
     

 
 

 
FIN 

 
     

 
 

 
NL 

 
     

 
 

 
B 

 
     

 
 

 
D 

 
    +) 

 
 

 
IS 

 
     

 
 

 
N 

 
     

 
* 

 
FL 

 
     

 
 

 
CH 

 
     

 
 

 
H 

 
     

 
 

 
CZ 

 
++)     

 
 

 
SK 

 
     

 
 

 
SLO 

 
 


    

 
 

 
HR 

 
     

 
 

 
PL 

 
----- ---- ----- ------  

 
 

 
LAT 



 

 

 +) wenn im jeweiligen Staat nicht ansässig  

 ++) unter bestimmten Bedingungen – siehe Text zu Abs. 1 



  

§ 2 

II. Anerkennung der Lenkberechtigung für die Klasse B ab 17 in UK, Irland und Deutschland 

 

Von dem Vereinigten Königreich und Irland werden Lenkberechtigungen für die Klasse B ähnlich wie in 

Österreich unter bestimmten Voraussetzungen, bereits ab dem vollendeten 17. Lebensjahr erteilt. Da 

aufgrund bilateraler Vereinbarung die genannten Staaten auch die österreichische vorgezogene 

Lenkberechtigung für die Klasse B (ab dem vollendeten 17. Lebensjahr) anerkennen, sind auch die 

entsprechenden Lenkberechtigungen dieser Staaten anzuerkennen, unabhängig, ob der Betreffende in 

Österreich seinen Hauptwohnsitz begründet oder nicht. 

 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

In Deutschland gibt es das Modell des „Begleitenden Fahrens“ ab 17, bei dem der Kandidat zwar alle 

Voraussetzungen für die Erteilung einer Lenkberechtigung und Ausstellung eines Führerscheines erbringen 

muss (d.h. inklusive theoretischer und praktischer Fahrprüfung) aber anstatt eines regulären 

Führerscheines nur eine sog. „Prüfbescheinigung“ erhält. Mit dieser darf bis zur Vollendung des 18. 

Lebensjahres nur in Begleitung gefahren werden. Ab diesem Zeitpunkt kann der reguläre Führerschein 

beantragt werden, die Prüfbescheinigung gilt noch für weitere drei Monate. In Österreich ist diese 

Prüfbescheinigung bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres anzuerkennen, das heißt dass unter den 

gleichen Voraussetzungen wie in Deutschland (d.h. in Begleitung) gefahren werden darf. Ab der Vollendung 

des 18. Lebensjahres muss der Lenker im Besitz des regulären Führerscheines sein, die „Nachfrist“ von 

drei Monaten für die Umschreibung wird in Österreich nicht anerkannt. 

 

Da es sich bei diesen Führerscheinbesitzern nicht um Personen handelt, die die Ausbildung für die 

vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B absolviert haben, entfällt bei diesen Lenkern aus allen der 

genannten Staaten das Erfordernis der Kennzeichnungspflicht der Fahrzeuge. 

 

 



  

§ 2 

Zu Abs. 1 Z 3: 

Definition der Klasse A2 - Drosselungsregelung 

171.304/0001-IV/ST4/2014 

Von der EU-Kommission wurde eine Rechtsansicht zur Auslegung der Drosselungsregelung der 

Klasse A2 übermittelt, die von der bisherigen österreichischen Auslegung (und jener von zahlreichen 

anderen Mitgliedstaaten) abweicht: 

Die in § 2 Abs. 1 Z 3 genannte Wendung „die nicht von einem Fahrzeug mit mehr als der doppelten 

Motorleistung abgeleitet sind“ bedeutet im Hinblick auf die höchstzulässige Motorleistung von 35 kW, 

dass das Motorrad im ungedrosselten Zustand niemals mehr als eine Motorleistung von 70 kW haben 

darf.  

 

Darüberhinausgehende Einschränkungen sind in dieser Bestimmung nicht enthalten, etwa 

dahingehend, wenn das Motorrad im gedrosselten Zustand weniger als 35 kW Motorleistung aufweist. 

Würde man die genannte Wendung „Drosselung über die Hälfte“ in jedem individuellen Fall 

anwenden, so würde dies beispielsweise bei einem Motorrad mit einer ungedrosselten Leistung von 

65 kW dazu führen, dass dieses Motorrad - gedrosselt auf 30 kW - mit Klasse A2 nicht gelenkt werden 

dürfte, wenn es aber auf 35 kW gedrosselt wäre, mit der Klasse A2 sehr wohl gelenkt werden dürfte.  

 

Da ein solches Ergebnis nicht mit den von dieser Bestimmung verfolgten Intentionen der 

Verkehrssicherheit vereinbar ist, ist die Bestimmung dahingehend zu verstehen, dass sämtliche 

unter die Klasse A2 zu subsumierende Motoräder (mit einer Motorleistung von bis zu 35 kW) 

nicht von einem Fahrzeug mit einer Motorleistung von mehr 70 kW abgeleitet sein dürfen. 

 

Im Sinne einer EU-konformen Vorgangsweise ist diese (im Vergleich zur bisherigen Auslegung) 

extensive Interpretation ab sofort anzuwenden. 

 

 



  

§ 2 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 1 Z 5 lit.c: 

Eintragung des Codes 111 bei Wiedererteilung der Lenkberechtigung 

Wird die Lenkberechtigung für die Klasse B nach Erlöschen derselben wiedererteilt, so ist ein vorher 

vorhandener Code 111 ebenfalls ohne weitere Voraussetzungen formlos wiedereinzutragen. Insbesondere 

ist keine 5-jährige Wartezeit und auch keine praktische Ausbildung zu absolvieren. Diese Regelung ist bei 

Wiedererteilung nach jeglichem Erlöschen anzuwenden, egal ob die Lenkberechtigung durch Fristablauf 

oder durch einen mehr als 18-monatigen Entzug erloschen ist. 

  

Selbst wenn aufgrund einer systematischen Betrachtungsweise auch eine andere Vorgangsweise 

denkmöglich wäre, so sprechen pragmatische und rechtliche Überlegungen für die oa. Lösungsvariante. 

Die Schulung für Code 111 hat „keine Ablauffrist“, d.h. dass die 18-monatige Verfallsfrist des § 64b Abs. 7a 

der KDV 1967 in diesem Fall nicht gilt. Somit gibt es keinen Grund eine neuerliche Schulung zu fordern. 

Noch problematischer wäre aber die Konsequenz, dass der Betreffende noch einmel die 5-jährige Wartezeit 

abwarten müsste, ehe der Code 111 erneut eingetragen werden dürfte. Das ist unbillig und sachlich nicht 

zu rechtfertigen vor allem deshalb, weil der Betroffene bereits einmal all die genannten Voraussetzungen 

erfüllt hat. Im Übrigen ist darauf zu verweisen, dass in Art. 6 Abs. 3 lit. b der Richtlinie 2006/126 vorgesehen 

ist, dass die Mitgliedstaaten A1-Motorräder in Klasse B einreihen können und zwar ohne dass weitere 

Bedingungen erfüllt werden. Die oa. Voraussetzungen für die Eintragung des Codes 111 entspringen somit 

einer rein nationalen Regelung, womit nichts gegen die eingangs dargestellte Handhabung dieser 

Problematik spricht.  



  

§ 2 

zu Abs. 1 Z. 9 lit. c: 

unbesetzte Omnibusse: 

Die Berechtigung, unbesetzte Fahrzeuge der Klasse D mit einer Lenkberechtigung für die Klasse C zu 

lenken, war vor Inkrafttreten des FSG in § 65 Abs. 6 KFG 1967 geregelt und war ex lege im Umfang der 

Lenkberechtigung für die Klasse C enthalten.  

 

Gemäß § 2 Abs. 1 Z 9.1 lit c FSG ergibt sich diese Berechtigung ebenfalls direkt aus dem Gesetz. Eine 

Eintragung dieser Berechtigung erfolgt seit dem Entfall des Codes 105 seit dem 1.11.2008 nicht mehr. 

 

Der Zeitpunkt des tatsächlichen Entstehens der gegenständlichen Berechtigung ist für die Kontrollorgane 

sehr einfach durch Dazuaddieren von 2 Jahren zum Zeitpunkt der Erteilung der Lenkberechtigung für die 

Klasse C zu ermitteln. Darüber hinaus muss der Besitzer der Lenkberechtigung jedenfalls das 21. 

Lebensjahr vollendet haben. 

 

Diese Bestimmung hat nationalen Charakter auch wenn sie in § 2 Abs. 4 nicht genannt ist. Die Regelung 

bezieht sich, soweit sie die Lenkerberechtigung für die Gruppe C betrifft, nur auf in Österreich erteilte 

Lenkerberechtigungen, im Übrigen berechtigen auch EU-Lenkberechtigungen zum Ausüben dieser 

besonderen Berechtigung. 

 

 



  

§ 2  

zu Abs. 3:  

I. Erleichterter Zugang zur Lenkberechtigung BE: 

1. Die in § 2 Abs. 3 Z 9 FSG geregelte Möglichkeit, auf vereinfachte Art eine Lenkberechtigung für die 

Klasse B+E zu erwerben, setzt nicht voraus, dass der Antragsteller mindestens drei Jahre im 

Besitz einer gültigen Lenkberechtigung für die Klassen B und F gemäß FSG (dh. nach dem 1. 

November 1997 erteilt) war. Da gemäß § 40 Abs. 1 zweiter Satz FSG die im FSG enthaltenen 

Bestimmungen, die sich auf Fahrzeugklassen beziehen auch auf Fahrzeuggruppen (nach KFG 

1967) anzuwenden sind, können auch Besitzer von vor Inkrafttreten des FSG erteilten 

Lenkerberechtigungen die Klasse BE auf die vereinfachte Art erwerben. 

2.  Der vereinfachte Erwerb der Klasse BE ist nur dann möglich, wenn der Antragsteller zumindest 

seit drei Jahren im Besitz einer gültigen Lenkberechtigung für die Klassen B und F ist, was (wie 

beim Zahlencode 111) so zu verstehen ist, dass in diesem Zeitraum keine Entzüge einer 

Lenkberechtigung enthalten sein dürfen. 

3.   Zu Z 9 lit. a (Glaubhaftmachen der Praxis im Lenken von anderen als leichten Anhängern): 

3.1 Der Antragsteller muss die Praxis im Lenken von anderen als leichten Anhängern nicht 

nachweisen sondern nur glaubhaftmachen. § 2 Abs. 3 Z 9 lit. a FSG stellt daher keine 

besonders hohen Anforderungen an die Qualität dieser Erklärung. Das Erfordernis einer 

eidesstattlichen Erklärung kann dem Gesetz nicht entnommen werden, es sollte vielmehr eine 

formlose Erklärung ausreichen. 

3.2 § 2 Abs. 3 Z 9 lit. a FSG legt nur fest, dass der Antragsteller während der zumindest letzten 

drei Jahre andere als leichte Anhänger gezogen hat. Nähere Anforderungen an diese 

Anhänger (wie etwa die Zulassung zum Verkehr) stellt das Gesetz nicht. Daher sind auch 

nicht zum Verkehr zugelassene Anhänger für den geforderten Praxisnachweis ausreichend.  

Ebenso verlangt das Gesetz nicht, dass diese anderen als leichten Anhänger vom 

Berechtigungsumfang der Klasse F umfasst sein müssen. Es ist daher auch der Erwerb einer 

Praxis mit anderen als leichten Anhängern, die vom Berechtigungsumfang der Klasse B 

umfasst sind, im Sinne der Z 9 als ausreichend zu qualifizieren. 

4. Zu Z 9 lit. b (keine Bedenken hinsichtlich der gesundheitlichen Eignung): 

Gemäß § 2 Abs. 3 Z 9 lit. b FSG ist die gesundheitliche Eignung nur für den Fall zu überprüfen, 

dass diesbezügliche Bedenken bestehen. Ein ärztliches Gutachten in jedem Fall zu verlangen, in 

dem eine derartige Berechtigung beantragt wird, entspricht daher nicht den Intentionen des 

Gesetzes. 

5. Zu Z 9 lit. c (Praktische Fahrprüfung): 

5.1 Die gemäß Z 9 lit. c abzulegende praktische Fahrprüfung hat vollinhaltlich den Kriterien der 

Fahrprüfungsverordnung zu entsprechen. 

5.2 Die Teilnahme eines Fahrlehrers oder Begleiters bei der Fahrprüfung zur Erlangung dieser 

Berechtigung ist trotz der Bestimmung des § 6 Abs. 4 dritter Satz der Fahrprüfungsverordnung 

nicht erforderlich, da diese Bestimmung voraussetzt, dass der Kandidat im Rahmen einer 

Fahrschule oder privat ausgebildet wurde. In diesem besonderen Fall ist jedoch eine  



  

§ 2 

Ausbildung nicht erforderlich und außerdem ist der Kandidat ja bereits im Besitz einer 

Lenkberechtigung für die Klassen B und F, weshalb § 6 Abs. 4 dritter Satz der 

Fahrprüfungsverordnung nicht anzuwenden ist, dh. dass die Fahrprüfung auch allein in 

Gegenwart eines Fahrprüfers abgenommen werden kann. 

6. Zu  Abs. 3 Z 9 lit. c letzter Halbsatz FSG: 

Diese Bestimmung befreit den Antragsteller bei der Möglichkeit des vereinfachten Erwerbes der 

Lenkberechtigung für die Klasse B+E von der Absolvierung einer Fahrschulausbildung. Der 

Betreffende ist nicht nur (gemäß einer strengen Wortinterpretation) vom Nachweis einer Schulung 

befreit, sondern auch von der Absolvierung der Ausbildung selbst, da auch die 

Ausbildungsbestimmungen der KDV 1967 nur jene Ausbildung regeln, die vom Bewerber um eine 

Lenkberechtigung bei der Behörde nachzuweisen sind. Die Normierung einer Ausbildungspflicht 

ohne entsprechende Kontrollmöglichkeit der Behörde ist nicht sinnvoll und kann daher dem Gesetz 

nicht unterstellt werden. 

 

II. Eintragungen im Führerschein: 

Bei der Erteilung einer Lenkberechtigung für die Klasse C ist jedenfalls auch die Lenkberechtigung für 

die Klassen F auf Seite 2 des Führerscheines einzutragen, wobei zu beachten ist, dass die Befristung 

für die Klasse C nicht auch für die Lenkberechtigung für die Klasse F gilt.



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 3 

Allgemeine Voraussetzungen für die Erteilung einer 

Lenkberechtigung  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 3 

zu Abs. 1: 

Unterweisung in lebensrettenden Sofortmaßnahmen: 

Aufgrund verschiedener Fragestellungen wird die Vorgangsweise und Anerkennung wie folgt klargestellt: 

1. Unterweisungen in lebensrettenden Sofortmaßnahmen und Erste Hilfe Kurse (Klasse D) haben keine 

begrenzte Gültigkeitsdauer!  

Bei Fällen der Ausdehnung oder Wiedererteilung der Lenkberechtigung kann sich aber die Frage stellen, 

wieweit bereits absolvierte Kurse anzuerkennen sind. Wird die Ausdehnung oder Wiedererteilung einer 

Lenkberechtigung beantragt, die vor dem 1.1.1973 erteilt wurde, so ist nunmehr die Vorlage eines Kurses 

über die lebensrettenden Sofortmaßnahmen zu verlangen. Bis zu diesem Zeitpunkt war nämlich die 

Absolvierung eines solchen Kurses überhaupt nicht vorgeschrieben. 

 

2. Zwischen 1.1.1973 und 1.10.1990 war ein vierstündiger Kurs verpflichtend vorgeschrieben. Wurde ein 

solcher bei der Erteilung der seinerzeitigen Lenkberechtigung absolviert, so ist bei einer Ausdehnung oder 

Wiedererteilung kein neuerlicher Kurs und auch keine zweistündige Ergänzung (auf die zur Zeit geforderten 

sechs Stunden) erforderlich. Solche Kurse sind vollständig anzuerkennen. 



 

§ 3 

zu Abs. 2: 

Es wird klargestellt, dass trotz der Erlöschensbestimmung des § 27 Abs. 1 Z 1 FSG eine Entziehungsdauer 

von 18 Monaten und mehr als mit dem System des FSG vereinbar angesehen wird.  

 

Die Frage, wie vorzugehen ist, wenn die Befristung einer Lenkberechtigung vor Ablauf der prognostizierten 

Entziehungsdauer endet, wird von den Ländern unterschiedlich gelöst, wobei versucht wird, die auf § 73 

Abs. 2 KFG 1967 gestützte Vorgangsweise weiterzuführen.  

a) In einigen Ländern wird eine Entziehungsdauer auch über das Fristende der Lenkberechtigung hinaus 

ausgesprochen, wodurch klargestellt ist, dass vor Ablauf dieser Entziehungsdauer gem. § 3 Abs. 2 eine 

neue Lenkberechtigung nicht erteilt werden kann. 

b) Die andere Vorgangsweise ist, dass der Entzug bis zum Ende der Befristung der Lenkberechtigung 

ausgesprochen wird und gleichzeitig im Spruch des Entziehungsbescheides festgehalten wird, für 

welche über das Fristende hinausgehende Dauer die Verkehrszuverlässigkeit bei dem Betreffenden 

nicht gegeben ist. 

 

Seitens des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie wird die Variante a) im Hinblick 

auf die Judikatur des VwGH als problematisch erachtet, wonach es nicht zulässig ist, einen Entzug der 

Lenkberechtigung über das Ende der Befristung hinaus auszusprechen. Der Variante b) ist daher der 

Vorzug zu geben.  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4 

Lenkberechtigung für Anfänger (Probeführerschein)  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 4 

zu Abs. 3:  

I.  

Gem. § 4 Abs. 3 wird die aufschiebende Wirkung bei Berufungen gegen die Anordnung der 

Nachschulung bei Probeführerscheinbesitzern ex lege ausgeschlossen. Bei Entziehungen innerhalb 

der Probezeit hat die Behörde gemäß § 24 Abs. 3 eine Nachschulung anzuordnen. Berufungen gegen 

solche Anordnungen der Nachschulung haben gemäß den allgemeinen Regeln des AVG 

aufschiebende Wirkung. Um eine Ungleichbehandlung zu vermeiden, wäre auch bei Anordnungen der 

Nachschulung gemäß § 24 Abs. 3 innerhalb der Probezeit die aufschiebende Wirkung 

auszuschliessen. 

 

II. Diversion (siehe auch § 4 und §§ 30a und 30b) 

Seitens des Bundesministeriums für Justiz wurde klargestellt, dass die Strafverfolgung mittels Diversion 

einer rechtskräftigen Verurteilung nicht gleichzuhalten ist. Aus diesem Grund ist es in jenen Fällen des § 4 

Abs. 3 erster Satz FSG, in denen die Diversion zur Anwendung gekommen ist, sachlich nicht gerechtfertigt, 

eine Nachschulung anzuordnen. Derartige Maßnahmen sind im Rahmen der Diversion von den Gerichten 

anzuordnen. 

 



 

§ 4 

zu Abs. 5: 

Die Anzahl der Probezeitverlängerungen ist mit drei begrenzt. Eine Eintragungsmöglichkeit von mehr als 

drei Probezeitverlängerungen ist mangels vorhandener Zahlencodes nicht gegeben.  

 

Eine Entziehung der Lenkberechtigung ist jedoch nur dann vorzunehmen, wenn diese Maßnahme 

ausreichend begründet werden kann (d.h. das Zusammentreffen der Delikte insgesamt so schwer wiegt, 

dass die Verkehrsunzuverlässigkeit anzunehmen ist), da die Einzeldelikte für sich allein genommen in der 

Regel die Entziehung der Lenkberechtigung nicht ermöglichen.  



 

§ 4 

zu Abs. 6: 

Wird von einem Probeführerscheinbesitzer ein schwerer Verstoß gem. Abs. 6 oder Abs. 7 begangen, so 

können lediglich von der Behörde die im FSG vorgesehenen Sanktionen gesetzt werden. Die Setzung von 

Zwangsmaßnahmen gem. § 38 oder die vorläufige Abnahme des Führerscheines gem. § 39 sind in diesen 

Fällen nicht möglich. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4b 

Zweite Ausbildungsphase – Konkrete Inhalte 



 

§ 4b 

zu Abs. 1: 

Ziel der Mehrphasenausbildung ist es, eine möglichst große Zahl von Führerscheinneulingen der 

Absolvierung der vorgeschriebenen Ausbildungsstufen zuzuführen. Eine lückenlose Vollziehung dieses 

Gesetzes wird aufgrund von tatsächlichen oder rechtlichen Unmöglichkeiten (Begründung des Wohnsitzes 

im Ausland nach Erwerb der Lenkberechtigung, bzw. Erwerb einer ausländischen Lenkberechtigung und 

danach Verlegung des Wohnsitzes nach Österreich) nicht möglich sein!! 

Aus diesem Grund sind auch Ausbildungsstufen, die außerhalb der in § 4b genannten Fristen absolviert 

werden, grundsätzlich anzuerkennen, d.h. es darf der Betreffende nicht durch Hinweis auf die 

Nichteinhaltung der Frist dazu angehalten werden, einzelne oder alle Stufen ein weiteres Mal absolvieren 

zu müssen.  

Immer wieder kommt es auch vor, dass die Stufen nicht in der vorgesehenen Reihenfolge absolviert 

werden. Diesfalls ist die betreffende Einrichtung zur Einhaltung der vorgegebenen Reihenfolge anzuhalten. 

In gravierenden Fällen, d.h. wenn die Reihenfolge trotz entsprechender behördlicher Information mehrfach 

immer wieder ignoriert wird, kann auch gemäß § 36 Abs. 4 FSG vorgegangen und die Bewilligung 

widerrufen werden. Die Absolvierung der Stufen ist aber dennoch (ebenso wie bei der Nichteinhaltung der 

Fristen) zu akzeptieren. Die Eintragung im Führerscheinregister kann dann aber nicht mehr von der 

Fahrschule (dem Autofahrerclub) vorgenommen werden, sondern hat von der Behörde zu erfolgen.   



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 4c 

Zweite Ausbildungsphase - Verfahren  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 4c 

zu Abs. 2: 

Die in § 4c Abs. 2 vorletzter Satz FSG genannte Möglichkeit zum Absehen von der Entziehung der 

Lenkberechtigung beim Nachweis von berücksichtigungswürdigen Gründen lässt der Behörde gewissen 

Spielraum offen. Dies ist im Sinne einer sachgerechten Beurteilung der vorgebrachten Gründe im Einzelfall 

erforderlich. Die Wertung der Gründe hat unabhängig vom Zeitpunkt ihres Entstehens zu erfolgen, die 

Wendung „innerhalb der festgesetzten Frist“ in § 4c Abs. 2 vorletzter Satz darf nicht dahingehend 

verstanden werden, dass nur solche Gründe akzeptiert werden, die vor Beginn der ersten Nachfrist 

aufgetreten sind.  

 

Beim Vorliegen von berücksichtigungswürdigen Gründen kann jedenfalls ausschließlich von der Entziehung 

der Lenkberechtigung abgesehen werden, ein Absehen bereits von der Anordnung der fehlenden Stufen ist 

nicht möglich. 



 

§ 4c 

zu Abs. 3: 

Die Bestimmung des § 4c Abs. 3 FSG ist nur auf jene Fälle anzuwenden, in denen der Besitzer der 

Lenkberechtigung bei der Ersterteilung der Lenkberechtigung zur Absolvierung der 

Mehrphasenausbildung verpflichtet war. Diese Bestimmung hat daher einen sehr engen 

Anwendungsbereich, da sie nur die (seltenen) Fälle erfasst, in denen über einen Fahranfänger noch vor 

Absolvierung der Mehrphasenausbildung ein Entzug der Lenkberechtigung von mehr als 18 Monaten 

verhängt wird. Da die Lenkberechtigung in diesem Fall erlischt, ist eine derartige Bestimmung 

erforderlich. Sollte der  Betreffende nach Ablauf der Entziehungsdauer wieder eine Lenkberechtigung 

beantragen und hat er die Mehrphasenausbildung noch nicht absolviert, so soll dies im Rahmen der 

Wiedererteilung erfolgen. 

Unzulässig ist es jedenfalls, die Bestimmung des § 4c Abs. 3 FSG auf jene Fälle auszudehnen, in denen  

der Betreffende bei der Ersterteilung der Lenkberechtigung zur Absolvierung der Mehrphasenausbildung 

nicht verpflichtet war. Dies war nie beabsichtigt und kann auch aus § 4c Abs. 3 FSG nicht abgeleitet 

werden, da der Beisatz „sofern sie nicht bereits im Rahmen der Ersterteilung der Lenkberechtigung 

absolviert wurde.“ von einer Verpflichtung zur Absolvierung der Mehrphasenausbildung im Rahmen der 

Ersterteilung ausgeht. Außerdem würde eine derartige Auslegung zu dem völlig widersinnigen Ergebnis 

führen, dass etwa ein Lenker, der jahrzehntelang im Besitz einer Lenkberechtigung war und nun eine 

Wiedererteilung beantragt, wie ein unerfahrener Fahranfänger behandelt wird. Da eine derartige Lösung 

nie beabsichtigt war, ist auch das Zentrale Führerscheinregister auf diese Konstellation nicht 

ausgerichtet und es gibt bei diesen Personen keine Eintragungsmöglichkeit der absolvierten Stufen 

durch Fahrschulen und Autofahrerclubs. 

 



 

 

 

 

 

§ 5 FSG 

Verfahren bei der Erteilung einer Lenkberechtigung 



 

§ 5 

Allgemeines: 

Identitätsnachweise: 
 

I. Asylkarten 

Aufgrund einer Anfrage beim BMI wurde die Frage, inwiefern Bundesasylkarten im 

Lenkberechtigungserteilungsverfahren anzuerkennen sind, wie folgt geklärt: 

 

Es gibt nicht nur eine Asylkarte schlechthin, sondern es ist nach dem Stand des jeweiligen Asylverfahrens 

zu unterscheiden und demnach werden auch unterschiedliche Karten ausgestellt, die in ihrer Rechtsqualität 

durchaus unterschiedlich zu bewerten sind.  

 

In diesem Sinn werden die so genannte „Verfahrenskarte“ und die „Aufenthaltsberechtigungskarte“ am 

Anfang des Asylverfahrens ausgestellt. Diese beiden Karten reichen nach Auskunft des 

Bundesministeriums für Inneres für einen Identitätsnachweis im Führerscheinverfahren nicht aus.  

 

Anders verhält es sich hingegen bei der „Karte für subsidiär Schutzberechtigte“, da diese Karte in einem 

fortgeschrittenen Verfahrensstadium ausgestellt wird, in dem dem Antragsteller schon eine mehr gesicherte 

Position zukommt und er in das österreichische Rechtsleben einzubinden ist. Diese Karte ist von den 

Behörden als Identitätsnachweis im Führerscheinerteilungsverfahren anzuerkennen. 

Um welche Karte es sich im Einzelfall handelt, ist aus der Karte direkt zu ersehen.  

 

Ergänzung dieses Erlasses: 

1.1. Mit diesem Erlass wurde lediglich die Rechtsansicht des Bundesministeriums für Inneres hinsichtlich 

der Rechtsqualität der Bundesasylkarten wiedergegeben, es wurde aber keine eindeutige, in allen Fällen 

verbindliche Vorgangsweise betreffend die Frage getroffen, ob eine Person zur Fahrprüfung zugelassen 

(bzw. ein Führerschein ausgestellt) werden soll oder nicht. Zur Beantwortung dieser Frage ist auf die 

Umstände des Einzelfalles abzustellen und zu beurteilen, ob die Informationen, die über die betreffende 

Person vorliegen, als Identitätsnachweis ausreichen oder nicht. So ist es beispielsweise als ausreichend 

anzusehen, wenn die Identität des Antragstellers aufgrund anderer Dokumente außer Zweifel steht. Allein 

der Besitz einer im Asylverfahren ausgestellten „Verfahrenskarte“ oder „Aufenthaltsberechtigungskarte“ 

rechtfertigt somit nicht automatisch die Verweigerung der Zulassung zur Fahrprüfung (Ausstellung eines 

Führerscheines), sondern nur dann, wenn außer dieser Karte überhaupt kein weiterer Nachweis über die 

Identität dieser Person gegeben ist. 

1.2. Im Übrigen sind die Fälle von Personen, deren Asylkarten im bisherigen Führerscheinverfahren 

anerkannt wurden, zur Vermeidung von Härtefällen großzügig zu behandeln. Ihnen soll die Ausstellung 

eines Führerscheines nicht mit Hinweis auf diesen Erlass verweigert werden, da diese Personen bereits 

beträchtliche Aufwendungen zwecks Erlangung einer Lenkberechtigung getätigt haben. 

1.3. Künftig soll aber die Frage des Identitätsnachweises bereits bei der Antragstellung genau geprüft 

werden. Insbesondere sind die Fahrschulen davon in Kenntnis zu setzen, dass die „Verfahrenskarte“ oder 

„Aufenthaltsberechtigungskarte“ allein nicht als ausreichender Identitätsnachweis anzusehen ist und ein 

Führerschein allein aufgrund dieses Ausweises nicht ausgestellt werden kann. In Hinkunft hat daher die 

Fahrschule bereits am Beginn des Verfahrens das Vorhandensein eines ausreichenden  



 

§ 5 

Identitätsnachweises zu prüfen und aufklärend auf die Führerscheinwerber einzuwirken, die über keinen 

ausreichenden Identitätsnachweis verfügen. Damit soll vermieden werden, dass solche Personen eine  

Fahrschulausbildung beginnen, letztendlich aber wegen ungeklärter Identität keine Lenkberechtigung 

erhalten können. 

 

II. Führerscheine ohne Namensänderung 

Die Frage, ob ein Führerschein, in den eine erfolgte Änderung des Namens nicht eingetragen wurde, als 

Identitätsnachweis anzusehen ist, kann nicht generell einheitlich beantwortet werden. Vielmehr ist zu 

differenzieren und auf den Einzelfall abzustellen. 

 

Grundsätzlich ist die Anerkennung solcher Dokumente als Identitätsnachweis nicht ausgeschlossen und 

daher anzuerkennen, es kommt jedoch sehr wesentlich auf den Hintergrund an, weswegen der Nachweis 

der Identität gefordert wird. So werden solche Dokumente jedenfalls dann ausreichend sein, wenn es 

darum geht, etwa das Mindestalter einer Person zu belegen. In solchen Fällen ist der tatsächlich richtige 

Name von untergeordneter Bedeutung.  

 

Wenn jedoch der tatsächliche Name wesentlich ist, könnte ein Identitätsnachweis mit einem solchen 

Dokument problematisch sein.  

 

In behördlichen Verfahren wird jedoch eher davon auszugehen sein, dass solche Dokumente 

anzuerkennen sind, da behördlicherseits eine Nachprüfbarkeit unter Angabe der Dokumentennummer 

mittels Anfrage bei verschiedenen Datenbanken (z.B Führerscheinregister) recht einfach möglich ist. Nur in 

Zweifelsfällen sollte daher ein anderer Identitätsnachweis gefordert werden.  

 

Private Organisationen können für ihren Bereich eigene Regelungen treffen, ob sie solche nicht eindeutigen 

Fälle eines Identitätsnachweises anerkennen oder nicht.  



 

§ 5 
171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 2: 

I. Wohnsitzbegriff im Sinne der 14. FSG-Novelle 

Der führerscheinrechtliche „Wohnsitz“ im Sinne der 14. FSG-Novelle (anwendbar ab 19.1.2013) orientiert 

sich nicht nur mehr an einem 185-Tage dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet, sondern unterscheidet 

primär zwischen beruflichen und privaten Bindungen: 

  

1. Wenn (wie im Standardfall)  berufliche und private Arten von Bindungen in einem Mitgliedstaat liegen, 

dann ist zusätzlich noch das (beabsichtigte) Vorliegen des 185-tägigen Aufenthaltes zu prüfen.  

2. Neu ist die Regelung, dass bei einem Auseinanderfallen der persönlichen und privaten Bindungen (d.h. 

wenn diese in verschiedenen Mitgliedstaaten liegen), der Wohnsitz in dem Staat mit den persönlichen 

Bindungen vorliegt und zwar unabhängig vom Vorliegen einer 185-tägigen Aufenthaltsdauer! 

 

Anhand welcher Kriterien ist das Vorliegen der persönlichen Bindungen zu prüfen?  

 

Das Bestehen einer polizeilichen Meldung eines Hauptwohnsitzes ist lediglich ein Indiz für das Vorliegen 

eines führerscheinrechtlichen Wohnsitzes, die Überprüfung des „Wohnsitzes“ darf sich aber keinesfalls 

ausschließlich darauf beschränken, das Vorliegen eines melderechtlichen Hauptwohnsitzes abzuklären. 

Vielmehr sind weitere Kriterien heranzuziehen, wie etwa ein gemeinsamer Haushalt mit einem(r) 

Partner(in), der Wohnort oder Schulort  der Kinder etc. Im Protokoll der EU-Kommission zur Sitzung des 

Führerscheinkommittees findet sich zu dem Thema folgende Textpassage, die die Ansicht der Kommission 

sehr deutlich zum Ausdruck bringt und bei künftigen Überprüfungen des Vorliegen eines Wohnsitzes 

anzuwenden ist: 

 
„In numerous cases the ECJ (EuGH: Anm) has underlined the responsibility of the issuing authorities in the Member State to 
investigate whether the minimum conditions, that are laid down by the Directive related to residence and fitness to drive, 
have been satisfied and whether the issuing of a driving licence is justified.  
The Commission reminded that normal residence is not only a matter of registering in a Member State. Article 12 of the 
Directive defines normal residence and several court rulings in the area of taxation have further specified this principle. 
According to the court rulings, normal residence is not only the place where a person usually lives for at least 185 days a 
year but where a person has established his permanent centre of interest.  
The rulings confirmed that all relevant factors must be taken into consideration in determining normal residence namely, in 
particular, the actual presence of the person concerned and of the members of his family, the availability of accommodation, 
the place where the children actually attend school, the place where business is conducted, the place where property interests 
are situated, that of administrative links to public services and social services, but also those factors expressing the intention 
of that person to confer a certain stability on the place of connection, by reason of the continuity arising from a way of life 
and the development of normal social and occupational relationships.  

As a consequence the Commission is reminding Member States of their obligation to carefully establish whether the 

applicant is indeed a normal resident. In case of doubts Member States should mutually assist one another, in order to 

prevent situations that driving licenses are issued to persons whose normal residence is in another Member State.“  
 

Lässt sich eine Klärung über das Bestehen eines Wohnsitzes aufgrund der oa. Kriterien nicht herstellen, ist 

es erforderlich, eine direkte Klärung mit dem in Frage kommenden Staat herbeizuführen, welcher Staat 

dem Antragsteller eine Lenkberechtigung erteilt. 

 

II. Führerscheinrechtlicher Wohnsitzbegriff mit fremdenrechtlichen Bezug 

Bei der Beurteilung des führerscheinrechtlichen Wohnsitzes gibt es keine Verweise auf fremdenrechtliche 

Bestimmungen oder diesbezügliche Einschränkungen. Die Beurteilung des Wohnsitzes hat daher nach den 

oa. Kriterien unabhängig vom fremdenrechtlichen Status des Bewerbers um eine Lenkberechtigung zu 

erfolgen. Das bedeutet, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen für das Vorhandensein eines  
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führerscheinrechtlichen Wohnsitzes gemäß § 5 Abs. 2 Österreich für die Erteilung einer Lenkberechtigung 

zuständig ist, selbst wenn der Betreffende über keinen Aufenthaltstitel verfügt, sein Asylantrag abgewiesen 

wurde, kein Heimreisezertifikat erlangt werden kann oder er aus sonstigen Gründen nicht in Schubhaft 

genommen oder abgeschoben werden kann. 

 



 

 

 

 

 

§ 6 FSG 

Mindestalter 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 6 

zu Abs. 1:  

Mindestalter für die Erteilung einer Lenkberechtigung: 

1. Die Frage, ab wann ein Lebensjahr als vollendet gilt, d.h. wann ein bestimmtes erforderliches 

Mindestalter erreicht ist, hat Auswirkungen auf die Frage, ob eine Lenkberechtigung am Geburtstag 

oder erst am Tag nach dem Geburtstag erteilt werden kann, bzw zu welchem Zeitpunkt z.B. eine 

Ausbildung in der Fahrschule begonnen werden kann. Dazu wird Folgendes mitgeteilt: 

 

2. Der Verwaltungsgerichtshof hat sich zu der gegenständlichen Problematik in anderen Rechtsmaterien 

geäussert. Als Ergebnis kann fest gehalten werden, dass sich aus dieser Judikatur ergibt, dass eine 

Lenkberechtigung jedenfalls bereits am Geburtstag erteilt werden kann und nicht erst am Tag nach 

dem Geburtstag. Zu diesem Ergebnis kommt der Verwaltungsgerichtshofes jedoch auf unterschiedliche 

Art und Weise: 

 

2.1 Im Erkenntnis 2601/77 vom 29. September 1978 geht der Gerichtshof davon aus, dass für die 

Beurteilung der Frage, wann ein bestimmtes Lebensjahr vollendet ist, der Geburtstag als jener 

Tag anzusehen ist, an dem ein Lebensjahr vollendet wird. Dies ergibt sich aus § 902 Abs. 2 ABGB, 

der einen für das österreichische Recht allgemein aufgestellten Grundsatz für Fristen enthält. Nach 

diesem Erkenntnis ist bei materiellrechtlichen Fristen des öffentlichen Rechtes bezüglich des 

Fristendes zu unterscheiden, ob der Fristablauf mit dem Erwerb oder dem Verlust eines Rechtes 

verknüpft ist; je nachdem ist der Beginn (0.00 Uhr) oder das Ende (24.00 Uhr) des letzten Tages 

der Frist maßgebend. Für die Frage der Erteilung der Lenkberechtigung ergibt sich aus diesem 

Erkenntnis, dass das entsprechende Lebensjahr mit 0.00 Uhr des Geburtstages als vollendet 

anzunehmen ist, da es sich im gegenständlichen Fall um den Erwerb eines Rechtes handelt. 

2.2 Anders wird das gegenständliche Problem im Erkenntnis 95/08/0240 vom 19. März 1996 gelöst. 

Der Verwaltungsgerichtshof geht (mit dem allgemeinen Sprachgebrauch) davon aus, dass der Tag 

der Geburt der erste Tag des ersten Lebensjahres und daher der zweite Geburtstag der erste Tag 

des dritten Lebensjahres ist. Das zweite Lebensjahr ist damit mit Ablauf des dem zweiten 

Geburtstag vorangehenden Tages vollendet. Somit kann für den gegenständlichen Fall ebenfalls 

davon ausgegangen werden, dass eine Erteilung einer Lenkberechtigung am Geburtstag zulässig 

ist, da das Lebensjahr um 24.00 Uhr des vorangehenden Tages („mit Ablauf“) vollendet ist. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

§ 7 

Verkehrszuverlässigkeit  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 7 

zu Abs. 3: Annahme der Verkehrszuverlässigkeit: 

I. 

Gemäß der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 24. März 1999 (Zl. 98/11/0009-5) ist die 

Annahme der Verkehrsunzuverlässigkeit nicht möglich, wenn zwar eine Bestrafung wegen Verweigerung 

der Atemalkoholluftprobe vorliegt, aber zusätzlich einwandfrei der Beweis erbracht wird, dass die Person 

zum Zeitpunkt des Lenkens nicht alkoholisiert war. Dieses Erkenntnis ist von den Behörden bei der 

Vollziehung des FSG zugrundezulegen, da nicht anzunehmen ist, dass die Fälle der Verweigerung mit 

anschließendem Beweis des Vorliegens der Nichtalkoholisierung besonders zahlreich sein dürften. 

Darüberhinaus bleibt die Strafbarkeit gemäß § 99 Abs. 1 StVO 1960 mit einer Mindeststrafe von 1600 Euro 

aufrecht. 

 

II. 

Die immer wieder auftretende Forderung nach Vereinheitlichung der behördlichen Vorgangsweise bei der 

Entziehung der Lenkberechtigung anlässlich strafgerichtlicher Verurteilungen ist nicht erfüllbar, da eine 

entsprechende Bedachtnahme auf die Umstände des Einzelfalles erforderlich ist. Je nach dem ist die 

Entziehung der Lenkberechtigung sofort mit Erlangen der behördlichen Kenntnis (Anzeige) auszusprechen 

oder bis zur gerichtlichen Verurteilung zuzuwarten. 

 

Außerdem gibt es Probleme mit der sehr liberalen Rechtsprechung des VwGH bei Verstößen gegen das 

Suchtmittelgesetz. Es liegen bereits zahlreiche aufhebende Erkenntnisse dieses Gerichtshofes vor, bei 

denen die Entziehung der Lenkberechtigung wegen mangelnder Verkehrszuverlässigkeit und/oder wegen 

mangelnder gesundheitlicher Eignung aus behördlicher Sicht als geboten erschienen. Die künftige 

Vollziehung sollte sich daher an diesen Erkenntnissen orientieren. Dies gilt ebenso für die sogenannten 

Aufforderungsbescheide gemäß § 24 Abs. 4 FSG!  



 

 

§ 7 

zu Abs. 3 (Gerichtsdelikte): Entziehung der Lenkberechtigung bei Diversion: (siehe auch § 4 

und §§ 30a und 30b)  

Mit 1. Jänner 2000 ist durch eine Änderung der Strafprozessordnung (BGBl. I. Nr. 55/1999) die 

Diversion (außergerichtlicher Tatausgleich) in Kraft getreten. Gemäß § 90a StPO hat der Staatsanwalt 

demnach von der Verfolgung einer strafbaren Handlung zurückzutreten, wenn der Verdächtige eine in 

§ 90a StPO näher genannte Ersatzleistung erbringt und eine Bestrafung nicht geboten erscheint, um 

den Verdächtigen von strafbaren Handlungen abzuhalten oder der Begehung strafbarer Handlungen 

durch andere entgegenzuwirken. 

 

Nunmehr hat sich die Frage ergeben, wie sich die neuen Bestimmungen über die Diversion zu § 7 

Abs. 3 des Führerscheingesetzes (Entziehung der Lenkberechtigung wegen der Begehung einer 

gerichtlich strafbaren Handlung) verhalten, da diesfalls keine der Rechtskraft fähige Entscheidung 

existiert, aufgrund der mit Sicherheit von der Tatbegehung durch den Betroffenen ausgegangen 

werden kann. 

 

Nach Ansicht des Bundesministeriums für Justiz ist die hinreichende Klärung des Sachverhaltes eine 

wesentliche Voraussetzung für die Zulässigkeit der Diversion (wobei ein umfassendes Geständnis 

nicht unbedingt erforderlich ist, sondern es ausreichend ist, wenn der Betreffende bereit ist, die 

Verantwortung für die ihm angelastete Tat zu übernehmen). Bei unklarer Beweislage ist die Diversion 

ausgeschlossen. Der Umstand, dass ein gerichtliches Strafverfahren durch eine diversionelle 

Maßnahme erledigt wird, ist daher als hinreichender Indikator für die Frage anzusehen, dass der 

Verdächtige die ihm angelastete Tat im Sinne des § 7 Abs. 3 FSG auch begangen hat und stellt somit 

(im Gegensatz zur Anordnung einer Nachschulung beim Probeführerscheinbesitzer – siehe dazu 

Anordnungen zu § 4 Abs. 3) auch eine ausreichende Grundlage für die Entziehung der 

Lenkberechtigung dar. 

Im Übrigen bleibt die Möglichkeit, dass die Behörde die Begehung einer strafbaren Handlung als 

Vorfrage für die Entziehung der Lenkberechtigung gemäß § 38 AVG „nach der eigenen Anschauung“ 

beurteilt, unberührt.  



 

§ 7 

zu Abs. 6: 10-Jahres Frist 

Die 10-jährige Frist gemäß § 7 Abs. 6 bezieht sich ausschließlich auf jene bestimmten Tatsachen des Abs. 

3 in denen eine wiederholte Begehung des entsprechenden Deliktes zur Annahme der 

Verkehrsunzuverlässigkeit gefordert ist (Abs. 3 Z 6 lit. b, Z 7, Z 9 letzter Fall und Z 13). Die in Abs. 5 

genannte Tilgungsfrist gilt für die Heranziehung der Delikte als bestimmte Tatsachen als Grundlage für 

einen Entzug der Lenkberechtigung an sich. Auch für die Beurteilung der Frage, ob ein Alkoholdelikt i.S. 

des § 26 Abs. 5 erstmalig begangen ist, ist die von der Judikatur festgelegte 5-jährige Frist maßgebend. Für 

die Frage der Wertung von bestimmten Tatsachen sind früher begangene bestimmte Tatsachen jedoch 

auch dann heranzuziehen, wenn diese bereits getilgt sind. Diese Vorgangsweise ermöglicht es der 

Behörde, sich über den Betroffenen ein vollständiges Bild zu machen, gegebenenfalls werden Delikte, die 

bereits zu lange Zeit zurückliegen, auch im Rahmen der Wertung als unbeachtlich für die Beurteilung der 

nunmehr gesetzten bestimmten Tatsache zu gelten haben. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 8 FSG 

Gesundheitliche Eignung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 8 

Allgemeines:  

I. 

Aus gegebenem Anlass teilt das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie die 

einzuhaltende Vorgangsweise bei der Weitergabe von sensiblen gesundheitlichen Daten (insbesondere 

Anzeigen nach dem Suchtmittelgesetz) mit. Hierzu ist schon vor einigen Jahren eine entsprechende 

Stellungnahme des Bundeskanzleramtes-Datenschutzkommission ergangen: 

 

Danach ist die Übermittlung von sensiblen Daten an andere Behörden als die Gesundheitsbehörden nur 

zulässig, wenn 

 

- die Zustimmung des Betroffenen vorliegt, 

- die Übermittlung im lebenswichtigen Interesse des Betroffenen liegt oder  

- es zur Wahrung eines überwiegenden berechtigten Interesses eines Anderen erfolgt, wobei in diesem Fall 

eine eigene gesetzliche Grundlage erforderlich ist. 

 

Sind die genannten Voraussetzungen nicht gegeben, ist eine Weitergabe von sensiblen Daten nicht 

zulässig. 

 

II. 

Durch das in § 5 FSG seit 1.10.2006 festgelegte Wahlrecht von Fahrschule und damit der örtlich 

zuständigen Behörde wird die Zuständigkeit für das gesamte Erteilungsverfahren übertragen. Somit ist 

auch der Amtsarzt dieser Behörde zuständig (nicht jener der Wohnsitzbehörde!) und selbstverständlich 

kann die das Verfahren führende Behörde den Antragsteller (auch wenn er nicht im Sprengel dieser 

Behörde wohnhaft ist) zu Amtshandlungen laden. Ein Verstoß gegen das AVG liegt hier insofern nicht vor, 

als durch das Materiengesetz (FSG) eine vom AVG abweichende Regelung getroffen wurde, die Vorrang 

genießt. 

 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

III. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie (bmvit) möchte sein Schreiben vom 

2.4.2007, Zl. 170.606/0007-II/ST4/2007, betreffend das Projekt SICHER MOBIL MIT HANDICAP des 

CLUB MOBIL (http://www.clubmobil.at/) von Frau Grünseis-Pacher in 4770, Arndorf, Oberösterreich in 

Erinnerung bringen. 

 

Der CLUB MOBIL beschäftigt sich seit Jahren mit Untersuchungen der Fahrtauglichkeit von Personen mit 

körperlichen Einschränkungen. Im Vorfeld des behördlichen Verfahrens werden betroffene Personen über 

die Möglichkeiten, wie sie eine Lenkberechtigung erlangen oder behalten können, beraten und beim 

Verfahren unterstützt. Der CLUB MOBIL besitzt und vermietet ein Ausgleichsfahrzeug, berät bei 

Fahrzeugadaptierungen, bietet Schulungen an und führt auch Verkehrstauglichkeitstests durch. Diese 

Tests können den Ergebnissen eines behördlichen Verfahrens selbstverständlich nicht vorgreifen. 

 

Vor Allem soll darauf hingewiesen werden, dass das Projekt SICHER MOBIL MIT HANDICAP, die 

vertrauliche Fahreignungsprüfung im Vorfeld des behördlichen Verfahrens, nunmehr in leicht modifizierter  



 

§ 8 

Form (http://www.clubmobil.at/fileadmin/clubmobil/Fahreignung/Studie_2.pdf) durchführt und dass die 

daraus resultierenden Ergebnisse wie bisher behandelt werden können. 

 

Da der Club zur Zufriedenheit der Kunden tätig ist und über gute Erfahrung im Umgang mit Menschen mit 

körperlichen Einschränkungen verfügt, soll es den betroffenen Personen ermöglicht werden, bei Interesse 

mit dem CLUB MOBIL Kontakt aufzunehmen. 

 
 

 

 



 

§ 8 

zu Abs. 1:  

I.  Vorlage eines ärztlichen Gutachtens: 

Wenn ein Bewerber um eine Lenkberechtigung ein positives ärztliches Gutachten eines 

sachverständigen Arztes beibringt, so ist es in analoger Anwendung des § 24 Abs. 4 zulässig, bei 

berechtigten Zweifeln der Behörde trotzdem ein amtsärztliches Gutachten über die gesundheitliche 

Eignung einzuholen. Wenn in § 24 Abs. 4 FSG die Beibringung eines amtsärztlichen Gutachtens im 

Fall der Entziehung vorgeschrieben ist, dann kann dies ebenso beim gleich gelagerten Fall der 

Erteilung der Lenkberechtigung eingefordert werden. 

 

II. Militärärztliches Gutachten: 

1. Die militärärztlichen Untersuchungen zur Erteilung einer Heereslenkberechtigung bzw. die 

Wiederholungsuntersuchungen zur Verlängerung der Heereslenkberechtigungen für die Klassen C 

und D erfüllen alle Anforderungen der FSG-Gesundheitsverordnung und daher sind die 

militärärztlichen Gutachten für die Verlängerung von zivilen Führerscheinen als ärztliches 

Gutachten gemäß § 8 Abs. 1 FSG anzuerkennen.  

 Der Antragsteller hat für die Verlängerung einer zivilen Lenkberechtigung der Behörde nur den 

Heeresführerschein vorzulegen. Die Vorlage des militärärztlichen Gutachtens ist nicht erforderlich. 

Die zivile Lenkberechtigung ist mit dem Datum des Endes der Gültigkeit der 

Heereslenkberechtigung zu befristen, da das militärärztliche Gutachten die gesundheitliche 

Eignung nur für die Dauer der Gültigkeit der Heereslenkberechtigung bestätigt.  

 

2. Auch für die Umschreibung einer Heereslenkberechtigung  in eine zivile Lenkberechtigung gemäß 

§ 22 Abs. 7 FSG wird die militärärztliche Untersuchung anerkannt und daher ist die Beibringung 

eines zusätzlichen ärztlichen Gutachtens von einem sachverständigen Arzt gemäß § 34 FSG nicht 

erforderlich. 
 



 

§ 8 

zu Abs. 2:  

I. Fachärztliche Stellungnahmen: 

Bei der Vorlage von fachärztlichen Stellungnahme sind Probleme aufgetreten, als diese vom Amtsarzt 

häufig nicht entsprechend verwertet werden konnten, da wichtige Fragestellungen unbeantwortet 

geblieben sind (zB. Aussage über Verlauf und Verschlechterungsneigung, ..). Für die betroffenen 

Personen war es dann unverständlich, wenn eine (scheinbar) positive Stellungnahme eines 

Facharztes doch zu einer Befristung der Lenkberechtgung geführt hat. Dies hat zu häufigen 

Beschwerden u.a. auch an die Volksanwaltschaft geführt. 

Dieses Problem soll nun durch eine Verbesserung der Kommunikation Amtsarzt-Facharzt gelöst 

werden. 

In einer Arbeitsgruppe mit Vertretern der Behörden, der Amtsärzte und Fachärzte wurden Formblätter 

entwickelt, die der Amtsarzt der betroffenen Person für den Facharzt mitgibt und aus denen der 

Facharzt ersehen kann, auf welche speziellen Fragestellungen er in seiner Stellungnahme 

einzugehen hat. Diese Formblätter, die inhaltlich jeweils gleich aufgebaut sind, wurden für 7 

verschiedene medizinische Fachrichtungen entwickelt. 

Die Formblätter sind als Anlage 1 zu § 8 angeschlossen. 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie ersucht, diese Formblätter 

umgehend an die Amtsärzte weiterzuleiten, damit sie möglichst rasch flächendeckend eingesetzt 

werden können. 

 
II. Verkehrspsychologische Untersuchungen und Nachschulungen - Datenschutz 

An das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie ist die Frage herangetragen 

worden, ob einer Übermittlung von verkehrspsychologischen Stellungnahmen durch E-Mail der 

Datenschutz entgegensteht.  

Hiezu hat das Bundesministerium eine Stellungnahme des Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst 

eingeholt (GZ. 810008/038-V/3/2002 vom 29. August 2002, siehe dazu Anlage 2 zu § 8). 

Demnach ist eine solche Übertragung nur zulässig, wenn sie durch entsprechende Verschlüsselung 

geschützt wird. Dies gilt nicht nur für verkehrspsychologische Stellungnahmen, sondern sinngemäß 

für die Übertragung sämtlicher Befunde bzw. Gutachten.  

 
Wenngleich aus der vorliegenden Stellungnahme des Bundeskanzleramtes nicht eindeutig ableitbar, 

wird jedenfalls empfohlen - sollte sich tatsächlich die Notwendigkeit einer Übertragung durch E-Mail 

ergeben - grundsätzlich alle sensiblen personenbezogenen Daten durch Verschlüsselung zu 

schützen. 



 

§ 8 

zu Abs. 3: 

I. Amtsärztliches Gutachten; Befristung der Lenkberechtigung 

Zahlreiche Fälle in der Vergangenheit haben gezeigt, dass den behördlich verfügten Befristungen von 

Lenkberechtigungen amtsärztliche Gutachten zu Grunde gelegen sind, die im Lichte der Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes als nicht schlüssig bzw. als unzureichend für die betreffende Befristung 

anzusehen waren. Dies vor allem - wenn auch nicht ausschließlich - Fälle von Diabetes und 

Hypertonie betreffend.  

Das Bundesministerium weist mit Nachdruck darauf hin, dass es Aufgabe der erkennenden Behörde 

ist und sohin in deren Verantwortungsbereich fällt, vor Verfügung einer allfälligen Befristung einer 

Lenkberechtigung (gleiches gilt auch für Kontrolluntersuchungen), das darauf abzielende 

amtsärztliche Gutachten auf dessen Schlüssigkeit und Nachvollziehbarkeit hin zu prüfen.  

Im Falle des Nichtvorliegens dieser essentiellen Voraussetzungen ist der Amtsarzt zu einer 

entsprechenden Ergänzung bez. Nachvollziehbarkeit seines Gutachtens zu veranlassen.  

 

Im Folgenden einige aus der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes im Zusammenhang mit der 

Befristung der Lenkberechtigung erkennbare - insbesondere im Zusammenhang mit Diabetes und 

Hypertonie stehende - Grundsätze, die es zu beachten gilt: 

 

1. „Die Notwendigkeit von Nachuntersuchungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Z. 2 FSG ist dann gegeben, 

wenn eine Krankheit festgestellt wurde, bei der ihrer Natur nach mit einer zum Verlust oder zur 

Einschränkung der Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen führenden Verschlechterung 

gerechnet werden muss. Um eine bloß bedingte Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen in 

diesem Sinne anzunehmen, bedarf es auf einem ärztlichen Sachverständigengutachten 

beruhender konkreter Sachverhaltsfeststellungen darüber, dass die gesundheitliche Eignung zwar 

noch in ausreichendem Maße für eine bestimmte Zeit vorhanden ist, dass aber eine 

gesundheitliche Beeinträchtigung besteht, nach deren Art in Zukunft mit einer die Eignung zum 

Lenken von Kraftfahrzeugen ausschließenden oder einschränkenden Verschlechterung gerechnet 

werden muss.“ 

 

Daraus folgt: Wird vom Amtsarzt eine Befristung vorgeschlagen, so hat er unter Einbeziehung 

fachärztlicher Befunde auch für Nichtmediziner verständlich und nachvollziehbar im 

konkreten Fall darzulegen, warum eine derartige Verschlechterung des Gesundheitszustandes 

nicht bloß möglich ist, bzw. nicht ausgeschlossen werden kann, sondern warum diese 

Verschlechterung geradezu zu erwarten ist. 

 Pauschale Hinweise auf den gegenwärtigen fachlichen Wissensstand reichen - sofern dieser 

nicht näher dargelegt wird - für eine vom amtsärztlichen Sachverständigen als notwendig 

erachtete Befristung samt Kontroll- und Nachuntersuchung nicht.  

 

2. „Es besteht keine allgemeine Notorietät dahingehend, dass bei jeder Art der Zuckerkrankheit 

(auch nicht im Falle eines insulinabhängigen Diabetes mellitus) mit einer Verschlechterung 

gerechnet  werden muss, die die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen ausschließt oder 

einschränkt“. 

 

Der amtsärztliche Sachverständige hat sohin darzulegen, ob und warum im konkreten Fall mit 

einer die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen ausschließenden Verschlechterung des 

 Gesundheitszustandes des Betroffenen zu rechnen ist. 

 



 

§ 8 

Dies trifft grundsätzlich auch auf jene Fälle zu, wo es bereits zu Sekundärschäden 

(diabetesbedingten Spätschäden, etwa an Augen und/oder Nieren) gekommen ist. In derartigen 

Fällen ist zu prüfen, ob es nicht etwa trotzdem zu einer dauerhaften Stabilisierung der 

Erkrankung gekommen ist.  

Ist die Erkrankung derart zum Stillstand gekommen, dass nach dem (darzulegenden) 

medizinischen Wissensstand keine weitere Verschlechterung zu befürchten ist, kann von einer 

Befristung der Lenkberechtigung Abstand genommen werden, ohne eine vorhersehbare 

Gefährdung der Verkehrssicherheit in Kauf zu nehmen.  

Liegen Anhaltspunkte für eine Stabilisierung im oben erwähnten Sinn vor und ist nach Sicht des 

Amtsarztes eine Befristung dennoch erforderlich, so hat er sich in der Begründung seines 

Gutachtens auch mit der Frage einer Stabilisierung im Sinne des § 3 Abs. 5 FSG-GV hinreichend 

auseinander zu setzen.  

 

Bemerkt wird, dass, wenn es trotz bestätigter guter Blutzuckereinstellung und guter Therapie-

compliance zu diabetischen Spätsyndromen gekommen ist, eine Befristung der 

Lenkberechtigung gerechtfertigt sein kann. 

 

3. Die bloße Aussage in einer fachärztlichen Stellungnahme, dass Kontrolluntersuchungen 

notwendig sind, reicht noch nicht für die Annahme aus, dass derartige Untersuchungen auch im 

Hinblick auf die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen erforderlich sind. 

Kontrolluntersuchungen aus dem Aspekte der Gesundheitsvorsorge sind nämlich aus 

medizinischer Sicht bei Vorliegen eines bestimmten Leidens oder unter Umständen auch bei 

völlig gesunden Personen deshalb empfehlenswert, um einer möglichen Verschlechterung oder 

möglichen Komplikationen rein aus gesundheitsmedizinischen Aspekten, vorzubeugen.  

 Aus führerscheinrechtlicher Sicht sind derartige Kontrolluntersuchungen und die damit 

verbundenen Befristungen aber nur dann anzuordnen, wenn auf Grund des konkreten 

Gesundheitszustandes einer Person geradezu angenommen werden muss, dass in 

absehbarer Zeit eine solche Verschlechterung eintreten wird, die die Eignung zum Lenken 

von Kraftfahrzeugen überhaupt in Frage stellt. 

 

4. Im Zusammenhang mit einer bereits einmal wegen einer fortschreitenden Erkrankung erfolgten  

Befristung der Lenkberechtigung wird bemerkt, dass diese Befristung nicht auch künftighin 

erforderlich sein muss. 

Hat sich nämlich die seinerzeit Anlass zur Befristung gegeben habende Erkrankung 

zwischenzeitig stabilisiert, d.h. ist die Erkrankung derart zum Stillstand gekommen, dass nach 

dem medizinischen Wissensstand keine weitere Verschlechterung zu befürchten ist, so ist bei 

weiterer Erteilung der Lenkberechtigung von der diesbezüglichen Einschränkung abzusehen. In 

derartigen Fällen hat also der Amtssachverständige ebenfalls nachvollziehbare Aussagen 

darüber zu treffen, ob und warum die ursprünglich prognostizierte Gefahr noch immer gegeben 

ist oder ob eine dauerhafte Stabilisierung eingetreten ist.  

 

5. Im Zusammenhang mit Hypertonie wird darauf hingewiesen, dass einmalige Entgleisungen 

des Blutdrucks (z.B. ausgelöst durch Aufregung bei der amtsärztlichen Untersuchung) - bei 

nachgewiesenem regelmäßig normalen Blutdruck - keine Blutdruckanomalien im Sinne des  

 § 10 Abs. 3 FSG-GV sind und daher eine Befristung oder Einschränkung der Lenkberechtigung 

nicht rechtfertigen. 

 



 

§ 8 

Die obenstehenden Ausführungen, welche keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben,  basieren auf 

nachstehenden Erkenntnissen des Verwaltungsgerichtshofes:  

Zlen: 2002/11/066; 2000/11/0337; 2003/11/0066; 2003/11/0315; 2001/11/0174; 99/11/0254. 

 

Wie diesen höchstgerichtlichen Entscheidungen zu entnehmen ist, kommt es einerseits immer auf den 

im konkreten Fall gegebenen Sachverhalt und andererseits auf die Schlüssigkeit und 

Nachvollziehbarkeit des vom amtsärztlichen Sachverständigen erstellten Gutachtens an. 

Es wird den mit dem Vollzug des Führerscheingesetzes befassten Sachbearbeitern empfohlen, in 

diese Verwaltungs-Gerichtshoferkenntnisse Einsicht zu nehmen und zur künftigen Hintanhaltung 

ungerechtfertigter Befristungen von Lenkberechtigungen ihren Wissensstand auch durch 

Einsichtnahme in das Rechtsinformationssystem zu aktualisieren. 

 

Darüber hinaus sind auch die amtsärztlichen Sachverständigen mit den vom 

Verwaltungsgerichtshof in dessen Rechtsprechung hinlänglich dargelegten Anforderungen für ein 

schlüssiges und nachvollziehbares Gutachten vertraut zu machen und anzuweisen, diese bei der 

Erstellung ihrer Gutachten entsprechend zu berücksichtigen. 

 



 

§ 8 

zu Abs. 3: 

Bedingte Eignung im Rahmen von verkehrspsychologischen Stellungnahmen: 

Aufgrund wiederholter Anfragen wird klargestellt, dass gemäß § 8 Abs. 3 FSG die Erteilung einer 

Lenkberechtigung unter einer „bedingten Eignung“ vorgesehen ist (worunter im übrigen keine 

„Bedingung“ im Rechtssinn zu verstehen ist, sondern eine Einschränkung im engeren Sinn), woran 

sich die dort angeführten entsprechenden Maßnahmen knüpfen. Daher kann sich ein solches 

einschränkendes Kalkül nicht nur auf das amtsärztliche Gutachten beschränken, sondern muss dies 

naturgemäß auch auf die dem Gutachten zu Grunde liegenden Befunde wie auch 

verkehrspsychologischen Stellungnahmen gleichermaßen gelten. Dies ergibt sich alleine schon 

daraus, dass fachärztliche Befunde wie auch verkehrspsychologische Stellungnahmen die faktischen 

Grundlagen für die amtsärztliche Abschlussbeurteilung zu liefern haben.  

 



 

§ 8 

zu Abs. 5: 

Es stellt sich die Frage, ob mit der Bestätigung gemäß § 8 Abs. 5 jedenfalls drei Monate lang 

Kraftfahrzeuge weiterhin gelenkt werden können. Diese Frist von drei Monaten steht dem 

Führerscheinbesitzer nicht in jedem Fall zur Verfügung, da diese Frist auch abgekürzt werden kann, 

beispielsweise bis zum Vorliegen des ärztlichen Gutachtens (arg: "bis zu"). Aber auch wenn bereits zu 

einem früheren Zeitpunkt feststeht, dass die gesundheitliche Eignung des Inhabers der Bestätigung 

nicht gegeben ist, muss nach Ansicht des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr nicht 

das Ende der gesetzlichen oder im Bescheid vorgeschriebenen Zeit abgewartet werden. Eine dem 

Entzug analoge Ungültigerklärung der Bestätigung sollte, obwohl im FSG nicht ausdrücklich 

vorgesehen, aus systematischen Gründen verfügt werden. Da das FSG den Entzug der 

Lenkberechtigung wegen gesundheitlicher Nichteignung bei gültiger Lenkberechtigung vorsieht, muss 

man es als dem System des FSG immanent ansehen, dass dies analog auch bei bereits 

abgelaufenen Lenkberechtigungen hinsichtlich der Bestätigung gemäß § 8 Abs. 5 möglich ist. 



 

§ 8 
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§ 9 

Technisches Gutachten und Beobachtungsfahrt 



 

 

§ 9 

 

Es wird immer wieder von behördlichen Problemen bei der Festlegung der Zahlencodes für 

Ausgleichseinrichtungen im Fall von Führerscheinen für Personen mit Extremitätenbehinderungen 

berichtet. Die zahlreichen in der FSG-Durchführungsverordnung zur Verfügung stehenden Codes würden 

von den Behörden zum Teil recht unterschiedlich angewendet, andererseits würden 

Ausgleichseinrichtungen bzw. Codes von medizinischen Sachverständigen festgelegt, die jedoch 

richtigerweise von einem technischen Sachverständigen zu beurteilen wären. 

 

Aus diesem Grund darf § 9 FSG in Erinnerung gerufen werden, wonach für die Feststellung, ob die Bauart 

oder Ausrüstung eines bestimmten Fahrzeuges die körperlichen Beeinträchtigungen ausgleicht, das 

Gutachten eines technischen Sachverständigen einzuholen ist, das gegebenenfalls aufgrund einer 

Beobachtungsfahrt zu erstellen ist. 

 

Zur Lösung inhaltlicher Fragen zu Ausgleichseinrichtungen bzw. Zahlencodes darf auf die Supportstellen 

des ÖZIV, des Österreichischen Zivilinvalidenverbandes hingewiesen werden. An 19 Standorten in 

Österreich werden kostenlos Coachings und sonstige Unterstützung angeboten. Sollten in Einzelfällen 

diesbezüglich Fragen oder Unklarheiten bestehen, darf angeregt werden, sich nach Möglichkeit dieser 

Einrichtung zu bedienen. Die Kontaktadressen der genannten Standorte liegen beim Bundessekretariat 

(Dachverband) des ÖZIV, Humboldtplatz 6/1/4 in 1100 Wien auf. Kontaktaufnahme mit dem 

Bundessekretariat ist möglich unter Tel.: 01/513 15 35-0; FAX: 513 15 35-250 oder per email unter 

buero@oeziv.org . 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 10 

Fachliche Befähigung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 10 
zu Abs. 2: 

Durch die 55. KDV-Novelle (BGBl. Nr. II Nr. 124/2010) wurden im Bereich der Fahrschulausbildung in § 64b 

Abs. 8 bis Abs. 8b KDV zwei verschiedene von der Fahrschule zu führende Nachweise eingeführt nämlich 

der Ausbildungsnachweis für die Fahrschüler gemäß Anlage 1h und der Tagesnachweis der Fahrlehrer 

gemäß Anlage 1i . Die Kombination dieser beiden Nachweise stellt eine ausreichende und detaillierte 

Dokumentation der erfolgten Ausbildung für den Kandidaten im Sinne des § 10 Abs. 2 FSG dar. Damit kann 

dieser Nachweis die bisherige wenig aussagekräftige Bestätigung des Nachweises gemäß § 10 Abs. 2, bei 

der sich zusätzlich stets die Problematik der Übermittlung dieses Nachweises an die Behörde gestellt hat, 

ersetzen. 

 

Somit ist es ab sofort als ausreichend anzusehen, wenn die Fahrschule bei ordnungsgemäßer Führung der 

Nachweise im Sinne der Anlage 10h und 10i gemäß der 55. KDV-Novelle die Absolvierung der Ausbildung 

im Führerscheinregister vermerkt und die Nachweise für etwaige Nachfragen oder Überprüfungen durch die 

Behörde bereithält. Eine gesonderte Übermittlung jedes Ausbildungsnachweises an die Behörde muss nicht 

mehr erfolgen. 

 

Die gleiche Vorgangsweise kann im Übrigen auch für den Nachweis der Unterweisungen in 

lebensrettenden Sofortmaßnahmen getroffen werden. Auch in diesem Fall ist eine bloße Eintragung im 

Führerscheinregister durch die Fahrschule nach Vorlage des Nachweises ausreichend. 

 



 

§ 10 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs 4: 

I. Theorieprüfung bei Wiedererteilung der Lenkberechtigung 

Aus gegebenem Anlass wird klargestellt, dass bei der Wiedererteilung der Lenkberechtigung grundsätzlich 

(d.h. im Normalfall) keine Theorieprüfung vorzuschreiben ist. Insbesondere entsprechen Überlegungen 

beispielsweise Kurztests, mündliche Befragungen bei der praktischen Prüfung oder sonstige 

Überprüfungen der theoretischen Kenntnisse vorzunehmen, nicht der Intentionen des Gesetzes. Ebenso 

sind eventuelle Praktiken, bei länger zurückliegendem Erlöschen (etwa nach 5, 10 oder 15 Jahren) generell 

eine Theorieprüfung zu verlangen, nicht gesetzlich vorgesehen und daher zu unterlassen. Der letzte 

Satzteil des Abs. 4 soll lediglich der Behörde die Möglichkeit geben, in wirklichen Ausnahmefällen, wenn 

der Betreffende zu erkennen gibt oder der Behörde aus anderen Umständen bekannt ist, dass beim 

Bewerber die elementarsten theoretischen Kenntnisse nicht mehr vorhanden sind, eine Theorieprüfung 

vorzuschreiben. 

 

 

II. Wiedererteilung der Klasse AM nach mehr als 18-monatigem Entzug  

171.304/0006-IV/ST4/2013 

Es wird klargestellt, dass bei einem Entzug der Lenkberechtigung (auch lediglich für die für die Klasse AM 

oder AK) für mehr als 18 Monate die Wiedererteilung der Klasse AM gemäß § 10 Abs. 4 FSG möglich ist. 

Da § 10 Abs. 4 jedoch grundsätzlich nur die Ablegung einer praktischen Fahrprüfung verlangt, diese bei 

Klasse AM aber nicht vorgesehen ist, kann die Wiederteilung ohne praktische Fahrprüfung erfolgen. 



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 11 FSG 

Fahrprüfung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 11 

Allgemeines: 

Theorieprüfung in Gebärdensprache: 

Die Gebärdensprache wurde in einem Zusatz zu Artikel 8 B-VG anerkannt. Infolgedessen wurde seitens 

des Österreichischen Gehörlosenbundes gefordert, die Möglichkeit zu schaffen, dass die theoretische 

Fahrprüfung auch in Gebärdensprache abgelegt werden darf. 

 

Es wurde nun eine DVD entwickelt, mittels derer es möglich ist, die Fahrprüfung auch in Gebärdensprache 

abzulegen. Diese werden ab August 2005 bei den Landesstellen der Bundessozialämter aufliegen und 

können bei Bedarf - zwecks Absolvierung der Fahrprüfung bei der Fahrschule - entlehnt werden.  

 



 

§ 11 

zu Abs. 2: 

In Bezug auf die Abwicklung der theoretischen Fahrprüfung mit der neuen Prüfungsverwaltungssoftware 

seit 31.3.2008 darf aus gegebenem Anlass zur räumlichen Positionierung des PrüfungsverwaltungsPC`s 

mitgeteilt werden, dass es bei der „online-Prüfung“ (d.h. mit fahrschulinternem Netzwerk) gewährleistet sein 

muss, dass die Aufsichtsperson beim Ablauf der Theorieprüfung gleichzeitig die Kandidaten und den 

PrüfungsverwaltungsPC samt der Bürgerkarte beaufsichtigen kann. Wenn die räumlichen Gegebenheiten 

diesen Anforderungen nicht entsprechen, so ist die Theorieprüfung in Form einer „Offline-Prüfung“ (d.h. mit 

USB-sticks) abzuhalten, da diesfalls die Bürgerkarte nach Starten des Systems vom 

PrüfungsverwaltungsPC von der Aufsichtsperson wieder entnommen werden kann.



 

 

§ 11 

zu Abs. 4: praktische Prüfung 

Die gemäß Abs. 4 Z 2 vorgeschriebenen Fahrübungen sind in aller Regel vor Absolvierung der 

Prüfungsfahrt durchzuführen (vgl auch Prüferhandbuch für die praktische Prüfung). 



 

§ 11 

zu Abs. 4a: 

I. Die Missachtung der Vorschriften über die Grundqualifikation (dh. gewerbliches Lenken von Omnibussen oder 

von LKW) ohne Erwerb derselben, obwohl dies aufgrund des Erteilungsdatums der Lenkberechtigung 

vorgeschrieben wäre, bzw. bei Nichtabsolvierung der vorgeschriebenen Weiterbildung  (d.h. Code 95 ist 

abgelaufen) stellt keine Übertretung des FSG dar und ist demnach weder gemäß § 1 Abs. 3 FSG noch gemäß 

§ 37 Abs. 1 FSG zu bestrafen. Eine Strafbarkeit ergibt sich nur aus den gewerberechtlichen Vorschriften. Auch 

die Setzung von Zwangsmaßnahmen ist in beiden Fällen (einerseits wenn überhaupt keine Grundqualifikation 

bzw. Weiterbildung vorhanden ist und andererseits wenn nur Code 95 nicht eingetragen wurde) aufgrund des 

FSG nicht zulässig. 

 

II. Fristberechnung bei der Eintragung des Codes 95:  

171.304/0003-IV/ST4/2013 

Bei der derzeit gehandhabten Praxis, dass die Eintragung bzw. Fristberechnung des Codes 95 vom Zeitpunkt der 

behördlichen Entscheidung erfolgt, ist zu befürchten, dass mit September 2013 (für Klasse D) und noch mehr im 

September 2014 (für Klasse C) ein nicht zu bewältigender Ansturm auf die Behörden erfolgen wird, da sehr viele 

Lenker mit der Eintragung des Codes 95 bis knapp vor Fristende zuwarten, um die Verkürzung der Frist möglichst 

gering zu halten. Aus diesem Grund ist bei der Eintragung des Codes 95 folgende flexiblere Vorgangsweise 

erforderlich: 

 

Es ist zulässig, dass die Absolvierung der Weiterbildung über den fünfjährigen Zeitraum verteilt wird. Es gibt somit 

keine Regelung, nach der die Weiterbildung erst knapp vor Fristablauf absolviert oder zumindest abgeschlossen 

werden müsste. Demnach ist es möglich, dass die Weiterbildung schon mehrere Monate vor dem Ablauf der Frist 

abgeschlossen wird. Die bei Code 95 einzutragende fünfjährige Frist ist jedoch stets vom Fristende der derzeit 

eingetragenen Frist zu berechnen, sofern der Antrag nicht länger als 18 Monate vor diesem Fristende gestellt 

wird. Wird der Antrag früher gestellt, so ist die Frist ab dem Zeitpunkt der behördlichen Entscheidung zu 

berechnen. Bei Führerscheinbesitzern, die die Lenkberechtigung für die Klasse D vor dem 10.9.2008 oder die 

Klasse C(C1) vor dem 10.9.2009 erworben haben, ist die Frist (bei Einhaltung der oa. 18-monatigen Frist) jeweils 

vom 10.9.2013 bzw. 10.9.2014 zu berechnen. Da sicherzustellen ist, dass ein und dieselbe 

Weiterbildungsbestätigung nicht für die Eintragung des Codes 95 für zwei aufeinanderfolgende 

Fünfjahreszeiträume herangezogen werden kann, ist darauf zu achten, dass alle Module der Weiterbildung nach 

dem Zeitpunkt absolviert wurden, zu dem der letzte (bereits abgelaufene) fünfjährige Zeitraum geendet hat. Bei 

Führerscheinbesitzern, denen der Code 95 abgelaufen ist und die nunmehr nach Absolvierung der Weiterbildung 

wieder die Eintragung des Codes 95 beantragen, ist die 5-jährige Frist ab dem Zeitpunkt der behördlichen 

Entscheidung zu berechnen. 

 

Mit diesem Erlass wird die bisherige Vorgangsweise geändert, weshalb alle bisherigen, zu dieser Frage 

ergangenen Erlässe (ua. 167.533/0062-IV/ST5/2012 vom 24.10.2012 oder 167.533/0050/II/ST5/2009 hinsichtlich 

des Punktes 1 der Frage A vom 14.9.2009) aufgehoben werden. 

 

III. Da es sich bei Code 95 um einen Code handelt, der für einzelne Klassen Gültigkeit hat, ist dieser Code 

verpflichtend in Spalte 12 neben der jeweiligen Lenkberechtigungsklasse einzutragen. Eine Eintragung dieses 

Codes in den Zeilen am unteren Ende des Führerscheines ist nicht zulässig, da dort nur Codes eingetragen 

werden dürfen, die für alle Klassen gültig sind.  

 



 

§ 11 

IV. Mit der 7. Novelle zur FSG-Durchführungsverordnung wurden auch neue Führerschein-Antragsformulare 

geschaffen, die die neuen Antragsmöglichkeiten im Hinblick auf die kombinierten Prüfungen gemäß § 11 Abs. 4a 

FSG enthalten.  

In diesem Zusammenhang wird deutlich klargestellt, dass es sich bei den neuen Antragsarten von C1 95, C 95 

und D 95 um keine eigenständigen Lenkberechtigungsklassen handelt, sondern dass diese 

Antragsmöglichkeiten im Formular und im Führerscheinregister nur geschaffen werden, um die 

Administrierbarkeit der kombinierten praktischen Fahrprüfung gemäß § 11 Abs. 4a zu erleichtern. 

 

V. Reprobationsfrist FSG-GWB: 

In § 9 der Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung – Berufskraftfahrer (GWB) ist eine 

Reprobationsfrist von sechs Wochen vorgesehen, die erheblich von der zweiwöchigen Frist des § 11 Abs. 6 FSG 

abweicht.  

Dazu wird klargestellt, dass in allen Fällen, in denen eine praktische Prüfung aufgrund des § 11 Abs. 4a FSG im 

Wege des Führerscheinregisters abgewickelt wird, die zweiwöchige Reprobationsfrist des Führerscheingesetzes 

zur Anwendung zu kommen hat.  

Diese Fälle bewegen sich im Regime des Führerscheingesetzes und es sind daher auch die FSG-Fristen 

maßgeblich. Solche gemäß § 11 Abs. 4a FSG abgelegte Prüfungen werden gemäß § 11 Abs. 5 der 

Grundqualifikations- und Weiterbildungsverordnung-Berufskraftfahrer (GWB) angerechnet bzw. ersetzen die 

praktische Fahrprüfung gemäß § 7 Abs. 3 GWB. 

Wird die praktische Fahrprüfung aber nach § 7 Abs. 3 GWB abgelegt, so gelten im Falle des Nichtbestehens die 

längeren Fristen gemäß § 9 GWB. 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

§ 12 FSG 

Prüfungsfahrzeuge  



 

§ 12 

Zu Abs. 2: 

171.304/0007-IV/ST4/2013  

Im letzten Satz dieser Bestimmung wird festgelegt, dass praktische Fahrprüfungen für die Klasse C1 auch 

auf einem Fahrzeug der Klasse C abgelegt werden dürfen. Nach Ansicht des bmvit spricht nichts dagegen, 

diese Regelung auch auf die Klasse D1/D anzuwenden, sodass praktische Fahrprüfungen für Klasse D1 

auch auf einem Fahrzeug der Klasse D abgelegt werden dürfen. 



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 13 FSG 

Ausstellung des vorläufigen Führerscheines sowie 

des Führerscheines  



 

§ 13 

Allgemeines: 

Nichtabholen des Führerscheines nach bestandener Fahrprüfung: 

Diesfalls sollte der Führerschein einfach ausgefolgt werden, auch wenn das Bestehen der Fahrprüfung 

bereits länger als 18 Monate zurückliegt. Auch wenn diese Konstellation wegen der Zusendung des 

Führerscheines an die Privatadresse an Bedeutung verloren hat, ist dies etwa bei Behördenzustellung nach 

Ausdehnung oder Umtausch ausländischer Führerscheine nach wie vor denkbar. 



 

§ 13 

zu Abs. 2: 

Im Fall des Lenkens eines Kraftfahrzeuges mit abgelaufenem vorläufigem Führerschein ist keine 

Bestrafung gemäß § 1 Abs. 3 FSG vorzunehmen, sondern bloß gemäß § 14 Abs. 1 FSG. Durch das 

Ablaufen des vorläufigen Führerscheines bleibt die Lenkberechtigung aufrecht! 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 14 FSG 

Pflichten des Kraftfahrzeuglenkers 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 14 

zu § 14 Abs. 4 

 

Aufgrund einer Missstandfeststellung der Volksanwaltschaft in einem Einzelfall wird klargestellt, dass für 

den Fall, dass ein Kraftfahrzeuglenker mit einem ungültigen Führerschein aufgrund eines veralteten Fotos 

betreten wird, nicht sofort mit einer Bestrafung vorzugehen ist. Da diesfalls die Voraussetzungen des § 21 

Abs. 1 VStG (Verschulden geringfügig und die Folgen der Übertretung unbedeutend) zweifelsohne 

gegeben sind, ist im Fall einer erstmaligen derartigen Übertretung von der Verhängung einer 

Verwaltungsstrafe gemäß dieser Bestimmung abzusehen. 
 



 

§ 14 

zu Abs. 7: EWR-Führerschein:  

Personen, die im Besitz mehrerer EWR-Führerscheine sind und gegen die ein Entzug der 

Lenkberechtigung in Österreich verfügt wird, können nicht auf Grund ihres ausländischen Führerscheines 

auf legale Art und Weise Kraftfahrzeuge lenken. Mit Umsetzung der EU-Führerscheinrichtlinie wurde 

nämlich eine einheitliche Lenkberechtigung für den gesamten EWR geschaffen, die lediglich durch 

verschiedene (nationale) Führerscheine dokumentiert wird. Aus diesem Grund ist es nicht erforderlich, dass 

ein Führerscheinbesitzer im Besitz mehrerer Führerscheine ist, weshalb alle bis auf den zuletzt 

ausgestellten Führerscheine der Behörde abzuliefern sind. Wird die Lenkberechtigung in einem der 

Mitgliedstaaten entzogen, ist dieser Entzug auch für sämtliche andere Mitgliedstaaten wirksam. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 15 

Ausstellung eines neuen Führerscheines (Duplikat) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 15 

Allgemeines: 

Gegen die Ausfolgung des Führerscheines als Erinnerungsstück bei Ausstellung eines 

Duplikatführerscheines bestehen bei entsprechender Entwertung des Führerscheines keine Bedenken. 



 

§ 15 

zu Abs. 2: 

Aberkennung der Lenkberechtigung im Ausland – Duplikat in Österreich? 

Es gibt viele Fälle, bei denen österreichischen Führerscheinbesitzern im Ausland die Lenkberechtigung 

aberkannt wird  und sie aufgefordert werden, ihren FS bei der ausländischen Behörde abzugeben. 

Es spricht nichts gegen die Ausstellung eines Duplikatführerscheines (arg. „Abhandenkommen“ in § 15 

Abs. 2 Z 1 FSG). In vielen Fällen wird jedoch schon die Ausstellung eines vorläufigen Führerscheines mit 

seiner vierwöchigen Gültigkeit genügen (allerdings auf das österreichische Staatsgebiet beschränkt). 

Diesfalls erspart sich der Betreffende die Entrichtung der Kosten für den Duplikatführerschein.  



 

§ 15 

Zu Abs. 3: 
Duplikate für EWR-Führerscheine – ärztliche Gutachten 
171.304/0001-IV/ST4/2014 

 
1. Grundsätzliches: 
Die Führerscheinrichtlinie bietet die optionale Möglicheit, dass Mitgliedstaaten anlässlich der 
Verlängerung eines Führerscheines vom Antragsteller ein ärztliches Gutachten verlangen. Einige 
Mitgliedstaaten wie Italien oder Ungarn haben offenbar von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. Bei 
den nach § 15 Abs. 3 im Herkunftsstaat vorzunehmenden Anfragen wird verschiedentlich auf die 
Notwendigkeit dieses ärztlichen Gutachtens hingewiesen.  
 
Da eine Verlängerung des Führerscheines bzw. Duplikatausstellung in Österreich aber nach den 
österreichischen Vorschriften zu erfolgen hat, ist ein solches ärztliches Gutachten nicht erforderlich, 
selbst wenn die Mitteilung aus dem Ausland darauf hinweist. Dies gilt auch für den Fall, dass die Frist 
des ausländischen Führerscheines bereits abgelaufen ist. Diesfalls ist genauso zu verfahren, wie 
wenn die 15-jährige Frist des § 17a Abs. 1 von einem österreichischen Führerschein abgelaufen wäre.  
 
2. Konkrete Vorgangsweise: 
a. Die oa. Vorgangsweise ist insbesondere dann einzuhalten, wenn die Eintragung im ausländischen 
Führerschein genauso vorgenommen wird wie im österreichischen Führerschein (10- oder 15-jährige 
Dokumentenfrist auf Seite 1 unter Punkt 4b und Spalte 11 auf Seite 2 leer) oder wenn die Frist in 
Punkt 4b die gleiche ist, wie in Spalte 11 des Führerscheines. Bei der Prüfung ist insoferne darauf zu 
achten, ob die ausstellende Behörde in Spalte 11 eine ca. 10-15-jährige oder noch längere Frist (etwa 
eine Befristung bis zu einem bestimmten Lebensalter) eingetragen hat, was als Indiz dafür anzusehen 
ist, dass nur das Führerscheindokument befristet ist. 
 
b. Ist im ausländischen Führerschein ein harmonisierter Zahlencode eingetragen, der auf relevante 
Umstände hinsichtlich der gesundheitlichen Eignung schließen lässt, aber die etwaige Frist in Spalte 
11 ident mit jener in Punkt 4b genannten ist, so kann (sofern nicht aufgrund von 
darüberhinausgehenden Umstände Zweifel vorliegen) angenommen werden, dass der Zahlencode 
lediglich eine Ausgleichmaßnahme darstellt und eine darüber hinausgehende Befristung nicht 
erforderlich ist. Diesfalls kann der harmonisierte Zahlencode aus dem ausländischen Führerschein 
übernommen werden und auf die Einholung eines amtsärztlichen Gutachtens verzichtet werden. 
 
c. Ist die Frist in Spalte 11 wesentlich kürzer als jene unter Punkt 4b (mit oder ohne zusätzlichen 
gesundheitlichen Zahlencode) und ist anzunehmen, dass dieser kürzeren Frist eine Befristung aus 
medizinischen Gründen zugrundeliegt, so ist ein amtsärztliches Gutachten einzuholen. 
 
d. § 24 Abs. 4 bleibt jedoch jedenfalls unberührt, d.h. amtsärztliche Gutachten dürfen in den unter a. 
und b. genannten Fällen trotzdem verlangt werden, wenn im Einzelfall begründete Bedenken an der 
gesundheitlichen Eignung bestehen. 
 
e. Die obigen Ausführungen sind nicht als taxative Aufzählung zu verstehen, sondern vielmehr als 
Interpretationshilfe anzusehen. Es ist durchaus möglich, dass in der Praxis andere, von den oa. Fällen 
abweichende Fallkonstellationen auftreten und zu entscheiden sind. Diese sind dann im Einzelfall 
nach den genannten Grundsätzen zu beurteilen. 



 

§ 15 

zu Abs. 4: Ausstellung eines neuen Führerscheines (Duplikat),  
   Rückübermittlung an die Ausstellungsbehörde  
 
Das Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten hat im Schreiben vom 
16.7.2014 GZ. BMEIA-AT.4.15.02/0003-IV.1/2014, hinsichtlich der Frage der Rückübermittlung von 
ausländischen Führerscheinen folgende Änderung bekanntgegeben:  
 
Ausländische Lenkberechtigungen aus EWR-Staaten sind von den österreichischen Behörden nicht im 
Wege des BMEIA, sondern im direkten Weg an die Zentralbehörden der jeweiligen EWR-Mitgliedstaaten zu 
übermitteln (siehe dazu die Tabelle im Anhang mit den Zustelladressen). 
 
Die Weiterleitung ausländischer Lenkberechtigungen aus Nicht-EWR-Staaten erfolgt weiterhin im Wege 
des BMEIA. 
 



 

§ 15 
zu Abs. 5: Äquivalenz zw. bestimmten Klassen von Führerscheinen 

 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie verweist auf den Beschluss der 

Europäischen Kommission vom 20. März 2014 über die Äquivalenzen zwischen Führerscheinklassen, ABl. 

L 120/1 vom 23. April 2014, der in der Beilage übermittelt wird und der die Entscheidung der Kommission 

aus dem Jahr 2012 ersetzt. Damit wird der Geltungsbereich der Führerscheine vor Umsetzung der 

Führerscheinrichtlinie 91/439/EWG in anderen EWR-Staaten verbindlich festgelegt. 

 

Im Falle einer Umschreibung oder Duplikatausstellung eines Führerscheines, der vor Inkrafttreten der 

Führerscheinrichtlinie ausgestellt  worden ist, ist entsprechend dieser Äquivalenztabellen der 

Führerscheinmodelle vorzugehen. Seitens der EU-Kommission ist eine Datenbank in Ausarbeitung, die 

dem bisherigen Führerscheinmodellbuch entspricht. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 16a 

Führerscheinregister – Gespeicherte Daten 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 16a 

Allgemeines: 

Zwecks Ermöglichung von aussagekräftigen statistischen Auswertungen ist es erforderlich, dass alle 

Behörden gewisse Standardverfahren auf die gleiche Art und Weise abspeichern. Besonders bei 

Fristverlängerungen und Duplikatführerscheinen kommt es häufig zu unterschiedlichen Vorgangsweisen. 

Es wird ersucht, künftig wie folgt vorzugehen: 

1. Verlängerungen von befristeten Lenkberechtigungen für die Klasse B sind unter „sonstiger 

Verlängerung“ zu speichern, sofern die Befristung noch nicht abgelaufen ist. 

 

Ist die Befristung abgelaufen ist der Antrag auf „Wiedererteilung aufgrund Fristablauf“ zu stellen. 

 

2. Anträge Duplikat: 

Duplikat/Ungültigkeit meines Führerscheines: unter diese Antragsart fallen alle Fälle von alten Fotos 

oder desolaten Führerscheinen. 

Unter Duplikat/sonstiges ist beispielsweise der reine Umtausch von PapierFS auf 

Scheckkartenführerscheinen zu verstehen. 

 

Die übrigen Antragsarten sollten selbsterklärend und daher nicht erläuterungsbedürftig sein. 

 

3. Zusammentreffen mehrerer Verfahrensarten: 

In solchen Fällen entsteht ein gewisser Graubereich, da eine Speicherung verschiedenartig möglich ist. Es 

ist diesfalls nach der Bedeutung der Anträge vorzugehen. Trifft z.B. die Ungültigkeit des Führerscheines mit 

einem Fall der Namensänderung oder Fristverlängerung zusammen, so sollte die Ungültigkeit des 

Führerscheines in den Hintergrund treten. 



 

§ 16a 

zu Z 4 lit. a: 

Aus gegebenem Anlass wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Behörden gemäß dieser Bestimmung 

dazu verpflichtet sind, neben der Anordnung der Nachschulung auch die Institution einzutragen, bei welcher 

der ermächtigten verkehrspsychologischen Institutionen die Nachschulung absolviert wurde. Diese 

Information ist von wesentlicher Bedeutung, um die Rückfallquote und damit die Effizienz der 

Nachschulungen überprüfen zu können. Da sich nunmehr gezeigt hat, dass diese Informationen nur zu 

einem geringen Prozentsatz tatsächlich im Führerscheinregister erfasst werden, wird die Eintragungspflicht 

des § 16a Z 4 lit. a FSG zwecks konsequenter Beachtung in Erinnerung gerufen. 



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 16b 

Verwendung der Daten des Führerscheinregisters 
 

 



 

§ 16b 

Allgemeines: 

Aufgrund der immer wiederkehrenden Anfragen von ausländischen Strafbehörden um Übersendung von 

Lichtbildern von Führerscheinbesitzern aus dem Führerscheinregister zwecks Identifizierung eines Lenkers 

wurde die Rechtslage zu dieser Problematik zwischen Bundeskanzleramt, BMI und bmvit geklärt. Seites 

des Bundeskanzleramtes wurde die rechtlich korrekte Vorgangsweise bei der Übermittlung von Lichtbildern 

an ausländische Behörden wie folgt zusammengefasst: 

 

1. Österreich ist gemäß Art. 3 des Übereinkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen den 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union samt Erklärungen (im Folgenden: EU-Rechtshilfeübereinkommen 

2000 – EU-RHÜ 2000), BGBl. III Nr. 65/2005, gegenüber den Vertragsparteien dieses Übereinkommens 

zur Leistung von Rechtshilfe (auch) in Verwaltungsstrafsachen verpflichtet.  

Vertragsparteien des EU-RHÜ 2000 sind derzeit alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 

Ausnahme von Griechenland, Italien und Irland.  

Der aktuelle Geltungsbereich des EU-RHÜ 2000 kann auf der Homepage des Rates 

(http://www.consilium.europa.eu/policies/agreements/search-the-agreementsdatabase? 

lang=en&command=details&id=297&lang=de&aid=2000023&doclang=en) und auf der Homepage des 

Bundeskanzleramtes-Verfassungsdienst 

(http://www.bundeskanzleramt.at/site/Cob__33903/6670/Default.aspx) abgefragt 

werden. 

 

 

2. Die Leistung von Rechtshilfe in Verwaltungsstrafsachen durch die Übermittlung von Lichtbildern ist auf 

Grund des § 16 Abs. 3 FSG zulässig, wobei folgende Vorgangsweise einzuhalten ist: 

 

2.1. Rechtshilfeersuchen ausländischer Strafbehörden von Vertragsparteien des EURHÜ 2000 um 

Übermittlung eines Lichtbildes sind an die zuständige Verwaltungsstrafbehörde (§ 26 VStG) zu richten. 

Wird eine unzuständige österreichische Behörde um die Leistung von Rechtshilfe ersucht, so hat sie das 

Rechtshilfeersuchen an die Verwaltungsstrafbehörde weiterzuleiten. 

 

2.2. Die Verwaltungsstrafbehörde hat die Zulässigkeit des Rechtshilfeersuchens zu prüfen und ein 

zulässiges Rechtshilfeersuchen in der Form zu erledigen, dass sie die zuständige Führerscheinbehörde im 

Wege der Amtshilfe (Art. 22 B-VG) um Übermittlung des Lichtbilds ersucht und das Lichtbild in weiterer 

Folge der ausländischen Strafbehörde übermittelt. 

 

2.3. Einer solchen Übermittlung von Lichtbildern durch die Führerscheinbehörde an die 

Verwaltungsstrafbehörde und von dieser an die ausländische Strafbehörde stehen keine 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen entgegen. 

 

 

3. Für die Leistung von Amts- und Rechtshilfe auf Grund des Art. 5 des Vertrages zwischen der Republik 

Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Amts- und Rechtshilfe in Verwaltungssachen, BGBl. 

Nr. 526/1990, gelten die vorstehenden Ausführungen sinngemäß. 
 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 17 

Führerscheinregister – Löschung der Daten 
 

 

 

 



 

§ 17 

Allgemeines: 

Aufgrund eines konkreten Anlassfalles wird klargestellt, dass die in § 17 Abs. 1 und 2 genannten 

Löschungsfristen für alle im FSR enthaltenen Daten Gültigkeit haben – unabhängig vom Datum Ihrer 

Eintragung. Dies ist insbesondere für jene Daten von Relevanz, die vor dem 1.10.2002 eingetragen worden 

sind, da zu diesem Zeitpunkt durch die 5. FSG-Novelle (BGBl. Nr. 81/2002) die Löschungsfrist von früher 

zwölf Jahren auf durchwegs fünf Jahre herabgesetzt worden ist. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollen 

für alle im FSR gespeicherten Daten einheitliche gesetzliche Löschungsvorschriften gemäß § 17 FSG 

gelten. 

 

Da es der enorme behördliche Aufwand jedoch in vielen Fällen nicht zulassen würde, die alten mit einer 

längeren Löschungsfrist versehenen Daten auch tatsächlich zu löschen, ist wenigstens bei derzeit 

laufenden Verfahren darauf zu achten, dass solche Altdaten, wenn sie noch im FSR aufscheinen, nicht 

verwendet, d.h. keine Rechtsfolgen daran geknüpft werden. Nach Möglichkeit sollten solche alten Daten 

anlassbezogen aber auch tatsächlich gelöscht werden. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 17a 

Gültigkeitsdauer von Führerscheinen und 

Lenkberechtigungen 



 

§ 17a 

I. zu Abs. 2:  Befristung der Lenkberechtigung für die Klassen C(C1), D(D1) ab Vollendung des 60. 

Lebensjahres: 

 

Wird anlässlich einer Verlängerung einer Lenkberechtigung für die Klasse C oder D die Lenkberechtigung 

über das vollendete 60. Lebensjahr hinausgehend befristet, so darf diese Befristung nur für die Dauer der 

zu erwartenden  gesundheitlichen Eignung, maximal jedoch bis zur Vollendung des 62. Lebensjahres 

vorgenommen werden. Anlässlich der Vollendung des 60. Lebensjahres ist eine verpflichtende 

Wiederholungsuntersuchung nicht zwingend erforderlich, kann aber aus den Umständen des Einzelfalles 

erforderlich sein. 

Zweck dieser Regelung ist, dass Besitzer von Lenkberechtigungen der Gruppe 2 ab dem vollendeten 60. 

Lebensjahr alle 2 Jahre den Nachweis der gesundheitlichen Eignung erbringen müssen. Eine Befristung 

über das vollendete 62. Lebensjahr hinaus ist daher nicht möglich, allerdings kann anlässlich der 

Vollendung des 60. Lebensjahres die Durchführung einer Wiederholungsuntersuchung entfallen, wenn der 

sachverständige Arzt das Vorhandensein der gesundheitlichen Eignung über diesen Zeitpunkt 

hinausgehend bestätigt. 



 

§ 17a 

Der nachfolgende Erlass ist aufgrund der in der 14. FSG-Novelle eingeführten 5-jährigen 
Befristung der Klasse C1 weitestgehend obsolet und insofern er der geltenden Rechtslage 
widerspricht nicht mehr anzuwenden. Da es sich bei der alten Rechtslage um eine sehr 
komplexe rechtliche Konstruktion gehandelt hat, wird der Erlass aus Informationsgründen 
vorerst noch nicht entfernt!!! 
 

[ II. Zu  Abs. 2: Befristung der Lenkberechtigung für die Unterklasse C1 

Mit BGBl. I Nr. 25/2001vom 30. März 2001 wurde die Unterklasse C1 in Umsetzung der Richtlinie 

91/439/EWG des Rates auf 10 Jahre befristet. Mit dieser Befristung sind einige praktische 

Schwierigkeiten verbunden, die im Folgenden geklärt werden sollen: 

 

1. Grundsätzlich ist festzuhalten: 

a. Eine Befristung der Unterklasse C1, deren Fristbeginn vor dem 31. März 2001 (d.h. 

vor dem Inkrafttreten der Novelle) liegt, ist nicht rückwirkend vorzunehmen, da dies im Gesetz 

ausdrücklich geregelt sein müsste. Jene Lenkberechtigungen für die Unterklasse C1, die vor 

Inkraftreten der Novelle BGBl.I Nr. 25/2001 erteilt wurden, sind ab 31. März 2001 auf 10 Jahre 

(d.h. bis 31. März 2011) zu befristen.  

 

b. Für die Klasse C ist eine 5-jährige Befristung vorgesehen und für die Unterklasse C1 nunmehr 

eine 10-jährige Befristung. Grundsätzlich ist danach zu trachten, dass diese Fristen 

gleichgeschaltet sind, d.h. dass gleichzeitig mit der Vornahme der 5-jährigen Befristung für die 

Klasse C auch die 10-jährige Befristung für die Unterklasse C1 vorgenommen wird. Anlässlich 

der 5-jährigen Verlängerung für die Klasse C ist damit jeweils auch gleichzeitig die 

Unterklasse C1 neu auf 10 Jahre (d.h. für die Unterklasse C1 auf weitere 5 Jahre) zu befristen 

und der Führerscheinbesitzer erspart sich somit eine Neuausstellung des Führerscheines 

anlässlich des Ablaufes der Frist der Unterklase C1. Zur Durchführung im Konkreten siehe die 

Fälle im Folgenden. 

 

c. Wird einem Führerscheinbesitzer, der im Besitz einer Lenkberechtigung für die Klasse C und 

einem vor Inkrafttreten des Führerscheingesetzes ausgestellten Führerscheines ist, ein 

Duplikatführerschein ausgestellt, so ist in diesen Führerschein gemäß § 40 Abs. 5 die 

Befristung der Klasse C mit dem vollendeten 48. Lebensjahr und der Unterklasse C1 mit dem 

vollendeten 53. Lebensjahr einzutragen. 

 

2. Gemäß § 3 Abs. 5 FSG-Durchführungsverordnung ist bei einer Erteilung einer Lenkberechtigung 

für die Klasse C vor Vollendung des 21. Lebensjahres als Beginn der Gültigkeit das Datum des 

21. Geburtstages im Führerschein einzutragen. Da nunmehr auch die Unterklasse C1 auf 10 

Jahre befristet zu erteilen ist, ist auch diese Gültigkeitsdauer in den Führerschein einzutragen, 

gerechnet vom Datum der tatsächlichen Erteilung.  

 



 

 

§ 17a 

Beispiel: Die Voraussetzungen für die Erteilung der Lenkberechtigung für die Klasse C sind am 

18. Geburtstag erfüllt (d.h. die Fahrprüfung wurde abgelegt); in den Führerschein ist Folgendes 

einzutragen: Bei der Unterklasse C1 in der Spalte „vom“ das Datum der tatsächlichen Erteilung 

(d.h. der 18. Geburtstag) und in der Spalte „bis zum“ das Datum 10 Jahre danach (das ist der 28. 

Geburtstag); bei der Klasse C ist gemäß § 3 Abs. 5 FSG-DV in der Spalte „vom“ der 

21. Geburtstag einzutragen und in der Spalte „bis zum“ das Datum des 26. Geburtstages. § 3 Abs. 

5 FSG-DV ist im Rahmen der nächsten Novelle diesbezüglich anzupassen. 

 

Anlässlich der ersten Wiederholungsuntersuchung für die Klasse C (also bei Vollendung des 26. 

Lebensjahres) sind die Gültigkeitsdauer für die Klasse C und die Unterklasse C1 den 5 bzw. 10-

Jahresintervallen entsprechend, gleichzuschalten, d.h dass die Klasse C bei Vorliegen der 

gesundheitlichen Eignung um 5 Jahre bis zum vollendeten 31. Lebensjahr und die Unterklasse C1 

auf weitere 10 Jahre bis zum vollendeten 36. Lebensjahr zu verlängern ist. 

 

3. Wie in Punkt 1a bereits ausgeführt, kann die 10-jährige Befristung der Unterklasse C1 gemäß § 

40 Abs. 1 letzter Satz FSG frühestens ab dem Inkrafttreten der diesbezüglichen FSG-Novelle mit 

31. März 2001 berechnet werden. Dies gilt sinngemäß auch für den Fall, dass gemäß § 40 Abs. 5 

FSG die Lenkerberechtigung für die Gruppe C zwischen dem 1. November 2000 und dem 30. 

März 2001 erloschen ist und nur mehr als Lenkberechtigung für die Unterklasse C1 aufrecht 

bleibt. In diesem Fall ist die 5-jährige Frist des § 40 Abs. 5 (idF der Novelle BGBl. I Nr. 25/2001) 

ab Inkrafttreten der gegenständlichen Novelle (d.h. bis 31. März 2006) zu berechnen, wobei 

diesfalls ein ärztliches Gutachten nicht erforderlich ist.  

 

4. Personen, die bereits vor Inkrafttreten der Novelle BGBl. I Nr. 25/2001 im Besitz einer auf fünf 

Jahre befristeten Lenkberechtigung für die Klasse C und einer unbefristeten Lenkberechtigung für 

die Unterklasse C1 waren, ist anlässlich der nächsten Wiederholungsuntersuchung auch  eine 

(10-jährige) Befristung der Unterklasse C1 in den Führerschein einzutragen. 

 

5. Vollendet der Führerscheinbesitzer während des nächsten 10-jährigen Gültigkeitszeitraumes der 

Unterklasse C1 das 60. Lebensjahr, ist analog dem bereits zu § 20 Abs. 4 FSG ergangenem 

Erlass betreffend Klasse C wie folgt vorzugehen:  

 

Da eine Lenkberechtigung für die Unterklasse C1 ab dem vollendeten 60. Lebensjahr nur mehr 

auf fünf Jahre erteilt werden kann, kann auch eine früher vorgenommene Verlängerung der 

Unterklasse C1 maximal bis zum vollendeten 65. Lebensjahr durchgeführt werden. Eine 

verpflichtende Wiederholungsuntersuchung bei Vollendung des 60. Lebensjahres ist nicht 

zwingend erforderlich, es sei denn, sie ist durch die Umstände des Einzelfalles geboten. Es darf 

daher eine Verlängerung der Unterklasse C1 über das 60. Lebensjahr hinaus (bis maximal zum  

 



 

§ 17a 

vollendeten 65. Lebensjahr) vorgenommen werden, wenn der Arzt das Vorliegen der 

gesundheitlichen Eignung für diesen Zeitraum bestätigt. Beispiel: Gemäß § 40 Abs. 5 FSG wird  

mit Vollendung des 48. Lebensjahres die erste Wiederholungsuntersuchung durchgeführt und die 

Lenkberechtigung befristet. Diesfalls wäre die Klasse C bis zum 53. Lebensjahr zu befristen und 

die Unterklasse C1 bis zum 58. Lebensjahr. Bei der nächsten Verlängerung anlässlich der 

Vollendung des 53. Lebensjahres ist die Klasse C bis zum 58. Lebensjahr zu befristen und die 

Unterklasse C1 bis zum 63. Lebensjahr. Bei der dritten Verlängerung wäre nun bei Vorliegen der 

gesundheitlichen Eignung die Klasse C bis zum vollendeten 62. Lebensjahr (siehe seinerzeitiger 

Erlass zu § 20 Abs. 4 FSG) und die Unterklasse C1 bis zum vollendeten 65. Lebensjahr zu 

befristen. 

 

In Punkt 10 der Novelle BGBl. I Nr. 25/2001 (§ 40 Abs. 1) wurden bei Drucklegung die „xx“ nicht durch 

das tatsächliche Datum des Inkrafttretens ersetzt. Das jeweils richtige Datum ist der 31. März 2001 

(Inkrafttreten der Novelle),  der 31. März 2011 (10 Jahre nach Inkrafttreten der Novelle) und der 31. 

März  2006 (5 Jahre nach Inkrafttreten der Novelle). ] 



 

 

 

 

§ 18 

Lenkberechtigung für die Klasse AM  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 18 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

Allgemeines: 

I. Vorgangsweise bei der Umschreibung bzw. Ausdehnung von Mopedausweisen bzw. Klasse AM 

Möchte der Besitzer eines Mopedausweises die Klasse A1, A2 oder eine andere Lenkberechtigungsklasse 

erwerben, so handelt es sich verfahrensmäßig um eine Ersterteilung, da erstmals ein Führerschein 

entsteht. Besitzt der Betreffende bereits einen Scheckkartenführerschein mit Klasse AM und möchte er eine 

andere Lenkberechtigungsklasse erwerben, so handelt es sich um eine Ausdehnung. Danach richtet sich 

auch die gemäß Gebührengesetz zu entrichtende Gebühr. Möchte der Besitzer eines Mopedausweises 

diesen auf einen Führerschein mit der Lenkberechtigung für die Klasse AM umschreiben, ist für diese Fälle 

im Führerscheinregister das Austauschverfahren anzuwenden und - obwohl in diesen Fällen erstmals ein 

Führerschein für diese Person entsteht - ist die „kleine“ Gebühr von derzeit 49,50 Euro einzuheben. 

 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

II. Ablieferung von Mopedausweisformularen 

Die Fahrschulen wurden angewiesen, die bei ihnen noch vorrätigen Mopedausweisdokumente, nach dem 

19.1.2013 an ihre Führerscheinbehörde abzuliefern, da diese Dokumente ab dem 19.1.2013 nicht mehr 

verwendet werden dürfen. Ein Kostenersatz ist dafür nicht vorgesehen. Da es sich um streng 

verrechenbare Drucksorten handelt, sind diese Dokumente entweder aufzubewahren oder nachweislich 

und nachvollziehbar (mit Protokoll) zu vernichten. 

 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

III. Einziehen von Mopedausweisen bei Ausdehnung der Klasse AM auf andere Klassen 

Besitzern von Mopedausweisen, die die Erteilung einer anderen Lenkberechtigungsklasse außer AM 

beantragen, müssen bei Erteilung dieser Klasse den vorhandenen Mopedausweis mangels ausdrücklicher 

gesetzlicher Regelung nicht abliefern. Eine Einziehung des Mopedausweises durch den Fahrprüfer, die 

Fahrschule oder die Behörde ist daher nicht erforderlich. Es ist jedoch sicherzustellen, dass im Fall einer 

Entziehung der Lenkberechtigung für die Klasse AM (eventuell neben anderen Klassen), dieser Umstand 

bei Anfragen der Behörden und der Exekutive im Führerscheinregister zuverlässig beauskunftet wird.  

 

Wird jedoch ein Mopedausweis lediglich auf einen Führerschein der Klasse AM umgeschrieben (d.h. 

Duplikat ohne Ausdehnung), so ist gemäß § 15 Abs. 4 FSG der Mopedausweis abzuliefern. Es spricht 

jedoch wie bei den Führerscheinen nichts dagegen, den Mopedausweis im entwerteten Zustand dem 

Besitzer als Erinnerungsstück wieder auszufolgen. 

 

IV. Wiedererteilung der Klasse AM nach mehr als 18-monatigem Entzug siehe Anordnung zu § 10 

Abs. 4 



 

§ 18 

Zu den Abs. 1 und 3: Voraussetzungen für den Erwerb des Mopedausweises 

 

1. Die theoretische Ausbildung umfasst nun nurmehr sechs Unterrichtseinheiten, die sich wie folgt auf die 

Ausbildungsinhalte aufteilen: 

Minuten Lehrinhalt 

25 Einführungsphase, Verkehrsraum 

25 Partnerkunde 

50 Bewegen im Verkehrsraum 

50 Verhaltensvorschriften in besonderen Verkehrsräumen (Vorrang,...) 

50 Wahl der Fahrgeschwindigkeit 

25 Verkehrsunfall 

50 Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit 

25 Personenbeförderung 

 

2. Sofern die Ausbildung für den Erwerb der Klasse AM von Fahrschulen durchgeführt wird, ist nach 

Ansicht des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie nichts dagegen einzuwenden, 

wenn diese Kandidaten an demselben Theoriekurs teilnehmen wie Kandidaten, die für den Erwerb einer 

anderen Lenkberechtigungsklasse ausgebildet werden, sofern es sich um jene Kursteile handelt, in 

denen die unter 1) genannten Ausbildungsinhalte vermittelt werden.  

3. Wird die Klasse AM für beide Fahrzeugkategorien beantragt (Moped, vierrädriges Leichtkraftfahrzeug), 

so ist die theoretische Ausbildung und theoretische Prüfung insgesamt nur ein Mal zu absolvieren. Die 

Absolvierung der praktischen Ausbildung ist ausdrücklich in § 18 Abs. 3 geregelt. 

4. Mit Erlass GZ. 179.619/39-I/7/92 vom 4. November 1992 wurde die Ablegung der Mopedprüfung bereits 

frühestens sechs Monate vor Vollendung des 16. Lebensjahres für zulässig erklärt; Die Ausfolgung des 

Mopedausweises darf unabhängig davon jedenfalls erst mit dem 16. Geburtstag erfolgen. 

 

 Diese Regelung ist durch das Inkrafttreten des Führerscheingesetzes unberührt geblieben und gilt auch 

für den Erwerb der Klasse AM ab dem 15. Lebensjahr. Diesfalls darf die Prüfung frühestens sechs 

Monate vor Vollendung des 15. Lebensjahres absolviert werden und die Klasse AM erst ab dem 

vollendeten 15. Lebensjahr erteilt werden.  

5. Aus gegebenem Anlass wird überdies klargestellt, dass die theoretische Prüfung für die Klasse AM 

gemäß § 18 Abs. 1 Z 3 FSG tatsächlich in Form einer Prüfung jedes einzelnen Kandidaten 

abzuhalten ist. Gruppenarbeiten von Kandidaten, Zuhilfenahme von Lehrbehelfen sowie Unterstützung 

durch Lehrpersonal der Fahrschule ist unzulässig! Sofern diese Prüfung nicht mittels CD, sondern mit 

den vom KfV aufgelegten Papierfragebögen abgehalten wird, hat die Fahrschule weiters darauf zu 

achten, dass unterschiedliche Fragebögen für die Kandiddaten verwendet werden und dass die 

einzelnen Blätter der Fragebögen entsprechend der urspünglichen Intention nach dem Zufallsprinzip 

ausgetauscht, d.h. anders zusammengestellt werden, damit für die Kandidaten jeweils andere 

Prüfungsfragen zur Anwendung kommen. 

 

  



 

§ 18 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 2: 

Hinsichtlich des in dieser Bestimmung festgelegten Nachweises der Identität wird festgelegt, dass auch 

abgelaufene Reisepässe oder Personalausweise als ausreichender Identitätsnachweis anzusehen sind, 

sofern deren Gültigkeitsdauer vor nicht mehr als 18 Monaten abgelaufen ist. 



 

§ 18 

zu Abs. 4: 

1. Die in § 18 Abs. 4 geforderte Ergänzungsausbildung für Instruktoren hat 16 Unterrichtseinheiten zu 

umfassen wobei sich der Inhalt und der Umfang entsprechend der beiliegenden Aufstellung verteilt. 

 

2. Die Durchführung der praktischen Schulung am Übungsplatz kann auch in Gruppen von mehreren 

Personen abgehalten werden, sofern für jeden Kandidaten ein eigenes Fahrzeug zur Verfügung steht. Es 

spricht nichts dagegen, wenn Kandidaten ihr Privatfahrzeug verwenden. Die Größe der Gruppe sollte aber 

pro Fahrlehrer bzw. Instruktor acht Personen nicht übersteigen.   

 

Bei der praktischen Ausbildung im öffentlichen Verkehr für Mopeds hat der Fahrlehrer zwecks 

Sicherstellung eines entsprechenden Lernerfolges (Spurgestaltung etc…) den oder die Kandidaten auf 

einem einspurigen Kraftfahrzeug zu begleiten. Bei der praktischen Ausbildung im öffentlichen Verkehr für 

vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge kann der Fahrlehrer den oder die Kandidaten hingegen auf einem 

beliebigen Fahrzeug begleiten.   

 

3. Für den in Abs. 1 Z 6 genannten Nachweis der Fahrzeugbeherrschung ist auch eine Bestätigung zu 

erbringen, aus der nachvollzogen werden kann, dass die Fahrzeugbeherrschung gegenüber dem 

Fahrlehrer bzw. dem Instruktor (und vor allem welchen!) nachgewiesen wurde. Diese Bestätigung über die 

ausreichende Fahrzeugbeherrschung sollte sowohl vom Fahrlehrer/Instruktor als auch vom Kandidaten 

unterschrieben werden. 

 

4. Für die Durchführung der praktischen Ausbildung bei Moped 15 an einem Außenkursort ist keine eigene 

Bewilligung erforderlich, da es sich dabei um keine Ausbildung zur Erlangung einer Lenkberechtigung 

handelt und somit nicht unter den Begriff „Fahrschulkurs“ zu subsumieren ist. Auch gelten die Vorgaben der 

KDV für Fahrschulkurse (zB. an einem Tag nicht mehr als 4 Unterrichtseinheiten Theorie und nicht mehr als 

4 Unterrichtseinheiten Praxis) für diese Ausbildungen nicht.



 

 
§ 18 

Umfang und Inhalte der Ergänzungsausbildung gem. § 18 Abs. 4 FSG für Instruktoren gem. § 4a Abs. 6 FSG beim Fachverband der 
Fahrschulen bzw. ermächtigten Ausbildungsstätten gem. § 116 Abs. 6a KFG 

 
 
Umfang: 16 Unterrichtseinheiten á 50 Minuten, 1. Tag: 8 UE Theorieunterricht, 2. Tag: 8 UE Praxisunterricht  
 
 
 
Inhalte Theorieteil:  
 
 
Themenbereich     Lehrinhalte            Anzahl der UE  
 
Rechte und Pflichten des Ausbildners  geeigneter körperlicher Zustand des Lehrenden, Verantwortung für die  

genaue Einhaltung der Verkehrsvorschriften und der Verwendung des Sturz-  
helmes durch die Mopedschüler, rechtzeitige Einflussnahme auf die  
Fahrweise der Schüler, Fertigkeiten der Schüler für die Fahrt im  
Verkehr müssen gegeben sein, etc.          2  

 
Verkehrsrechtliche Vorschriften   Allgemeine Fahrordnung sowie Sonderbestimmungen für Mopeds,  

Personenbeförderung, Beladungsprobleme, Schutzkleidung, etc.     2  
 
Gefahrenlehre     Hintereinanderfahren, Vorbeifahren, Überholen, Einbiegen, Einfahren,  

Ausfahren, Fahrstreifenwechsel, Einordnen, Schutzwege, etc.      2  
 
Partnerkunde      Partner im Verkehr, Vertrauensgrundsatz, verkehrspsychologische  

Grundlagen, etc.            2 
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Inhalte Praxisteil: 
  
 
Themenbereich     Lehrinhalte            Anzahl der UE  
 
Vorbesprechung vor Antritt der   Festlegen der Spielregeln für die Ausfahrt, Verhalten bei Abreißen eines  
gemeinsamen Ausfahrt    Mopedschülers, Verhalten bei Unfall, Kandidat muss der Fahrt im Verkehr  

gewachsen sein, Informationen zu Fahren in der Gruppe, etc.      1  
 
Übungen im Verkehr     Stadtverkehr, Spurgestaltung, Umkehren, Vorbeifahren, Fahrstreifenwechsel,  

Einordnen, Einbiegen, Verhalten bei Kreuzungen, Befahren von Kurven, etc.  
Training der Gruppenfahrt bei dichtem Verkehr und Kreuzungen     3  

 

Freilandstraße, richtige Tempowahl, Hintereinanderfahren, Überholen (auch 

gegenseitig, richtige Kurvenlinie, leistungsbezogene Tempowahl, Straßen- 

verhältnisse in Fahrlinie einbeziehen, richtiges Verwenden des 

Beschleunigungsstreifen, Grundregeln bei Gruppenfahrten      4



 

 

 

 

 

 

 

§ 18a 

Lenkberechtigung für die Klassen A1, A2 und A 



 

§ 18a 

Allgemeines: 

171.304/0006-IV/ST4/2013 

I. Umstieg von Klasse AK auf eine der Motorradklassen A1, A2 und A 

Die Klasse AK (bis 50 ccm) umfasst eine isoliert dastehende Berechtigung, die nicht in den Stufenzugang 

integriert ist. Bereits mit Erlass vom 7.12.1993 wurde festgelegt, dass bei einer Ausdehnung von AK auf AL 

bzw. A die Ablegung einer theoretischen und praktischen Fahrprüfung sowie ein Schulungsnachweis 

erforderlich ist. Dies wurde mit dem Inkrafttreten des FSG beibehalten, nunmehr wird aber zwecks 

Vereinheitlichung mit den zu Abs. 3 gemachten Ausführungen festgelegt, dass von der theoretischen 

Ausbildung abgesehen werden kann. Hingegen sind die Praxisausbildung (gemäß § 64b Abs. 6 KDV), die 

Theorieprüfung (jedoch nur das klassenspezifische Modul A) und die praktische Fahrprüfung zu 

absolvieren. Ebenso ist die Mehrphasenausbildung zu absolvieren. 
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Zu Abs. 3: 

171.304/0006-IV/ST4/2013 

Erwerb der Lenkberechtigung der Klasse A (A2): Umstieg vom Stufenzugang auf Direktzugang 

Genauso wie nach der Rechtslage vor dem 19.1.2013, so ist es auch nunmehr möglich, bei Erreichen des 

erforderlichen Mindestalters die nächsthöhere Motorradlenkberechtigungsklasse zu erwerben, auch wenn 

der zweijährige Besitz der niedrigeren Klasse noch nicht zurückgelegt wurde. Das heißt, es ist möglich, den 

Stufenzugang aufzugeben und in den Direktzugang zu wechseln. Dies ist möglich auch wenn die 

Mehrphasenausbildung für die niedrigere Klasse noch nicht absolviert wurde und 

 - mit Vollendung des 18. Lebensjahres hinsichtlich Klasse A2 sowie 

 - mit Vollendung des 24. Lebensjahres hinsichtlich Klasse A. 

 

Für diesen (vorzeitigen) Erwerb der Klasse A2 bzw. A gilt: 

- Von der Theorieausbildung kann jedenfalls abgesehen werden (diese kann angerechnet werden). 

- Eine Praxisausbildung ist jedenfalls in dem in § 64b Abs.6 KDV festgelegtem Ausmaß zu absolvieren. 

- Die Theorieprüfung ist nach § 11 Abs. 6 FSG innerhalb von 18 Monaten anzurechnen. Ist diese Frist 

verstrichen, ist die Theorieprüfung neuerlich abzulegen, wobei jedoch nur das klassenspezifische Modul der 

Klasse A zu prüfen ist. 

- Die praktische Fahrprüfung ist jedenfalls erforderlich. 

 

Mehrphasenausbildung: 

Gemäß § 4a Abs. 1 zweiter Satz FSG ist die Mehrphasenausbildung nur ein Mal beim erstmaligen Erwerb 

einer der Klassen A1, A2 oder A zu absolvieren; das gilt auch in der gegenständlichen Konstellation. Das 

bedeutet, dass eine noch nicht absolvierte Mehrphasenausbildung vollständig zu absolvieren ist, bei einer 

bereits vollständig absolvierten Mehrphasenausbildung nichts mehr zu absolvieren ist und bei einer 

teilweise absolvierten Mehrphasenausbildung die fehlenden Schritte zu absolvieren sind. 

 

 

 



 

§ 18a 

zu Abs. 6: 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

Anrechnung der „Code 111-Ausbildung“ bei Erwerb der Klasse A1 

Im Fall einer Ausdehnung einer Lenkberechtigung für die Klasse B mit Code 111 auf eine Lenkberechtigung 

für die Klasse A1 hat die in dieser Bestimmung vorgesehene Anrechnung der praktischen Ausbildung auf 4 

UE am Übungsplatz und 2 UE im öffentlichen Verkehr zu erfolgen. Der Bewerber hat somit in diesen Fällen 

noch 6 UE im öffentlichen Verkehr zu absolvieren.  

  

Weiters wird klargestellt, dass der mindestens zweijährige ununterbrochene Code 111-Besitz direkt vor 

dem Erwerb (Antragstellung) von Klasse A1 liegen muss. Länger zurückliegende zweijährige Zeiträume (mit 

Unterbrechung) sind unbeachtlich (arg. „seit“).



 

 

 

 

 

§ 19 

Vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B 



 

§ 19 

Allgemeines: 

Berechnung der Gebühren bei Ausbildungs- und Übungsfahrten (gültig ab 1.3.2013!!) 

171.304/0001-IV/ST4/2014  

Die Berechnung der Gebühren für die Bewilligung von Ausbildungs- und Übungsfahrten setzt sich wie folgt 

zusammen und ist künftig einheitlich festzusetzen: 

 

Vorgezogene Lenkberechtigung 

Antragsgebühr § 14 TP 6 (1)  14,30 Euro

Zeugnisgebühr § 14 TP 14 (1)  14,30 Euro 

Bundesverwaltungsabgabe (allgemeiner Teil) Tarif 2  6,50 Euro

GESAMT  35,10 Euro

 

 

Übungsfahrten 

Antragsgebühr § 14 TP 6 (1)  14,30 Euro

Zeugnisgebühr § 14 TP 14 (1)  14,30 Euro

Bundesverwaltungsabgabe (besonderer Teil) Tarif 355  13,- Euro

GESAMT  41,60 Euro

 

Lediglich die nicht genannte  Beilagengebühr (3,90 Euro) stellt eine Variable dar, die je nach Anzahl der 

Beilagen ein oder mehrmals eingehoben werden kann und dann zu den oa. Beträgen zu addieren ist. Um 

eine einheitliche Gebührenberechnung bei diesen Verfahren zu erleichtern, wurden die entsprechenden 

Verfahrensarten im Führerscheinregister mit den oa. Gesamtbeträgen hinterlegt, wobei jedoch 

anlassbezogene Änderungen aufgrund der Beilagengebühr möglich sind. 

 

Änderung von Bescheiden nach der vor 1.3.2013 geltenden Rechtslage, Übergangsbestimmung 

171.304/0005-IV/ST4/2013  

Durch die grundlegenden verfahrensrechtlichen Änderungen seit 1.3.2013 stellt sich die Frage, wie die 

Änderung von Bescheiden für die Bewilligung von Übungs- und Ausbildungsfahrten, die vor dem 1.3.2013 

erteilt worden sind, vorzunehmen ist. Gemäß § 132 Abs. 29 Z 8 KFG und § 41 Abs. 11 FSG sind die vor 

1.3.2013 eingebrachten Anträge auf Übungs- und Ausbildungsfahrten nach der alten Rechtslage zu Ende 

zu führen. Das bedeutet, dass Änderungsbescheide (etwa wegen Verlängerung der Übungsfahrten auf 18 

Monate oder wegen Begleiterwechsel) für diese bestehenden Bewilligungen noch an den oder die Begleiter  

§ 19 

adressiert sein müssen. Soll lediglich das für Übungsfahrten verwendete Kraftfahrzeug aus dem Bescheid 

gestrichen werden, ist ein Änderungsbescheid nicht erforderlich; diesfalls genügt eine formlose Streichung.  

 

Theoretische Einweisung bei Begleiterwechsel: 



 

171.304/0005-IV/ST4/2013  
Derzeit ist die theoretische Einweisung gemäß § 122 Abs. 2 lit. d KFG nur im Rahmen von Übungsfahrten 

vorgeschrieben. Da die FSG-VBV noch nicht geändert ist, gilt bei Ausbildungsfahrten diesbezüglich noch 

die fakultative Vorbesprechung gemäß § 2 Abs. 4 der FSG-VBV. Es ist jedoch eine Änderung der VBV in 

Vorbereitung, wonach auch für Ausbildungsfahrten verpflichtend die gleiche theoretische Einweisung wie 

bei Übungsfahrten zu absolvieren ist. Die folgenden Ausführungen beziehen sich damit vorerst nur auf die 

seit 1.3.2013 geltenden Bestimmungen (somit auf die Übungsfahrten) und erst mit der Novellierung der 

VBV auch auf die Ausbildungsfahrten. 

 

Aufgrund des Wortlautes des § 122 Abs. 2 lit. d KFG („gemeinsam mit einem Begleiter“) ist es als 

ausreichend anzusehen, wenn bei Vorhandensein von zwei im Bewilligungsbescheid genannten Begleitern 

nur einer an der theoretischen Einweisung teilnimmt. Ein Wechsel von Begleitern oder eine Aufstockung 

von einem auf zwei Begleiter ist zulässig. Diesfalls ist ein Änderungsbescheid erforderlich. Von einer 

nochmaligen Absolvierung der theoretischen Einweisung ist abzusehen, selbst wenn keiner der nunmehr 

tätig werdenden Begleiter eine theoretische Einweisung mit dem Bewerber absolviert hat. 

 

Absolvierung von Ausbildungsfahrten und Übungsfahrten hintereinander: 

171.304/0005-IV/ST4/2013  
Aufgrund der nunmehr vorgeschriebenen Höchstdauer von Übungs- und Ausbildungsfahrten von 18 

Monaten stellt sich die Frage, ob es zulässig ist, im Anschluss nach dem Ablauf von Ausbildungsfahrten für 

den selben Bewerber noch Übungsfahrten zu bewilligen (bzw. umgekehrt). Da es keine Regelung gibt, die 

diese Vorgangsweise untersagt, spricht nichts dagegen, wobei jedoch darauf zu achten ist, dass für die 

Zulassung zur Fahrprüfung von einer der gewählten Ausbildungsschienen alle der im Gesetz genannten 

Voraussetzungen erbracht sein muss.  
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171.304/0003-IV/ST4/2013 

Zu Abs. 2: 

Behördenzuständigkeit bei Entziehung der Ausbildungs- und Übungsfahrtenbewilligung 

In § 122 Abs. 1 KFG 1967 wird für die Erteilung einer Übungsfahrtenbewilligung eine vom AVG 

abweichende Sonderregelung getroffen, wonach diejenige Behörde dafür zuständig ist, in deren Sprengel 

die vom Antragsteller besuchte Fahrschule ihren Sitz hat. § 122 Abs. 8 trifft hinsichtlich der Entziehung 

dieser Berechtigung keine ausdrückliche Sonderregelung, lässt aber im letzten Satz erkennen 

(Ablieferungspflicht des Bescheides an die Behörde), dass dieselbe Behörde wie in Abs. 1 gemeint ist. Die 

Regelung ist daher nach dem Zweck der Bestimmung und dem Willen des Gesetzgebers zu interpretieren, 

d.h. dass auch für die Entziehung der Übungsfahrtenbewilligung diejenige Behörde zuständig ist, in deren 

Sprengel die vom Antragsteller besuchte Fahrschule ihren Sitz hat. Gemäß § 19 Abs. 2 FSG ist § 122 Abs. 

8 KFG auch für die Ausbildungsfahrten anzuwenden. 
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Lenkberechtigung für die Klassen C(C1), D(D1), 

CE(D1E) und DE(D1E) 
 

 

 



 

§ 20 

zu Abs. 1: 

Der Besitz der Klasse B ist Voraussetzung für den Erwerb einer Lenkberechtigung für die Klasse C 

und/oder D. Diese Bestimmung ist jedoch nicht so zu verstehen, dass auch ein Antreten zur theoretischen 

Fahrprüfung für die Klassen C oder D nicht möglich wäre, wenn die Fahrprüfung für die Klasse B nicht 

bestanden wurde. Wenn also ein Kandidat in zwei Prüfungsdurchgängen zuerst für die Klasse B (und 

eventuell andere Klassen) antritt und danach für die Klasse C (und eventuell andere Klassen) antreten 

möchte, so ist er für den zweiten Prüfungsdurchgang auch dann zuzulassen, wenn er beim ersten 

Prüfungsdurchgang nicht bestanden hat. Da das Bestehen oder Nichtbestehen der Theorieprüfung nichts 

mit dem Erwerb der jeweiligen Lenkberechtigungsklasse zu tun hat, ist gegen eine solche Vorgangsweise 

nichts einzuwenden.



 

§ 20 

zu Abs. 2: 

In Zusammenhang mit Einführung der Berufskraftfahrerausbildung für die Klasse C (C1) ab 10.9.2009 

bedarf es einer klaren Regelung, wie mit jenen Lenkern zu verfahren ist, die bereits vor dem 10.9.2009 im 

Besitz einer Lenkberechtigung der Klasse C sind, aber das 21. Lebensjahr erst nach diesem Stichtag 

vollenden.  

 

Im Zuge der 11. FSG-Novelle wurde in § 6 klargestellt, dass eine Lenkberechtigung für die Klasse C bereits 

ab dem vollendeten 18. Lebensjahr erworben werden kann. Die Lenkberechtigung darf aber bis zum 

vollendeten 21. Lebensjahr noch nicht (voll) ausgeübt werden (in diesem Sinne ist auch der Einleitungssatz 

und die Z 1 in § 20 Abs. 2 zu verstehen).  

 

Damit fallen diese Führerscheinbesitzer in die Übergangsbestimmung, wonach es ausreicht, die 

Weiterbildung zu absolvieren, weshalb es nicht unbedingt notwendig (jedoch zulässig) ist, die 

Grundqualifikation (mit Ablegung der Prüfung) zu erwerben.  

 

Da von der Lenkberechtigung für die Klasse C aber erst ab dem 21. Lebensjahr Gebrauch gemacht werden 

darf, ist die Übergangsbestimmung der Berufskraftfahrerausbildung nicht dahingehend zu verstehen, dass 

es ausreicht, die Weiterbildung bis zum 10.9.2014 zu absolvieren. Vielmehr sind diese 

Führerscheinbesitzer gemäß § 20 Abs. 2 Z 2 FSG nur dann vor Vollendung des 21. Lebensjahres zum 

gewerblichen Lenken von C-Fahrzeugen berechtigt, wenn sie im Besitz eines 

Fahrerqualifizierungsnachweises sind. Da sie - wie gesagt - unter die Übergangbestimmung fallen, genügt 

aber die Absolvierung der Weiterbildung und Eintragung des Codes 95 im Führerschein. 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die gegenständlichen Führerscheinbesitzer vor 

Vollendung des 21. Lebensjahres nicht zum Lenken von C-Fahrzeugen im gewerblichen Bereich 

berechtigt sind, es sei denn sie haben (zumindest) die Weiterbildung absolviert und den Code 95 im 

Führerschein eingetragen. 

 



 

§ 20 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

zu Abs. 5: 

Durch die 14. FSG-Novelle wurde (infolge der generellen Vereinheitlichung der Gültigkeitsdauer für die 

Klasse C1 mit jener für Klasse C) die Gültigkeitsdauer einer ausländischen EWR-Lenkberechtigung für die 

Klassen C1 von zehn auf fünf Jahre verkürzt. Zahlreichen Betroffenen wurde in der Vergangenheit die 

frühere Rechtslage mit der 10-jährigen Frist beauskunftet. Aus Gründen des Vertrauensschutzes ist die 

Bestimmung – ähnlich wie die Anordnungen zu § 40 Abs. 5 (Punkt III. dieses Erlasses) -  so zu 

interpretieren, dass die fünfjährige Frist für die Klasse C1 nur dann anzuwenden ist, wenn der Wohnsitz in 

Österreich nach dem 19.1.2013 begründet worden ist. In den Fällen der Wohnsitzbegründung vor dem 

19.1.2013 kann die Klasse C1 entsprechend der früheren Rechtslage mit einer Gültigkeitsdauer von 10 

Jahren eingetragen werden. Betroffen von dieser Regelung sind insbesondere die Besitzer der alten 

deutschen Lenkberechtigungsklasse 3.



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 22 

Heereslenkberechtigung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 22 

zu Abs. 7:  

I. zivile Lenkberechtigung 

Ärztliche Gutachten bei Umschreibung einer Heereslenkberechtigung in eine zivile Lenkberechtigung 

(siehe Anordnungen II zu § 8 Abs. 1) 
 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

II. Umschreibung der Heereslenkberechtigung in eine zivile Lenkberechtigung 

In Absprache mit dem Bundesministerium für Landesverteidigung wurden die Äquivalenzen zwischen 

Heereslenkberechtigungsklassen und zivilen Lenkberechtigungsklassen festgelegt. Diese sind aus den 

folgenden Tabellen ersichtlich und Umschreibungen von Heereslenkberechtigungen in zivile 

Lenkberechtigungen zugrundezulegen. Bei der neuen, ab 1.1.2013 geltenden Klasseneinteilung der 

Heereslenkberechtigungen ist ausdrücklich die Heereslenkberechtigungsklasse B1 zu erwähnen, die nicht 

mit der in der Richtlinie 2006/126/EG enthaltenen optionalen (und in Österreich nicht existenten) 

Lenkberechtigungsklasse B1 zu verwechseln oder gleichzusetzen ist. Für die militärische Klasse B1 ist – 

wie aus der Tabelle ersichtlich - die zivile Klasse B zu erteilen. 

 

Bestehende zivile Lenkberechtigungen, bei denen nach der bisherigen Vorgangsweise die eingeschränkten 

Anhängerberechtigungen erteilt wurden, bleiben jedoch unberührt. Nicht ausdrücklich geregelt ist der Fall, 

dass ein Führerscheinbesitzer mit einer auf 2 300 kg beschränkten Lenkberechtigung für die Klasse CE, 

diese auf eine unbeschränkte zivile Lenkberechtigung für die Klasse CE (oder C1E oder BE) erweitern 

möchte. Da der Betreffende ja bereits im Besitz einer (eingeschränkten) Lenkberechtigung für die Klasse 

CE ist, ist es nicht sachgerecht, für diese Ausdehnung eine Fahrschulausbildung sowie die  theoretische 

und praktische Fahrprüfung zu fordern. Da die rechtliche Situation viel eher mit der Wiedererteilung gemäß 

§ 10 Abs. 4 FSG zu vergleichen ist, ist es sachgerecht, in solchen Fällen die Lenkberechtigung für die zivile 

Klasse CE (oder C1E oder BE) nach Ablegung einer praktischen Fahrprüfung zu erteilen. 

 



 

§ 22 

Umschreibung Heereslenkberechtigung 

HLBV 1997 (BGBl. II. Nr. 336/1997) 

Heereslenkberechtigungsklassen bis 31.12.2012 

Klassen Heereslenkberechtigung (§ 13 HLBV) Klasse(n) nach FSG
Fahrzeugklasse ,,A'' 
Motorräder, Motorräder mit Beiwagen sowie Kraftfahrzeuge mit drei 
Rädern und einer 
Eigenmasse von nicht mehr als 400 kg sowie als 

Klasse: A 
Einzutragen in der Vorstufe 
und in A 

,,Vorstufe A/AL'' Leichtmotorräder mit einer Motorleistung von nicht 
mehr als 25 kW 
und einem Verhältnis von Leistung/Leergewicht von nicht mehr als 
0,16 kW/kg, 

Klasse: A Vorstufe 
Nach 2 Jahren: A, Datum 
gleich eintragen 

Fahrzeugunterklasse ,,B1'' 
handelsübliche, nicht oder nur eingeschränkt geländegängige 
Personen- und 
Kombinationskraftwagen 4 x 2 und 4 x 4 mit einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3 500 kg, auch wenn mit ihnen 
ein leichter Anhänger von nicht mehr als 750 kg höchstzulässiger 
Gesamtmasse oder ein Anhänger gezogen wird, dessen 
höchstzulässige Gesamtmasse die Eigenmasse des 
Zugfahrzeuges nicht übersteigt, sofern die Summe der 
höchstzulässigen Gesamtmassen beider Fahrzeuge 3 500 kg 
nicht übersteigt 

Klasse: B 

Fahrzeugunterklasse ,,B2'' 
geländegängige Kraftwagen mit einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3 500 kg, auch wenn mit ihnen in 
Anhänger gezogen wird, dessen höchstzulässige Gesamtmasse 
1500 kg und die Summe der höchstzulässigen Gesamtmassen 
beider Fahrzeuge 5 000 kg nicht übersteigt,

Klassen: 
B 
 

Fahrzeugunterklasse ,,CM'' *) 
Kraftwagen einschließlich Mannschaftstransportfahrzeuge mit einer 
höchstzulässigen Gesamtmasse von mehr als 3 500 kg bis zu einer 
höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 12 000 kg, 
auch wenn mit ihnen ein Anhänger bis zu einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 2 300 kg gezogen wird,

Klassen: 
C 
C1 
F 

Fahrzeugunterklasse ,,CS'' *) 
Kraftwagen einschließlich Mannschaftstransportfahrzeuge mit einer 
höchstzulässigen Gesamtmasse von mehr als 12 000 kg, auch 
wenn mit ihnen ein Anhänger bis zu einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 2 300 kg gezogen wird,

Klassen: 
C 
C1 
F 

Fahrzeugunterklasse ,,CT'' *) 
Tankkraftwagen zur Beförderung gefährlicher Güter, 

Klassen: 
C 
C1 
F 

Fahrzeugklasse ,,D'' 
Kraftwagen, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung zur Beförderung 
von mehr als acht Personen, außer dem Lenker, bestimmt sind 
(Omnibus), 

Klasse D 

Fahrzeugklasse ,,E'' 
Kraftwagen, mit denen Anhänger oder militärische Anhängelasten 
mit einer höchstzulässigen Gesamtmasse von mehr als 2 300 kg 
gezogen werden, 

Klasse (nur in Verbindung 
mit 
dem Zugfahrzeug): 
BE 
C1E 
CE 
DE



 

Fahrzeugunterklasse ,,F1'' 
Zugmaschinen mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 
40 km/h und Motorkarren, auch wenn mit ihnen Anhänger gezogen 
werden, 

Klasse: F 

Fahrzeugunterklasse ,,F2'' 
selbstfahrende Pionier- und Arbeitsmaschinen mit einer 
Bauartgeschwindigkeit von nicht mehr als 40 km/h oder 
landwirtschaftliche, selbstfahrende Arbeitsmaschinen, 
auch wenn mit ihnen ein Anhänger gezogen wird,

Klasse: F 

Fahrzeugunterklasse ,,G1'' 
Sonderkraftfahrzeuge, die in keine der angeführten Klassen fallen, 
auch wenn mit ihnen ein Anhänger bis zu einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3500 kg gezogen wird,

Klasse: F 

Fahrzeugunterklasse ,,G2'' 
selbstfahrende Pionier- und Arbeitsmaschinen mit einer 
Bauartgeschwindigkeit von mehr als 40 km/h, auch wenn mit Ihnen 
ein Anhänger bis zu einer höchstzulässigen Gesamtmasse von 
nicht mehr als 3 500 kg gezogen wird, 

Klasse: F 

Fahrzeugunterklasse ,,G3a'' 
gepanzerte Radfahrzeuge. 

Klasse: F 

Fahrzeugunterklasse ,,G3b'' 
gepanzerte Vollkettenfahrzeuge. 

Klasse: F 
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171.304/0003-IV/ST4/2013        Umschreibung Heereslenkberechtigung 

HLBV 2013 (BGBl. II. Nr. 422/2012) 

Heereslenkberechtigungsklassen ab 1.1.2013 
 

Klassen Heereslenkberechtigung (§ 14 HLBV 2013) 
 

Klasse(n) nach FSG

Klasse AM: 
 a) Motorfahrräder, 
 b) vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge, 

Klasse AM 

Klasse A: 
  Motorräder mit oder ohne Beiwagen sowie dreirädrige 

Kraftfahrzeuge mit einer Eigenmasse von nicht mehr als 
400 kg; 

Klassen  
A, A1, A2, AM 

Klasse A1: 
  Motorräder mit oder ohne Beiwagen mit einem Hubraum von 

bis zu 125 ccm und einer Motorleistung von nicht mehr als 
11 kW; 

Klassen  
A1, AM 

Klasse A2: 
  Motorräder und Motorräder mit Beiwagen mit einer 

Motorleistung von nicht mehr als 25 kW und einem Verhältnis 
von Leistung zu Leergewicht von nicht mehr als 0,16 kW/kg; 

Klassen 
A1, A2, AM 

Klasse B: 
  Geländegängige Kraftwagen einschließlich Mannschafts-

transportfahrzeuge, mit einer höchstzulässigen Gesamtmasse 
von nicht mehr als 3 500 kg, auch wenn mit ihnen ein 
Anhänger gezogen wird, dessen höchstzulässige 
Gesamtmasse 1 500 kg und die Summe der höchstzulässigen 
Gesamtmassen beider Fahrzeuge 5 000  kg nicht übersteigt; 

Klasse B 

Klasse B1: 
  handelsübliche, nicht oder nur eingeschränkt geländegängige 

Personen- und Kombinationskraftwagen 4 x 2 und 4 x 4 mit 
einer höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 
3 500 kg, auch wenn mit ihnen ein leichter Anhänger von 
nicht mehr als 750 kg höchstzulässiger Gesamtmasse oder 
ein Anhänger gezogen wird, dessen höchstzulässige 
Gesamtmasse die Eigenmasse des Zugsfahrzeuges nicht 
übersteigt, sofern die Summe der höchstzulässigen 
Gesamtmassen beider Fahrzeuge 3 500 kg nicht übersteigt; 

Klasse B 

Klasse C: 
  Kraftwagen einschließlich Mannschaftstransportfahrzeuge, 

bei denen die höchstzulässige Gesamtmasse mehr als 
7 500 kg beträgt und die nicht unter die Klasse D oder D1 
fallen, auch wenn mit ihnen ein Anhänger bis zu einer 
höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 2 300 kg 
gezogen wird; 

Klassen: 
C, C1, F 

Klasse C1: 
  Kraftwagen einschließlich Mannschaftstransportfahrzeuge, 

bei denen die höchstzulässige Gesamtmasse mehr als 
3 500 kg aber nicht mehr als 7 500 kg beträgt und die nicht 
unter die Klasse D oder D1 fallen auch wenn mit ihnen ein 
Anhänger mit einer höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht 
mehr als 2 300 kg gezogen wird; 

Klassen: 
C1, F 



 

Klasse D: 
  Kraftwagen mit mehr als acht Plätzen für beförderte Personen 

außer dem Lenkplatz; 

Klassen: 
D, D1 

Klasse D1: 
  Kraftwagen mit nicht mehr als 16 Plätzen für beförderte 

Personen außer dem Lenkerplatz und mit einer höchsten 
Gesamtlänge von acht Metern; 

Klasse D1 

Klasse F: 
  Zugmaschinen mit einer Bauartgeschwindigkeit von nicht 

mehr als 50 km/h, landwirtschaftliche selbstfahrende 
Arbeitsmaschinen und Motorkarren, auch wenn mit ihnen 
Anhänger gezogen werden; 

Klasse F 

Klasse M1*): 
  Geschützte oder gepanzerte Kampf- oder Gefechtsfahrzeuge 

als Radfahrzeuge, auch wenn mit ihnen ein Anhänger mit 
einer höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 
2 300 kg gezogen werden; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB 

Klasse M2*): 
  Geschützte oder gepanzerte Kampf- oder Gefechtsfahrzeuge 

als Kettenfahrzeuge; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB 

Klasse M3*): 
  Selbstfahrende Pionier- und Arbeitsmaschinen auch wenn mit 

ihnen ein Anhänger bis zu einer höchstzulässigen 
Gesamtmasse von nicht mehr als 3 500 kg gezogen wird; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB 

Klasse M4*): 
  Sonderkraftfahrzeuge, die in keine der angeführten Klassen 

fallen, auch wenn mit ihnen ein Anhänger bis zu einer 
höchstzulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 3 500 kg 
gezogen wird. 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB 

Klasse BE: 
 Anhänger, die nicht unter Abs. 1 Z 5 fallen 

Klasse BE 

Klasse CE  
  Alle Anhänger 

Klassen  
BE, CE, C1E sowie DE / 
D1E wenn Lenker D / D1 
besitzt 

Klasse C1E: 
  Anhänger mit einer höchstzulässigen Gesamtmasse von mehr 

als 2 300 kg, sofern die höchste zulässige Gesamtmasse des 
Anhängers die Eigenmasse des Zugfahrzeuges nicht übersteigt, 
wobei die Summe der höchsten zulässigen Gesamtmassen 
12 000 kg nicht übersteigen darf; 

Klassen 
BE, C1E 

Klasse DE: 
  Alle Anhänger; 

Klassen 
BE, DE, D1E 

Klasse D1E: 
             Alle Anhänger; 

Klassen 
BE, D1E 

Klasse M1E*): 
  Alle Anhänger; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB. 

Klasse M2E*): 
  Alle Anhänger; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB. 

Klasse M3E*): 
  Alle Anhänger; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB. 

Klasse M4E*): 
  Alle Anhänger; 

Keine Umschreibung 
auf eine zivile LB. 

*) Die mit *) gekennzeichneten Fahrzeugklassen/-unterklassen werden in einer speziellen 
militärischen Ausbildung erworben, deren Inhalte keinen zivilen Klassen entsprechen. 



 

  

 

 

 

 

 

§  23 

Ausländische  

Lenkberechtigung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 23 

zu Abs. 3:  

I. Führerschein der "Republik Srpska" 

Laut Auskunft der Österreichischen Botschaft Sarajewo werden in Bosnien alle Führerscheine der 

„Republika Srpska“ als gültige bosnische Führerscheine anerkannt und zwar auch solche, die auf alten 

„YU-Formularen“ ausgestellt wurden, unabhängig von der Seriennummer. Solche Führerscheine sind daher 

genauso wie bosnische Führerscheine auf einem „BiH-Formular“ zu behandeln. Diese berechtigen somit 

als gültige Führerscheine zum Lenken und können daher auch Grundlage für ein Verfahren gemäß § 23 

Abs. 3 FSG sein. 

 

II. Führerscheine aus „Bosnien-Herzegowina“ 

Aufgrund der Note des Außenministeriums von Bosnien-Herzegowina vom 29. Juni 2001, Nr. 10822-07-

11982-2/01, wird folgendes mitgeteilt: 

In Bosnien – Herzegowina ist momentan kein Gesetz in Kraft, nach welchem einheitliche Führerscheine in 

Bosnien-Herzegowina vorgeschrieben sind. Deshalb sind zur Zeit drei verschiedene Arten von 

Führerscheinen im Umlauf. Darunter auch Führerscheine mit dem Kennzeichen „HR HB“. 

Erst wenn das Gesetz über die einheitlichen Führerscheine in Kraft tritt, werden die bereits im Verkehr 

befindlichen Führerscheine eingezogen. Hierüber wird gesondert informiert werden. 

 

III. UNMIK Führerscheine 

Seitens der UNMIK wurde im Wege des BMaA  mitgeteilt, dass es bei der Anerkennung und Umschreibung 

der UNMIK- Führerscheine zu Problemen gekommen ist. Es darf daher hingewiesen werden, dass UNMIK 

Führerscheine wie andere Nicht-EWR-Führerscheine anzusehen sind und daher eine Umschreibung gem. 

§ 23 Abs. FSG vorzunehmen ist.  

 

IV. Umschreibung von Führerscheinen der Republik Makedonien 

Aufgrund der Note der Botschaft der Republik Makedonien betreffend der Umschreibung makedonischer 

Führerscheine ergeht folgender Hinweis: 

Die Republik Makedonien ersucht vor der Umschreibung eines makedonischen Führerscheines und 

Ausstellung eines österreichischen Führerscheines um vorhergehende Prüfung und Zustimmung durch das 

Ministerium für Innere Angelegenheiten der Republik Makedonien. Die Zustimmung wird von der Botschaft 

der Republik Makedonien erteilt. Es sind somit alle Anträge um Austausch makedonischer Führerscheine 

zwecks Zustimmung zuvor an die Botschaft in Wien (Konsularabteilung der Botschaft von Makedonien 

Maderstraße 1/10; 1040 Wien; macembassy@24on.cc ) zu richten. 

Sonstige Abweichungen zu § 23 Abs. 3 FSG sind nicht vorgesehen. 



 

§ 23 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 3a: 

Umschreibung einer EWR-Lenkberechtigung aufgrund einer Nicht-EWR-Lenkberechtigung 

(§ 15 Abs. 3 letzter Satz :: § 23 Abs. 3a) 

In den beiden in der Überschrift genannten Bestimmungen wird die gleiche normative Aussage getroffen, 

d.h. dass in den genannten Fällen eiine Umschreibung gemäß § 23 zu erfolgen hat. § 23 Abs. 3a stellt 

jedoch im Gegensatz zu § 15 Abs. 3 zusätzlich auf die formelle Eintragung des Codes 70 ab. Um eine 

einheitliche Vollziehung zu gewährleisten, wird festgelegt, dass auch in jenen (ohnehin wohl kaum 

vorkommenden) Fällen, in denen kein Code 70 im ausländischen Führerschein eingetragen ist, aber 

dennoch zufälligerweise amtsbekannt ist, dass der EWR-Führerschein aufgrund eines Nicht-EWR-

Führerscheines ausgestellt wurde, ebenfalls gemäß § 23 umzuschreiben ist. Eigene behördliche 

Erhebungen zur Abklärung dieser Tatsachen sind jedoch nicht erforderlich. § 23 Abs. 3a wird bei einer 

nächsten Novelle des FSG angepasst werden (bzw. entfallen). 

 

 

 

Entziehung der Lenkberechtigung bzw. Lenkverbot bei Wohnsitzverlegung siehe zu § 30 



 

§ 23 

zu Abs. 6:  

I. Vertragsparteien des Wiener Übereinkommens: 

 

A) Führerscheine aus Staaten, die Vertragspartei des Wiener Übereinkommens sind: 

§ 23  Abs. 6 zweiter Satz FSG ist nicht kumulativ zu verstehen, d.h., dass ausländische Führerscheine 

nicht sowohl in deutscher Sprache abgefasst sein müssen als auch dem Anhang 6 des Wiener 

Übereinkommens entsprechen müssen. Nach Ansicht Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und 

Technologie ist es ausreichend, wenn die Führerscheine von Bürgern von Vertragsparteien des Wiener 

Übereinkommens  

1. entweder in deutscher Sprache abgefasst sind oder 

2. die Anforderungen des Anhanges 6 des Wiener Übereinkommens in der geltenden 

Fassung (BGBl. III Nr. 24/1998) erfüllen. Dort ist nunmehr nicht ein verbindliches Muster vorgesehen, 

sondern es sind lediglich Inhalte aufgelistet, die der Führerschein - allenfalls auch im Scheckkartenformat - 

aufweisen muss.  

 

Ein internationaler Führerschein oder eine Übersetzung des Führerscheines ist in keinem der beiden Fälle 

erforderlich. 

 

B) Führerscheine aus Staaten, die nicht Vertragspartei des Wiener Übereinkommens, jedoch Vertragspartei 

des Genfer Abkommens sind: 

Diesfalls ist eine Anerkennung (d.h. ein zusätzlicher internationaler Führerschein oder eine Übersetzung 

entbehrlich) nur dann möglich, wenn der ausländische Führerschein dem Muster aus Anhang 9 des Genfer 

Abkommens entspricht oder zumindest auch in deutscher Sprache abgefasst ist. Trifft keine der zwei 

Alternativen zu, ist zugleich mit dem nationalen Führerschein auch ein internationaler Führerschein oder 

eine Übersetzung des Führerscheines mitzuführen. 

 

In den beiden o.a. Fällen (A und B) kommt es nicht darauf an, ob der betreffende Führerscheinbesitzer 

seinen Hauptwohnsitz nach Österreich verlegt hat oder nicht. 

 

 

 



 

§ 23 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

Zu Abs. 6 

II. Nicht EWR-Führerscheine: 

Von einigen Nicht-EWR-Staaten (z.B. Serbien) werden Führerscheine ausgestellt, die dem Anhang I der 

3. EU-Führerscheinrichtlinie 2006/126/EG entsprechen. 

 

§ 23 Abs. 6 FSG wurde in dieser Hinsicht (noch) nicht angepasst, d.h. dass ein Absehen von der 

Notwendigkeit einen Internationalen Führerschein zusätzlich mitführen zu müssen nach dem derzeitigen 

Wortlaut nur dann möglich wäre, wenn das Formular (abgesehen von der Übereinstimmung mit dem Genfer 

Abkommen oder Wiener Übereinkommen) den Vorgaben der Richtlinie 91/439/EWG entspricht.  

 

Es bestehen jedoch keine Bedenken, wenn Führerscheinformulare von Nicht-EWR-Staaten, die der 

Richtlinie 2006/126/EG in Verbindung mit der Richtlinie 2011/94/EU entsprechen, als ausreichender 

Nachweis über die Lenkberechtigung anerkannt werden, da sie als solche den Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes und der Straßenaufsicht bekannt sind. Von Inhabern solcher Führerscheine muss 

daher nicht zusätzlich auch noch ein Internationaler Führerschein mitgeführt werden.



 

 

 

 

 

 

§ 24 

Allgemeines 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

§ 24 

zu Abs. 1.: 

I. 

siehe auch §  3 Abs. 2  

 

II. 

Verkehrskontrollen haben ergeben, dass alkoholisierte Lenker in weit höherem Maße beim Lenken von 

Motorfahrrädern und vierrädigen Leichtkraftfahrzeugen anzutreffen sind, als bei sonstigen Kraftfahrzeugen. 

Aus diesem Grund ist selbst beim Vorliegen von besonders berücksichtigungswürdigen Gründen gemäß 

§ 24 Abs. 1 letzter Satz jedenfalls mit der Entziehung der Lenkberechtigung (auch der Klasse AM) 

vorzugehen, wenn beim Lenken eines Motorfahrrades oder vierrädrigen Leichtkraftfahrzeuges ein mit dem 

Entzug der Lenkberechtigung bedrohtes Alkoholdelikt begangen wird.  

 

 

 

III. Anordnung von Nachschulung gegenüber Personen ohne Wohnsitz in Österreich siehe § 30 

 



 

§ 24 

zu Abs. 3:  

 

I. Anordnung von Nachschulungen bei schweren Delikten oder im Wiederholungsfall: 

 

§ 24 Abs. 3 gibt der Behörde die Möglichkeit, zusätzlich zu der Entziehung der Lenkberechtigung dem 

Betreffenden die Absolvierung einer Nachschulung anzuordnen. Durch die folgenden Klarstellungen soll 

eine möglichst bundesweit einheitliche Anwendung dieser Bestimmung erreicht werden. Der Deliktskatalog 

stellt lediglich die Mindestkriterien dar, bei deren Vorliegen jedenfalls eine Nachschulung anzuordnen ist, im 

Einzelfall kann es durchaus gerechtfertigt sein, strengere Maßstäbe (insbesondere längere 

Beobachtungszeiträume) anzulegen: 

 

1. Alkohol: 

Wurden mit einem Alkoholdelikt, für das gemäß § 24 Abs. 3 eine Nachschulung anzuordnen ist, gleichzeitig 

auch andere Übertretungen begangen, die die Anordnung einer Nachschulung (eines anderen Kurstyps) 

rechtfertigen würde, ist nur eine Nachschulung für alkoholauffällige Lenker anzuordnen. Werden 

unabhängig von Alkoholdelikten auch andere Übertretungen begangen, die die Anordnung eines anderen 

Kurstyps rechtfertigen (z.B. Nachschulung für verkehrsauffällige Lenker bei Geschwindigkeitsdelikten) so 

sind gegebenenfalls mehrere Nachschulungen anzuordnen. 

 

2. Besonders gefährliche Verhältnisse: 

Ergibt die Beurteilung im Einzelfall, dass besonders gefährliche Verhältnisse durch besondere 

Rücksichtslosigkeit herbeigeführt wurden, ist eine Nachschulung bereits bei der ersten derartigen 

Übertretung anzuordnen.  

 

Als Anhaltspunkt, wann „besondere Rücksichtslosigkeit“ anzunehmen ist, kann einerseits eine Bestrafung 

nach § 99 Abs. 2 lit. c StVO 1960 herangezogen werden, andererseits auch die Bestimmungen des § 4 

Abs. 6 Z 2 FSG über die Geschwindigkeitsüberschreitungen beim Probeführerschein, wenn diese 

Übertretung vor Schulen, Kindergärten, etc. begangen wird. Es sind jedoch jedenfalls die Umstände des 

Einzelfalles zu berücksichtigen, weshalb beispielsweise eine gravierende Überschreitung der 

Höchstgeschwindigkeit vor einer Schule während der unterrichtsfreien Zeit die Anordnung einer 

Nachschulung nicht rechtfertigt. 

 

 

 



 

§ 24 

II. Verlängerung der Entziehungszeit wegen Nichtbefolgung der Nachschulung: 

1. Es darf auf das Erkenntnis G 373/02 ua. des Verfassungsgerichtshofes vom 27. Juni 2003 hingewiesen 

werden, in dem der Verfassungsgerichtshof nicht nur die Judikatur, nach der fixe Entziehungszeiten 

verfassungsrechtlich unbedenklich sind, bestätigt, sondern auch sehr wesentliche Aussagen zur Befolgung 

von Nachschulungsanordnungen trifft. 

 

In Bezugnahme auf die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH 99/11/0338 vom 11.4.2000), 

wonach von einer Nichtbefolgung einer Nachschulungsanordnung nicht die Rede sein kann, wenn dem 

Betroffenen trotz seines Verlangens keine entsprechende Nachschulung angeboten wird, spricht der 

Verfassungsgerichtshof aus, dass ein mangelndes Angebot an Kursplätzen für sich allein genommen nicht 

dazu führen kann, dass der Einzelne durch eine Verlängerung der Entziehungsdauer wegen Nichtbefolgung 

der Anordnung belastet wird. 

 

Somit ist in derart gelagerten Fällen wie folgt vorzugehen:  

Der Führerschein ist nach Ablauf der Entziehungsdauer jedenfalls wieder auszufolgen und der Betreffende 

ist formlos (mündlich) aufzufordern, die Bestätigung über den vollständig absolvierten Nachschulungskurs 

innerhalb angemessener Frist nachzubringen. Wird der Nachweis innerhalb eines Zeitraumes, in dem die 

Absolvierung der Nachschulung als möglich und zumutbar erscheint, nicht nachgebracht, so ist die 

Lenkberechtigung neuerlich bis zur Befolgung der Anordnung zu entziehen. Dasselbe gilt auch für die Fälle, 

in denen der Betroffene zum Zeitpunkt des Ablaufes der Entziehungsdauer den Nachschulungskurs zum 

Teil absolviert hat. 

 

Aus § 24 Abs. 3 und 4 FSG ist der allgemeine Grundsatz ableitbar, dass die Entziehung der 

Lenkberechtigung nicht vor der Befolgung der Anordnung endet. Aufgrund des gegenständlichen 

Erkenntnisses sind von dieser Anordnung (unter der Voraussetzung, dass die Nichtbefolgung der 

Anordnung unverschuldetermaßen nicht möglich war – hier ist eine Bestätigung des 

Nachschulungsinstitutes vorzulegen) jene Zeiträume auszunehmen, die zwischen dem Ablauf der 

Entziehungsdauer und jenem Zeitpunkt liegen, zu dem die Nachschulung zumutbarerweise hätte befolgt 

werden können. Aus den genannten Bestimmungen des FSG ergibt sich somit auch, dass es zulässig ist, 

die Lenkberechtigung wieder zu entziehen, wenn die Befolgung der Anordnung möglich und zumutbar 

wäre, da diesfalls von einem unverschuldeten Nichtbefolgen der Anordnung der Nachschulung keine Rede 

mehr sein kann.  

 

2. Für das Verkehrscoaching wurde in § 24 Abs. 3 vorletzter und letzter Satz aufgrund der mit einem Monat 

recht knappen Entziehungsfrist für die Absolvierung dieser Maßnahme eine Sonderregelung getroffen. Die 

Behörden haben dafür Sorge zu tragen, dass sie bereits im Bescheid mit dem das Verkehrscoaching 

angeordnet wird, dem Betreffenden eine angemessene Frist (unabhängig von der Entziehungsdauer der 

Lenkberechtigung) setzen, innerhalb derer es möglich und zumutbar ist, das Verkehrscoaching zu 

absolvieren. Der Führerschein ist aber nach Ablauf der Entzugsdauer jedenfalls wieder auszufolgen und 

der Betreffende ist zum Lenken berechtigt. Erst wenn die Maßnahme bis zum  

 

 



 

§ 24 

Ablauf der für die Absolvierung des Verkehrscoachings gesondert festgesetzten Frist nicht absolviert 

wurde, ist die Lenkberechtigung zu entziehen. Diese Frist soll vorerst zwecks Erlangung von 

Erfahrungswerten mit mindestens drei Monaten festgesetzt werden. 

 

III. Nachschulungen bei mehreren Delikten in kurzen Abständen: 

Jemand hat einen Entzug für drei Monate inkl. Nachschulung und setzt nach Erlassung des Bescheides ein 

neuerliches Delikt (über 1,6 Promille). Für dieses wäre neuerlich eine Nachschulung und ein amtsärztliches 

Gutachten vorzuschreiben und die Entzugsdauer zu verlängern. Da es aber nicht sinnvoll ist, praktisch 

zeitgleich mehrere gleichartige Nachschulungen anzuordnen (und zu absolvieren) ist in solchen Fällen die 

Absolvierung einer einmaligen Nachschulung als ausreichend zu betrachten. Dies gilt jedoch nur für den 

Fall, dass es sich um Nachschulungen desselben Kurstyps handelt, Nachschulungen verschiedener 

Kurstypen (z.B für alkoholauffällige und verkehrsauffällige Lenker) sind sehr wohl anzuordnen.  

 

IV. Anschlussentzug: 

Jemand hat einen Entzug für drei Monate inkl. Nachschulung und lenkt gegen Ende der Entzugsdauer ein 

Kfz (trotz entzogener Lenkberechtigung), wobei die Nachschulung noch nicht absolviert wurde. In solchen 

Fällen ist wie folgt vorzugehen: 

Es sollte von der Behörde mit dem zweiten Entzug (Anschlussentzug) nicht solange zugewartet werden bis 

die Nachschulung absolviert ist. Einerseits steht dieser Zeitpunkt nicht fest, andererseits kann dieser 

Entzug so weit in der Zukunft liegen, dass gemäß der Judikatur des VwGH ein Entziehungsbescheid wegen 

dem zweiten Delikt nicht mehr in Frage kommt. Vielmehr ist bereits nach der Begehung des zweiten 

Deliktes der Entziehungsbescheid zu erlassen, wobei die Entzugszeit (für das zweite Delikt) mit dem Ablauf 

der eigentlichen Entzugszeit für das erste Delikt beginnt. Sollte nach Ablauf der beiden Entzugszeiten die 

Nachschulung noch immer nicht absolviert sein, so verlängert sich die Entzugszeit dementsprechend bis 

zur Befolgung der Maßnahme.  

 

 

 



 

§ 24 

zu Abs. 4: neuerliche Ablegung der Fahrprüfung: 

Von der in § 24 Abs. 4 genannten Möglichkeit, die nochmalige Ablegung der Fahrprüfung anzuordnen,  

wird derzeit kaum Gebrauch gemacht. 

 

Diese gesetzliche Ermächtigung sollte stärker genutzt werden, um das Vorhandensein der fachlichen 

Befähigung (die ja auch Voraussetzung für die Erteilung der Lenkberechtigung ist) zu überprüfen. 

 

Daher sollte beim Vorliegen gewisser Delikte oder Umstände (schwere Geschwindigkeits-

überschreitungen, Alkoholdelikte oder häufig andere gleichartige Delikte z.B. Vorrangverletzungen) 

ein Verfahren eingeleitet werden, das klären soll, ob die fachliche Befähigung des Betreffenden noch 

gegeben ist. Stellt sich (etwa durch Befragen nach einzelnen Straßenverkehrsvorschriften) heraus, 

dass der Betreffende die Vorschriften kennt, sie jedoch ignoriert, ist eine Fahrprüfung nicht 

anzuordnen. Stellen sich jedoch gravierende Wissenslücken heraus, ist eine neuerliche Fahrprüfung 

anzuordnen. 

 

Eine generelle Aufzählung der Delikte, bei deren Vorliegen ein derartiges Verfahren einzuleiten ist, ist 

auf Grund der Verschiedenartigkeit der Fälle nicht möglich. Die Frage, ob ein derartiges Verfahren 

eingeleitet werden muss ist auf Grund der Umstände des Einzelfalles zu beurteilen.  

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 26 

Sonderfälle der Entziehung 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 26 

Allgemeines: 

Zur Frage, ob auch Personen ohne Hauptwohnsitz in Österreich die Absolvierung einer Nachschulung 

anzuordnen ist, siehe Anordnungen zu § 30. 



 

 

§ 26 

zu Abs. 2: 

Zur Vermeidung von Missverständnissen wird klargestellt, dass sich der letzte Satz in Abs. 2 („§ 25 Abs. 3 

zweiter Satz ist sinngemäß anzuwenden.“) aufgrund eines Irrtums im Layout des Bundesgesetzblattes in 

die Z 7 eingefügt wurde. Dieser Satz ist selbstverständlich auch auf alle anderen Ziffern des Abs. 2 

anzuwenden. 



 

 

§ 26 

zu Abs. 3: 

Verlängerung der Entziehungsdauer wegen Vormerkungen: 

Bei der Entziehung wegen mangelnder Verkehrszuverlässigkeit ist für jede im Zeitpunkt der Entziehung 

bereits eingetragene Vormerkung die Entziehungsdauer um 2 Wochen zu verlängern (§ 25 Abs. 3, zweiter 

Satz, FSG). Da in § 26 Abs. 3 FSG ein Verweis auf den § 25 Abs. 3 zweiter Satz fehlt (im Unterschied zu 

den § 26 Abs. 1 und 2), hat eine solche Entzugsverlängerung im Fall der Geschwindigkeits-Kurzentzüge 

nicht stattzufinden.  

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 30 

Folgen des Entziehungsverfahrens für Besitzer von 

ausländischen Lenkberechtigungen und 

Führerscheinen 



 

 

§ 30 

Allgemeines: 

I. Anordnung von Nachschulung gegenüber Personen ohne Wohnsitz in Österreich 

Bezieht sich auf die Rechtslage vor dem 19.1.2013 und ist daher zumindest teilweise obsolet, 

wird aber zwecks Information beibehalten – siehe unten unter II. !!! 

Es darf auf das Erkenntnis 2006/11/0259 des Verwaltungsgerichtshofes vom 15.5.2007 hingewiesen 

werden. Darin wurde ausgesprochen, dass im Falle der Verhängung eines Lenkverbotes gegenüber 

einer Person ohne Wohnsitz in Österreich gemäß § 30 Abs. 1 FSG bloß diese Maßnahme, nicht aber 

weitere in § 24 FSG genannte Maßnahmen zulässig sind. Insbesondere die Anordnung einer 

Nachschulung ist unzulässig. Damit wird die vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation und 

Technologie bereits im Protokollerlass der FSG-Tagung vom 3.5.2007 vertretene Ansicht, nämlich 

solche Nachschulungsanordnungen restriktiv handzuhaben, noch verstärkt und derartige 

Anordnungen gänzlich für unzulässig erklärt. Es wird daher ersucht, künftig im Sinne dieser Judikatur 

des Verwaltungsgerichtshofes vorzugehen und von der Anordnung einer Nachschulung (oder einer 

anderen Maßnahme) bei Verhängung eines Lenkverbotes für eine nicht in Österreich wohnhafte  

Person gänzlich abzusehen.  



 

 

§ 30 

II. Entziehung bzw. Lenkverbot bei Wohnsitzverlegung mit oder ohne Umschreibung  - diverse 

Fallkonstellationen 

171.304/0001-IV/ST4/2014 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass durch die Umschreibung einer österreichischen Lenkberechtigung 
im Ausland die österreichische Lenkberechtigung bestehen bleibt, auch wenn der österreichische 
Führerschein vom Ausland an die österreichische Behörde zurückgesendet wird. Es liegt diesfalls kein 
in § 27 Abs. 1 genannter Grund des Erlöschens der Lenkberechtigung vor.  
 
An das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie wurden einige Fallkonstellationen 
herangetragen, die von praktische Bedeutung sein können und nachfolgend geklärt werden: 
 
1. Fall:  
Ein österreichischer Führerscheinbesitzer verlegt den Wohnsitz in die Schweiz, der österreichische 
Führerschein wird in einen schweizerischen Führerschein umgeschrieben. Der österreichische 
Führerschein wird von der schweizerischen Ausstellungsbehörde nach Österreich retourniert und dort 
hinterlegt. Diese Person setzt danach in Österreich ein Alkoholdelikt. Bei der Übertretung wird der 
schweizerische Führerschein von den Exekutivbeamten abgenommen und der österreichischen 
Behörde übermittelt.  
 
Lösung: 
Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte in diesen Fällen beide behördlichen Schritte gesetzt werden, 
das Lenkverbot gemäß § 30 Abs. 1 hinsichtlich des ausländischen Führerscheines und zusätzlich die 
Entziehung der österreichischen Lenkberechtigung. Dies sollte sinnvollerweise zum gleichen Zeitpunkt 
geschehen, wobei insbesondere darauf zu achten ist, dass die beiden Fristen zum gleichen Zeitpunkt 
enden. Dies ist nicht nur aus praktischen Überlegungen für den Betroffenen von Bedeutung, sondern 
ist auch dem System der Verkehrszuverlässigkeit immanent, da die in § 7 Abs. 1 genannten Gründe 
aufgrund eines begangenen Deliktes nicht unterschiedlich lange laufen können, je nachdem ob es 
sich um eine österreichische oder um eine ausländische Lenkberechtigung handelt („die 
Verkehrszuverlässigkeit ist nicht teilbar“).  
 
Hinsichtlich der begleitenden Maßnahmen ist nochmals auf das Erkenntnis 2006/11/0259 des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 15.5.2007 hinzuweisen, das bereits oben unter I. erläutert wurde. 
Dieses Erkenntis kommt zum Schluss, dass die Anordnung von begleitenden Maßnahmen bei der 
Aberkennung gemäß § 30 Abs. 1 nicht zulässig ist. Da sich diese Bestimmung am 19.1.2013 
maßgeblich geändert hat und nun – im Gegensatz zur alten Rechtslage – auf den Wohnsitz abgestellt 
wird, kann dieses Erkenntnis nicht mehr vollinhaltlich angewendet werden. Jedoch ist der Wortlaut des 
§ 30 Abs. 1 (neu) insofern eindeutig, als im zweiten Satz auf die „§§ 24 Abs. 1, 25, 26 und 29“ 
verwiesen wird. Ein Verweis auf die für die begleitenden Maßnahmen relevante Norm des § 24 Abs. 3 
fehlt, weshalb auch weiterhin davon auszugehen ist, dass bei Lenkverboten gemäß § 30 Abs. 1 keine 
begleitende Maßnahme zu setzen ist.  
 
Wenn, wie oben angedeutet, gleichzeitig der Entzug der österreichischen Lenkberechtigung 
ausgesprochen wird, könnte man auf diesem Weg, d.h. über die direkte Anwendung des § 24 zur 
Anordnung einer begleitenden Maßnahme gelangen. Da es sich dabei aber lediglich um eine 
zusätzliche, der Rechtssicherheit dienende Entziehung handelt, der Betreffende aber aufgrund des 
fehlenden Wohnsitzes in Österreich primär nach den Regelungen für „Ausländer ohne 
österreichischen Führerschein“ -  eben § 30 Abs. 1 – behandelt werden sollte, wäre es systemwidrig 
und auch unpraktikabel, diesfalls aus rein formalen Gründen eine begleitende Maßnahme 
anzuordnen.  
 
 



 

 

§ 30 
Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass Fall 1 dahingehend behandelt werden sollte, 
dass sowohl eine Lenkverbot nach § 30 Abs. 1 als auch eine Entziehung der österreichischen 
Lenkberechtigung ausgesprochen wird, jedoch keine begleitende Maßnahme angeordnet wird. 

 
2. Fall:  
Ein österreichischer Führerscheinbesitzer verlegt einen Wohnsitz in die Schweiz und hat seinen 
österreichischen Führerschein noch nicht in einen schweizerischen Führerschein umschreiben lassen. 
Diese Person setzt in Österreich ein Alkoholdelikt. 
 
Lösung: 
Eine Aberkennung im Sinne des § 30 Abs 1 ist nicht möglich, weil der Betroffene keinen 
schweizerischen Führerschein besitzt. Die Entziehung der österreichischen Lenkberechtigung wäre 
aber auszusprechen, jedoch wie in Fall 1 ohne Anordnung von begleitenden Maßnahmen.  
 
3. Fall:  
Ein österreichischer Führerschein wurde in der Schweiz in einen schweizerischen Führerschein 
umgeschrieben. Der Wohnsitz wurde wieder nach Österreich zurückverlegt. 
 
Lösung: 
Der Betreffende müsste den schweizerischen Führerschein gegen den österreichischen Führerschein 
rücktauschen. Dies wäre bei der Behörde zu beantragen, aber es sind keine weiteren Schritte 
(insbesondere keine Umschreibung nach § 23) zu verlangen, da die österreichische Lenkberechtigung 
aufrecht ist. Ein ärztliches Gutachten könnte auch nur ganz allgemein unter den Voraussetzungen des 
§ 24 Abs. 4 verlangt werden. Wird diese Antragstellung vom Betroffenen unterlassen, fährt er 
trotzdem mit gültiger Lenkberechtigung und wäre lediglich wegen nicht Mitführen des Führerscheines 
gemäß § 14 Abs. 1 Z 1 zu bestrafen.  
 
4. Fall:  
Ein österreichischer Führerscheinbesitzer hat seinen Wohnsitz in der Schweiz begründet. Die 
Umschreibung in einen schweizerischen Führerschein erfolgte nicht. Der österreichischen Behörde 
wird zugetragen, dass bei der betreffenden Person die gesundheitliche Eignung in Frage gestellt ist.  
 
Lösung: 
Dieser Fall wird wohl nur in seltenen Ausnahmefällen auftreten. Da der Betreffende nach wie vor im 
Besitz einer österreichischen Lenkberechtigung ist, kann auch § 24 Abs. 4 weiterhin angewendet 
werden. In diesem Sinne ist allerdings nur dann vorzugehen, wenn die Anordnung des amtsärztlichen 
Gutachtens einen vertretbaren Aufwand darstellt d.h. vor allem der Aufenthaltsort des Betreffenden 
(im weiteren Sinn) bekannt ist, was Voraussetzung für die Vornahme einer Zustellung ist. Die 
Vornahme umfangreicher Erhebungen, um diesen zu ermitteln, ist jedoch nicht erforderlich. 
  
5. Fall: 
Ein österreichischer Staatsangehöriger hat seinen Wohnsitz in der Schweiz begründet und hat seinen 
österreichischen Führerschein in einen schweizerischen Führerschein umschreiben lassen. Er setzt 
ein Delikt, das nach Schweizer Recht einen Entzug der Schweizer Lenkberechtigung zur Folge hat.  
Wie ist vorzugehen, wenn die betreffende Person während des Entzugs der schweizerischen 
Lenkberechtigung ihren Wohnsitz nach Österreich zurückverlegt?  
 
Lösung: 
Nach § 7 Abs. 2 ist unter Beachtung der Judikatur des VwGH zu prüfen, ob auch in Österreich ein 
Entzug der Lenkberechtigung auszusprechen ist und demnach ist zu entziehen oder der Führerschein 



 

 

wiederauszufolgen. Generell ist festzuhalten, dass § 7 Abs. 2 unabhängig davon anzuwenden ist, wo 
der Betreffende seinen Wohnsitz hat.  

 



 

 

§ 30 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 2 dritter Satz: 

Ausstellung eines österreichischen Führerscheines nach Entzug einer Nicht-EWR-

Lenkberechtigung 

Diese Bestimmung entspricht der früheren Bestimmung des § 30 Abs. 4 und verfügt die 

Umschreibung des ausländischen Führerscheines in einen österreichischen anlässlich der Entziehung 

der Lenkberechtigung. Im Unterschied zur früheren Fassung bezieht sich die Bestimmung des § 30 

Abs. 2 dritter Satz idF der 14. FSG-Novelle sowohl auf EWR-als auch auf Nicht EWR-Führerscheine. 

Hinsichtlich der Nicht-EWR-Führerscheine wird klargestellt, dass durch diese Bestimmung die 

Umschreiberegelung des § 23 Abs. 3 FSG nicht außer Kraft gesetzt wird, sondern eine Umschreibung 

gemäß dieser Bestimmung zu erfolgen hat. 

 

zu Abs. 2 letzter Satz: 

Entziehung bei Erwerb der Lenkberechtigung im Ausland ohne Vorliegen eines Wohnsitzes 

Gemäß  30 Abs. 2 letzter Satz ist die Entziehung der Lenkberechtigung (auf Dauer!!) vorgesehen, 

wenn der Betreffende eine Lenkberechtigung im Ausland erworben hat, ohne im Ausstellungsstaat 

einen Wohnsitz gehabt zu haben. Dabei handelt es sich um eine sehr rigorose Bestimmung mit 

weitreichenden Konsequenzen, insbesondere was Fälle betrifft, die sich (auch auf legaler Basis) vor 

dem Inkrafttreten der 14. FSG-Novelle ereignet haben. Um einerseits das Entstehen von 

Rechtsunsicherheit hintanzuhalten und andererseits Härtefälle zu vermeiden, ist es notwendig diese 

Bestimmung sehr restriktiv anzuwenden. Sie ist daher nur in jenen Fällen anzuwenden, wenn die 

Erteilung der ausländischen Lenkberechtigung nach dem 19.1.2013 erfolgt ist. Außerdem hat die 

Entziehung auch dann zu unterbleiben, wenn der Betreffende nach dem Erwerb der Lenkberechtigung 

tatsächlich einen Wohnsitz (§ 5 Abs. 1 Z 1) in dem Erteilungsstaat begründet hat. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 30a und 30b 

Vormerksystem/ Besondere Maßnahmen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 30a, 30b 

I. Einführungserlass zum Vormerksystem: 

Die in Verbindung mit dem Vormerksystem stehende 5. Novelle zur FSG-Durchführungsverordnung wurde 

unter BGBl. II Nr. 221/2005, die 2. Novelle zur Nachschulungsverordnung unter BGBl. II Nr. 220/2005 

kundgemacht. 

 

1. Allgemein: 

1.1. Gemäß der allgemeinen Konzeption und dem Wortlaut des § 30a Abs. 1 erster Satz (arg: 

„Kraftfahrzeuglenker“) gilt das Vormerksystem auch für Lenker von Mopeds und anderen Kraftfahrzeugen. 

In der 8. Novelle wurde im § 32 klargestellt, dass für Mopedlenker in jenen Fällen, in denen entsprechend 

den Bestimmungen des Vormerksystems eine Entziehung der Lenkberechtigung auszusprechen ist, ein 

Lenkverbot gemäß § 32 FSG anzuordnen ist. Ebenso ist die Anordnung von Maßnahmen auch im Fall von 

Mopedlenkern vorzunehmen. Wurden von den drei für Vormerkungen relevanten Delikten einzelne mit 

Moped, andere mit dem PKW begangen, so ist mit Rechtskraft der dritten Vormerkung sowohl die 

Lenkberechtigung zu entziehen als auch das Lenkverbot auszusprechen.  

 

1.2. Ebenso gilt das Vormerksystem auch für Personen, die (noch) nicht im Besitz einer 

Lenkberechtigung sind. Diesfalls ist im Fall des Vorliegens eines der Entzugstatbestände des § 7 Abs. 3 Z 

14 und 15 FSG eine „Sperre“ für die Erteilung der Lenkberechtigung auszusprechen.  

 

1.3. Das Vormerksystem gilt auch für Lenker die in Österreich keinen Hauptwohnsitz haben (Ausländer). 

Diesfalls ist von der Behörde, die die Strafe ausspricht, die Person im Führerscheinregister anzulegen 

(sofern sie noch nicht aufscheint) und die Vormerkung einzutragen.  

 

2. Tateinheit Entziehungs-Vormerkdelikt: 

Es sind zahlreiche Deliktsvarianten denkbar, in denen mit einer Tathandlung sowohl ein Vormerkdelikt als 

auch ein Delikt, das mit der Entziehung der Lenkberechtigung zu ahnden ist, begangen wird.  

Gemäß § 30a Abs. 1 erster Satz ist neben einer Entziehung auch eine Vormerkung einzutragen. Ist bereits 

eine Vormerkung vorhanden, so ist die entsprechende Maßnahme anzuordnen. Handelt es sich bereits um 

die dritte Vormerkung so ist die ohnehin vorzunehmende Entziehung zu verlängern.  

Im Rahmen der Wertung ist jedenfalls eine solche Entziehungsdauer auszusprechen, die sich aus der 

Addition der Mindestentziehungszeit für das Einzeldelikt + der 3 Monate wegen der Entziehung des 

Vormerksystems ergibt.  

Dies ist auch im Fall von Kurzzeitentzügen anzuwenden.  

Beispiel: Alkoholdelikt zwischen 0,8 und 1,2 Promille+ Vormerkdelikt (bei bereits 2 vorhandenen 

Vormerkungen): 1 Monat Entzug (Alkoholdelikt) + 3 Monate (Vormerksystem)= Mindestentzug von 4 

Monaten. Diese Entziehungsdauer kann sich durch die Wertung noch zusätzlich erhöhen (z.B bei bereits 

vorangegangenen Entziehungen der Lenkberechtigung). 

 
3. Hinweis im Strafbescheid: 

3.1. Im letzten Satz des § 30a Abs. 1 FSG ist vorgesehen, dass in den Strafbescheid eines 

Vormerkdeliktes ein Hinweis über die Rechtsfolgen der Vormerkung aufzunehmen ist. Dieser Hinweis sollte 

bundesweit einheitlich sein und eine generelle Kurzinformation über das Vormerksystem umfassen.  

Auf den Einzelfall kann in diesem Zusammenhang nicht eingegangen werden, d.h. dass der Hinweis den 

gleichen Wortlaut hat, unabhängig, ob es sich um die erste, zweite oder dritte Vormerkung der betreffenden 

Person handelt.  

 

 



 

 

§ 30a, 30b 

3.2. In § 13f der FSG-DV wird festgelegt, für welches Delikt welche Maßnahme anzuordnen ist, sowie eine 

Abstufung der Delikte nach ihrer wahrscheinlichen Gefährlichkeit vorgenommen. In der Beilage wird eine 

Tabelle übermittelt, die die Inhalte des neu geschaffenen § 13f FSG-DV übersichtlich zusammenfasst. 

Diese Tabelle ist auch gemeinsam mit dem Hinweis im Strafbescheid der betreffenden Person zu 

übermitteln. 

 

3.3. Der Text dieses Hinweises im Strafbescheid soll wie folgt lauten: 

„Hinweis: 

Mit Rechtskraft dieses Strafbescheides wird die Begehung dieses Deliktes mit Wirkung ab dem Zeitpunkt 

der Deliktsbegehnung im Führerscheinregister vorgemerkt. 

 

Sollten Sie innerhalb eines zweijährigen Beobachtungszeitraumes ein zweites Vormerkdelikt begehen oder 

begangen haben, wird die Behörde die Absolvierung einer besonderen Maßnahme anordnen. Der 

beiliegenden Tabelle können Sie entnehmen, welche Maßnahme für welches Delikt angeordnet wird. 

Sollten unterschiedliche Delikte zusammentreffen, so ist jene Maßnahme anzuordnen, die für das Delikt der 

niedrigeren Stufe vorgesehen ist. Bei unterschiedlichen Delikten der gleichen Stufe gibt das zuletzt 

begangene Delikt den Ausschlag.  

 

Sollte innerhalb des zweijährigen Beobachtungszeitraumes ein zweites Vormerkdelikt begangen werden, so 

verlängert sich der Beobachtungszeitraum auf drei Jahre. Sollte innerhalb dieses Zeitraumes ein drittes 

Vormerkdelikt begangen werden wird Ihnen die Lenkberechtigung für mindestens drei Monate entzogen.“ 

 

4. Bei einigen in § 30a Abs. 2 FSG genannten StVO- bzw. KFG-Delikten ist das Vorhandensein 

zusätzlicher Tatbestandselemente erforderlich, damit diese Delikte als Vormerkdelikte gewertet werden 

können.  

4.1. Da diese zusätzlichen Tatbestandsmerkmale grundsätzlich nicht Spruchinhalt des Strafbescheides 

sind, wurden in § 99 Abs. 2c StVO eigene Straftatbestände geschaffen, die exakt den Tatbestand des 

Vormerkdeliktes umfassen. Damit ist es Aufgabe der Strafbehörde, diese zusätzlichen 

Tatbestandsmerkmale zu prüfen und die Bestrafung entsprechend der jeweiligen Norm durchzuführen. 

Somit kann die Führerscheinbehörde konkret an die Bestrafung anknüpfen und muss nicht ein zweites Mal 

Erhebungen durchführen, ob diese zusätzlichen Tatbestandsmerkmale vorliegen oder nicht.  

 

4.2. Lediglich beim Delikt des § 102 Abs. 1 KFG (§ 30a Abs. 2 Z 12 FSG) ist ein eigener Straftatbestand 

nicht vorhanden, weshalb bei einer Bestrafung nach diesem Delikt für das Vormerksystem zusätzlich 

festzustellen ist, ob „der technische Zustand oder die nicht entsprechend gesicherte Beladung [des 

Kraftfahrzeuges] eine Gefährdung der Verkehrssicherheit darstellt [...]“.  

Um eine nochmalige Durchsicht und Prüfung des gesamten Strafaktes durch die Führerscheinbehörde zu 

vermeiden, sollte diese Feststellung von der Strafbehörde getroffen werden und in den Spruch des 

Bescheides aufgenommen werden. 

 

4.3. Aus gegebenem Anlass wird klargestellt, dass die ungesicherte Beförderung von Haustieren 

(insbesondere von Hunden) nicht den Tatbestand des § 30a Abs. 2 zweiter Fall („nicht entsprechend 

gesicherte Beladung, die eine Gefährdung der Verkehrssicherheit darstellt“) erfüllt und demnach nicht 

vorzumerken ist.  
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5. Im Zuge einer Ausschussfeststellung des Verkehrsausschuss des Nationalrates wurden folgende 

Vorgaben für die Anordnung von Maßnahmen gemäß § 30b Abs. 1 FSG festgelegt: 

5.1. Um zu verhindern, dass Personen zur Absolvierung von Maßnahmen im Rahmen des Vormerksystems 

verpflichtet werden, obwohl sich in einem darauffolgenden Rechtsmittelverfahren möglicherweise 

herausstellt, dass die Anordnung dieser Maßnhme zu Unrecht erfolgt ist, soll einer Berufung gegen die 

Anordnung von Maßnahmen aufschiebende Wirkung gemäß § 64 Abs. 1 AVG zukommen. Solchen 

Berufungen ist daher die aufschiebende Wirkung nicht abzuerkennen. Der mögliche große zeitliche 

Zwischenraum zwischen Deliktsbegehung und Abschluss des Berufungsverfahrens ist dabei in Kauf zu 

nehmen. 

 

5.2. Weiters geht der Verkehrsausschuss davon aus, dass die Führerscheinbehörden für die Absolvierung 

der Maßnahmen im Rahmen des Vormerksystems eine angemessene Frist setzen werden. Die 

betroffenen Personen sollen von der Möglichkeit, zwischen mehreren anbietenden Institutionen wählen zu 

können, Gebrauch machen können und nicht aufgrund von zu knapp bemessenen Fristen auf den Kurs 

einer bestimmten Institution eingeschränkt werden. Auch diese Vorgabe ist bei der Setzung von Fristen zu 

beachten.  
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Stufe  DELIKT Maßnahme 

1 Lenken eines Kfz mit ≥ 0,5 ‰ gem

§ 14/8 FSG 
Nachschulung gem FSG-NV 

1 Lenken Kfz der Klasse C (7,5t) mit > 0,1‰ gem  

§ 20/4 FSG 
Nachschulung gem FSG-NV 

1 Lenken Kfz der Klasse D mit> 0,1‰ gem  

§ 20/4 FSG  
Nachschulung gem FSG-NV 

1 Sicherheitsabstand gemessen mit technischen Messgeräten 0,2 

– 0,39 sek gem § 18/1 StVO 
Nachschulung gem FSG-NV 

2 Missachtung Kindersicherung gem  

§ 106/ 5 und 6 KFG 

Kindersicherungskurs  

gem § 13e Abs. 4 FSG-DV 

3 Vorrangverletzung durch Nichtbeachtung „HALT“ bei Nötigung 

anderer Lenker gem  

§ 19/7 iVm /4 StVO 

Perfektionsfahrt gem § 13a FSG-DV oder

  Fahrsicherheitstraining gem § 13b FSG-DV

3 
Rotlichtverstoß bei Nötigung anderer Lenker gem  

§ 38/5 StVO 

Perfektionsfahrt gem § 13a FSG-DV oder

  Fahrsicherheitstraining gem § 13b FSG-DV

3 
Gefährdung von Fußgängern gem § 9/2 od 38/4 3.S StVO 

 

Perfektionsfahrt gem § 13a FSG-DV oder 

    Fahrsicherheitstraining gem § 13b FSG-DV

3 Übersetzung der Eisenbahnkreuzung wenn Anhalten auf dieser 

erforderlich werden könnte; Schranken unbefugt zu umfahren; 

Missachtung Lichtzeichen vor Kreuzungen gem § 96 Abs. 1 Z 5 

und 6 und § 99 Abs. 1 Z 1 bis 5 EisenbahnkreuzungsVO 2012

 

 

Perfektionsfahrt gem § 13a FSG-DV oder 

4 
Lenken eines Kfz bei Vorliegen technischer Mängel, sofern dies 

auffallen hätte müssen gem  

§ 102/1 KFG oder § 13/2 GGBG 

 

Fahrsicherheitstraining gem § 13b FSG-DV 

  Perfektionsfahrt gem § 13a FSG-DV 

4 Lenken eines Kfz bei nicht entsprechend gesicherter Beladung, 

sofern dies auffallen hätte müssen gem  

§ 102/1 KFG oder § 13/2 GGBG 

Ladungssicherungs- seminar 

4 Missachtung Beschränkungen für Beförderungseinheiten mit 

gefährlichen Gütern in Tunnel gem  

VO, BGBl II 395/2001 

Ladungssicherungs- seminar 

4 Missachtung Fahrverbot für Kfz mit gefährlichen Gütern gem  

§ 52 lit a Z 7e StVO in Tunnelanlagen 
Ladungssicherungs- seminar 

5 Befahren des Pannenstreifens mit mehrspurigen Kfz auf 

Autobahnen und Behinderung von Einsatzfz gem  

§ 46/4 lit d StVO 

Nachschulung gem FSG-NV 
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II. Diversion: 

Seitens des Bundesministeriums für Justiz wurde eindeutig klargestellt, dass die diversionelle Erledigung im 

gerichtlichen Strafverfahren nicht mit einer rechtskräftigen Verurteilung gleichzusetzen ist und somit auch 

die Diversion nicht für die Vornahme von Vormerkungen ausreichend ist. Im Falle der diversionellen 

Erledigung ist daher eine Vormerkung nicht vorzunehmen und kann auch legistisch nicht vorgesehen 

werden. 

 

III. Vorgehensweise bei Vormerkdelikten in kurzen Abständen: 

Aufgrund von Vormerkdelikten, die in sehr kurzen Abständen hintereinander gesetzt wurden oder durch die 

Dauer von Berufungsverfahren kann es vorkommen, dass bereits die dritte Vormerkung vorliegt, bevor 

noch die begleitende Maßnahme für die zweite Vormerkung angeordnet worden ist. In solchen Fällen darf 

die zweite Stufe (Anordnung der besonderen Maßnahme) nicht übersprungen werden. Im Sinne einer 

chronologischen Abfolge der Delikte sind auch alle im Vormerksystem genannten Anordnungen zu setzen. 

Gemäß § 30a Abs. 1 dritter Satz FSG ist die Eintragung mit Rechtskraft des Strafverfahrens vorzunehmen. 

Auf den Tatzeitpunkt kommt es somit nicht an. Wenn der Fall nun so gelegen ist, dass sofort die zweite und 

die dritte Vormerkung aufscheinen, so muss doch eine dieser Vormerkungen zuerst erfolgt sein und diese 

gilt daher als zweite Vormerkung und ist dann ausschlaggebend für die Anordnung der besonderen 

Maßnahme. Es ist somit geboten, eine besondere Maßnahme auch dann anzuordnen, wenn zum Zeitpunkt 

der Anordnung bereits eine dritte Vormerkung vorliegt. § 30b Abs. 2 Z 1 FSG (wonach bei Vorliegen der 

Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 Z 14 und 15 von der Anordnung einer besondern Maßnahme Abstand zu 

nehmen ist) ist in diesem Zusammenhang nicht sofort anwendbar, da – wie erwähnt – zuerst die zweite 

Vormerkung abzuarbeiten ist und erst dann die entsprechenden behördlichen Schritte für die dritte 

Vormerkung zu setzen sind. § 30b Abs. 2 Z 1 soll vielmehr klarstellen, dass bei der Entziehung der 

Lenkberechtigung wegen drei Vormerkungen nicht noch einmal eine besondere Maßnahme angeordnet 

wird.   

 

IV. Fahrsicherheitstraining für Mopedlenker: 

Ergibt die Anwendung des Vormerksystems bei Mopedlenkern die Notwendigkeit der Anordnung eines 

Fahrsicherheitstrainings, so ist ein solches auch tatsächlich anzuordnen und durchzuführen. Die Inhalte 

sind nicht explizit geregelt, haben sich aber an jenen für die Klasse A anzulehnen und zu orientieren. Es 

gibt bereits in der Steiermark ausgearbeitete Überlegungen bzw. Modelle für die Absolvierung dieses 

Fahrsicherheitstrainings, die als Orientierungshilfe dienen können. 
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zu Abs. 2: 

I. Gerichtliche Strafverfahren: 

Wenn ein Lenker einen Fußgänger am Schutzweg nicht nur gefährdet (§ 9 Abs. 2 oder § 38 Abs. 4 StVO) 

sondern sogar verletzt (§ 88 StGB), so ist dennoch eine Vormerkung vorzunehmen. Eine entsprechende 

Regelung findet sich in § 30a Abs. 1 zweiter Satz FSG. Die Vormerkung ist auch dann einzutragen, wenn 

das in Abs. 2 genannte Delikt den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren 

Handlung verwirklicht. 

II. Klärung von Auslegungsproblemen: 

Da es hinsichtlich der Anwendung einiger Vormerkdelikte bei den Behörden zu unterschiedlichen 

Auslegungen kommt und daher die Vornahme von Vormerkungen unterschiedlich gehandhabt wird, wird 

Folgendes klargestellt: 

 

1. Sinn und Zweck des Vormerksystems ist es, solche Delikte zu erfassen, die eine massive bzw. konkrete 

Gefährdung der Verkehrssicherheit in sich tragen. Einige der Delikte (Übertretung der Vorschriften 

betreffend Rotlicht, Stopp, Schutzweg, Sicherheitsabstand, technischer Fahrzeugzustand oder 

Ladungssicherheit) umfassen daher je nach Schwere des Deliktes einen verschiedenen Unrechtsgehalt 

und sind dementsprechend unterschiedlich zu behandeln (entweder nur Verwaltungsstrafe oder zusätzlich 

auch Vormerkung). Hintergrund für die Strafbarkeit der genannten Delikte ist in allen Fällen deren 

Gefährlichkeit und damit die Sicherheit des Straßenverkehrs. Da es aber einen Bereich geben muss, bei 

dem mit der Strafbarkeit allein das Auslangen zu finden ist, dürfen Vormerkungen gemäß § 30a FSG bei 

solchen Delikten nur dann vorgenommen werden, wenn sich die Gefährlichkeit konkret ausgewirkt hat, 

d.h. ein Unfall gerade noch vermieden worden ist. 

 

2. Besondere Unsicherheiten hat es hinsichtlich des Deliktes gemäß § 30a Abs. 2 Z 12, erster Fall FSG 

(technische Mängel), gegeben.  

2.1. „Übertretungen des § 102 Abs. 1 KFG 1967, wenn ein Fahrzeug gelenkt wird, dessen technischer Zustand 

…...eine Gefährdung der Verkehrssicherheit darstellt, sofern die technischen Mängel ….. dem Lenker vor Fahrtantritt 

hätten auffallen müssen.“ 

2.2. Dazu wird klargestellt, dass eine Vormerkung nur dann vorzunehmen ist, wenn bei einem Fahrzeug ein 

Mangel mit „Gefahr im Verzug“ vorliegt. Ein schwerer Mangel hingegen ist nicht ausreichend für eine 

Vormerkung! 

2.3. Ein Mangel mit „Gefahr im Verzug“ ist gemäß § 10 Abs. 2 Z 4 der PBStV dann gegeben, wenn „Mängel 

[vorliegen], die zu einer direkten und unmittelbaren Gefährdung der Verkehrssicherheit führen oder mit denen 

eine unzumutbare Belästigung durch Lärm, Rauch, üblem Geruch oder schädliche Luftverunreinigungen verursacht 

werden. Der Lenker des Fahrzeuges ist darauf hinzuweisen, dass das Fahrzeug auf Grund des festgestellten Mangels 

nicht verkehrs- und betriebssicher ist. Solche Mängel sind umgehend zu beheben“. 

In der Anlage 6 zur PBStV erfolgt die Zuordnung der festgestellten Mängel in die einzelnen Mängelgruppen. 

Zur Verwirklichung des Tatbestandes des § 30a Abs. 2 Z 12 erster Fall FSG müssen aber noch folgende 

Tatbestandselemente zum festgestellten Mangel mit Gefahr im Verzug hinzutreten: 



 

 

§ 30a, 30b 

-- der technische Zustand des Fahrzeuges muss eine Gefährdung der Verkehrssicherheit 

darstellen (daraus folgt, dass die Verursachung von unzumutbarer Belästigung durch Lärm, Rauch, 

üblem Geruch oder schädlicher Luftverunreinigungen, die auch als Mangel mit Gefahr im Verzug eingestuft 

werden kann, nicht als Vormerkdelikt anzusehen ist) 

--  der technische Mangel hätte dem Lenker vor Fahrtantritt auffallen müssen. 

 

2.4. Folgende technische Mängel kommen beispielsweise für eine Vormerkung in Frage: 

 Gravierende erkennbare Mängel an der Bereifung: 

1. Schäden an der Seitenwand bis auf Gewebe 

2. Schäden an der Reifenlauffläche bis auf Stahlgewebe,..... 

3. Massive Streifung der Räder im Radhaus aufgrund einer Tieferlegung 

4. Unterschreitung der Mindestprofiltiefe sämtlicher Reifen unter 1 mm 

 Sichtfeld: 

1. In Windschutzscheibe Verdunkelungsfolie angebracht 

2. Zerborstene Windschutzscheibe - wenn feststeht, dass dieser Mangel nicht unmittelbar vor der 

Anhaltung eingetreten ist 

 Beleuchtung: 

 1.   Schlussleuchten mit schwarzem Spray lackiert (wirkungslos)- Anhaltung erfolgt 

       bei Dunkelheit. 

 2.   Blinker (vorne oder hinten) mit schwarzem Spray lackiert (wirkungslos) 

3. Reflektoren beider Scheinwerfer völlig verrostet - Abplattung des Reflektors 

4. Beleuchtung kpl. ausgefallen (bei Fahrten bei Dunkelheit) 

 Fahrwerk: 

Extremumbauten (zu wenig Bodenfreiheit, vorstehende Reifen, keine ausreichende Freigängigkeit 

= an festen Bauteilen streifende Räder) 

 Bremsanlage: 

1. Komplettausfall der Betriebsbremse 

2. Nachweislicher Komplettausfall der Bremsanlage an der Vorderachse auf der linken oder 

rechten Seite (starkes Verziehen der Lenkung) 



 

 

 

 

 

 

 

 

§ 32a 

Feuerwehrführerschein  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 32a 

Allgemeines: 

Anerkennung von Lenkberechtigungen für die Klasse C1 des Fürstentums Liechtenstein mit Code 

118 

Aufgrund wechselseitiger Vereinbarung mit den liechtensteinischen Behörden wird künftig die 

nationale Sonderberechtigung zum Lenken von Feuerwehrfahrzeugen gegenseitig anerkannt. Im 

Unterschied zu § 1 Abs. 3 FSG ist im Fürstentum Liechtenstein für das Lenken von 

Feuerwehrfahrzeugen der Besitz einer Lenkberechtigung für die Klasse C1 (bis 7500 kg) erforderlich. 

Nach Ablegung einer theoretischen und praktischen Fahrprüfung kann der Code 118 erworben 

werden, der zum Lenken von allen Feuerwehrfahrzeugen (vergleichbar mit der Regelung im FSG) 

berechtigt. Die Gültigkeit des Codes 118 endet gleichzeitig mit dem Fristablauf der Klasse C1.  

 

Da die liechtensteinische Regelung inhaltlich im Wesentlichen dem österreichischen 

Feuerwehrführerschein entspricht (die Anforderungen sind sogar höher, da Klasse C1 gefordert wird) 

spricht nichts dagegen, die liechtensteinische Regelung - somit den Code 118 - anzuerkennen. Ab 

sofort dürfen daher Besitzer von liechtensteinischen Lenkberechtigungen für die Klasse C1, in die der 

Code 118 eingetragen ist, in Österreich alle Feuerwehrfahrzeuge lenken. Umgekehrt dürfen Besitzer 

von österreichischen Feuerwehrführerscheinen (mit Klasse B) in Liechtenstein alle 

Feuerwehrfahrzeuge lenken. 
 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

§ 32b 

Sonderregelungen für Feuerwehrfahrzeuge und 

Rettungs- und Krankentransportfahrzeuge  

 

 



 

 

§ 32b 
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Allgemeines: 

In Deutschland werden vergleichbar zur Regelung des § 32b ebenfalls besondere 

Fahrberechtigungen für die Freiwilligen Feuerwehren, Rettungsorganisationen etc. erteilt. Es besteht 

ein zweistufiges System, nämlich Berechtigungen zum Lenken von (Einsatz-)Fahrzeugen der 

jeweiligen Organisation mit einer höchstzulässigen Gesamtmasse bis 4.750 kg oder (mit mehr und 

entsprechend intensiverer Ausbildung) bis 7.500 kg. Auch das Ziehen von Anhängern ist bis zu den 

genannten Gewichtsgrenzen, die diesfalls für die Fahrzeugkombination gelten, zulässig. Es ist jeweils 

die Lenkberechtigungsklasse B und zusätzlich ein Nachweis der Fahrberechtigung zum Lenken dieser 

Fahrzeuge mitzuführen. Die Detailregelungen  hinsichtlich Ausbildung, Prüfung und Ausstellung des 

Nachweises werden in Deutschland auf Landesebene geregelt und sind demnach nicht in ganz 

Deutschland einheitlich. Aufgrund der praktischen Notwendigkeit wird festgelegt, dass Besitzer dieser 

deutschen Nachweise in Verbindung mit einem Führerschein für die Klasse B von dieser 

Fahrberechtigung in Österreich im gleichen Umfang wie in Deutschland Gebrauch machen dürfen. 



 

 

 

 

 

 

 

§ 33 

Internationale  

Führerscheine 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 33 

Allgemeines: 

 

I. Von der Österreichischen Staatsdruckerei wurden zusätzlich zu den derzeit verwendeten Internationalen 

Führerscheinen gemäß dem Pariser Abkommen aus dem Jahr 1930 Modelle aufgelegt, die den 

Bestimmungen des Genfer Abkommens aus dem Jahr 1949 und des Wiener Übereinkommens aus dem 

Jahr 1968 entsprechen. 

 

Damit soll sichergestellt werden, dass jeweils jener Internationale Führerschein ausgestellt wird, der dem 

Abkommen entspricht, das zwischen Österreich und dem vom Antragsteller bereisten Staat in Geltung 

steht.  

 

In der Beilage wird eine Aufstellung übermittelt, aus der zu entnehmen ist, welches Abkommen zwischen 

Österreich und den dort genannten Staaten jeweils in Geltung steht. Dabei handelt es sich ausschließlich 

um eine Liste der anzuwendenden Abkommen und besagt nicht, dass für jeden genannten Staat auch ein 

Internationaler Führerschein auszustellen ist. Es wurden in Klammer auch Norwegen und Liechtenstein der 

Vollständigkeit halber angeführt, obwohl es sich bei diesen beiden um EWR-Staaten handelt und ein 

internationaler Führerschein nicht erforderlich ist. 

 

Es darf überdies darauf hingewiesen werden, dass Staaten, die keine Vertragsparteien einer der genannten 

Abkommen sind, die Modelle des Internationalen Führerscheines nicht anerkennen müssen. Für das 

Lenken von Kraftfahrzeugen in diesen Staaten gelten ausschließlich die innerstaatlichen Vorschriften 

dieses Staates. 

 

Beabsichtigt ein Lenker mehrere Staaten zu bereisen, die Vertragsparteien von verschiedenen Abkommen 

sind, ist jeweils nur ein Internationaler Führerschein auszustellen und zwar jener gemäß dem jüngsten der 

in Frage kommenden Abkommen (z.B. USA - Genfer Abkommen und Bahamas - Wiener Übereinkommen; 

diesfalls ist ein Internationaler Führerschein gemäß Wiener Übereinkommen auszustellen oder: Mexico - 

Pariser Übereinkommen und USA - Genfer Abkommen diesfalls ist das Genfer Abkommen maßgeblich). 

Ernsthafte Probleme sind bei dieser Vorgangsweise nicht zu befürchten, da der bislang ausgestellte 

Internationale Führerschein gemäß dem Pariser Übereinkommen im Großen und Ganzen akzeptiert wurde, 

obwohl er von den Modellen des Wiener Übereinkommens oder Genfer Abkommens erheblich abweicht. 

Hingegen sind die Modelle gemäß den beiden zuletzt genannten Abkommen inhaltlich und vom Aussehen 

her weitgehend ident. 

 

Die neuen Modelle der Internationalen Führerscheine können direkt bei der Österreichischen 

Staatsdruckerei unter der LagerNr. 97 (Wiener Übereinkommen) sowie 96 (Genfer Abkommen) bezogen 

werden. 

 

 

 

 

 



 

 

§ 33 
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PARISER ÜBEREINKOMMEN  

1930 

GENFER ÜBEREINKOMMEN 

 1949 

WIENER ÜBEREINKOMMEN 

 1968 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Indonesien 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kolumbien 

 
Algerien 

Argentinien 
Australien 
Ägypten 

Bangladesch 
 
 

Barbados 
 

Benin 
 

Botswana 
 
 

Chile  
China 

 
 
 

Dominicanische Republik  
Ecuador 

 
Fiji 

 
 
 

Ghana 
 
 

Guatemala 
 

Haiti 
Island  
Indien  

 
 
 
 
 

Jamaica 
Japan  

Jordanien  
 

Kambodscha 
 

Kanada 
Kongo 

 
 

Korea (Süd) 
 
 
 
 

 
Albanien 
Armenien 

Aserbaidschan 
 
 
 

Bahamas 
Bahrain 

 
 
 

Bosnien Herzegowina  
 

Brasilien  
  
 
 

Còte d´ lvoire 
 
 
 
 
 
 

Georgien 
 
 
 
 

Guyana 
 
 
 
 

Iran 
 

Israel 
 
 
 
 

(Jugoslawien)  
 

Kasachstan 
 

Kirgistan 
 

Kongo Demokr.Rep. 
 

Kuba 
Kuwait 

 



 

 

§ 33 

PARISER ÜBEREINKOMMEN 

1930 

GENFER ÜBEREINKOMMEN 

1949 

WIENER ÜBEREINKOMMEN 

1968 

 
 
 
 
 
 

(Liechtenstein) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mexico 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Panama 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Laos 
 

Lesotho 
Libanon 

 
 
 

Madagaskar 
Malawi 

Mali 
Malaysia 

 
 
 
 
 
 
 

Namibia 
 

Neuseeland 
 
 
 
 

Papua Neu Guinea 
Paraguay 

 
 
 
 
 
 

Rwanda 
 
 
 
 
 

Sierra Leone  
Singapur 

 
 
 

Sri Lanka 
 

Syrien Arab.Republik 
 

Thailand 
Togo 

Trinidad und Tobago 
 
 
 

 
 
 

Liberia 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Makedonien 
Marokko 

 
Monaco 

Moldawien (Moldau) 
Mongolei 

Montenegro 
 
 

Niger 
(Norwegen) 

Pakistan 
 
 
 

Peru 
Philippinen 

 
 
 

Russische Föderation 
 

San Marino 
 

Schweiz 
Senegal  
Serbien 

Seychellen 
 
 
 
 
 
 

Südafrika 
 

Tadschikistan  
 
 

 
 



 

 

PARISER  ÜBEREINKOMMEN 

 1930 

 

GENFER ABKOMMEN  

1949 

WIENER ÜBEREINKOMMEN 

1968 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Türkei 

Uganda 

 

 

 

USA 

 

Vatikan 

Venezuela 

 

 

 

 

 

Tunesien 

 

Turkmenistan  

 

 

Ukraine 

 

Uruguay 

 

Uzbekistan 

 

Vereinigte Arabische Emirate 

 

Weissrussland 

Zentralafrikanische Republik  

Zimbabwe 

 



 

 

§ 33 

II. Neue Vorgangsweise hinsichtlich der Ausstellung von Internationalen Führerscheinen ab 1.8.2014 

Aufgrund einer Änderung des Wiener Übereinkommens ist es notwendig, das Formular des Internationalen 

Führerscheines (IFS) zu ändern; insbesondere werden die Texte der Führerscheinklassen ähnlich wie beim 

EU-Führerschein durch Piktogramme ersetzt. Des weiteren wurde im geänderten Wiener Übereinkommen 

unmissverständlich klargestellt, dass nur der Wohnsitzstaat einen IFS ausstellen darf. Die bisherige 

Vorgangsweise, wonach auch Personen ohne Wohnsitz in Österreich ein IFS ausgestellt wurde (Touristen, 

oder Personen auf der Durchreise) kann daher bei Anwendung dieses Übereinkommens nicht mehr 

aufrechterhalten werden, jedoch schon im Rahmen des Genfer und Pariser Abkommens. 

 

Diese Änderungen wurden zum Anlass genommen, mit den Autofahrerclubs einige grundsätzliche und 

konkrete Punkte rund um das Thema der Ausstellung von IFS abzuklären. Die Ergebnisse wurden in einem 

Protokollerlass zusammengefasst, der gemeinsam mit der Abbildung des neuen Formulares des IFS als 

Anhang zu diesem Erlass übermittelt wird und als Teil des Gesamterlasses anzusehen ist. 

 

Das neue Formular wird ab 1.8.2014 bei der ÖSD erhältlich sein. Es ist aber nichts dagegen einzuwenden 

wenn von den Autofahrerclubs die bisherigen Formulare auch nach dem 1.8.2014 aufgebraucht werden.



 

 

 

§ 33 

zu Abs. 2.: Ermächtigung zur Ausstellung internationaler Führerscheine: 

In letzter Zeit gibt es Berichte, dass dubiose Einzelpersonen oder Organisationen einen 

internationalen Führerschein via Internet zu hohen Preisen anbieten, ohne zur Ausstellung berechtigt 

zu sein. Um eine eventuelle Überprüfung von in Österreich verwendeten internationalen 

Führerscheinen zu erleichtern, wird in der Beilage eine vom ECE-Büro der Vereinten Nationen 

zusammengestellte Liste jener ausländischen Institutionen, die berechtigt sind, internationale 

Führerscheine auszustellen, zur gefälligen Kenntnis angeschlossen (171.304/9-II/B/7/01 vom 

10.9.2001).



 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 34 

Sachverständige 
 

 



 

 

§ 34 

zu Abs. 1: 

Verkehrsmedizinische Schulung durch BM für Landesverteidigung: 

Verkehrsmedizinische Schulungen gemäß § 22 Abs. 2 FSG-GV werden auch vom Bundesministerium für 

Landesverteidigung durchgeführt. In der Anlage wird ein Muster der Bestätigung, die Ärzten, die diese 

Schulung besucht haben, ausgestellt wird, angeschlossen. Auf Grund einer solchen Bestätigung sind Ärzte 

berechtigt, bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen, gemäß § 34 FSG die Bestellung zum 

sachverständigen Arzt zu beantragen. 

 

Des Weiteren ist ein Muster der Bestätigung über den Besitz einer Heereslenkberechtigung angeschlossen. 

Jedem Besitzer einer Lenkberechtigung für die Klasse C sind in den Führerschein sowohl die Klasse C1 als 

auch die nationale Klassen F einzutragen. (siehe auch Anordnung zu §§ 8 und 22) 

 

Die Bestellung eines Amtsarztes zum sachverständigen Arzt gemäß § 34 FSG an der Stelle, an dem der 

Arzt in seiner Funktion als Amtsarzt tätig wird (Dienststelle), ist nach Ansicht des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und Technologie nur mit Zustimmung der Dienstbehörde zulässig.  

 

Nach Mitteilung des Bundesministeriums für Landesverteidigung dürfen militärische Einrichtungen nicht für 

Sachverständigentätigkeiten in anderen Führerscheinangelegenheiten als solchen für 

Heereslenkberechtigungen verwendet werden. Eine Bestellung von sachverständigen Ärzten an einem 

Dienstort oder Berufssitz, der eine militärische Einrichtung darstellt, ist daher nicht vorzunehmen. 

 



 

 

 

 

 

 

 

§ 36 

Sonstige Zuständigkeiten  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 36 

zu Abs. 1: 

Das Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technolgie stellt aus gegebenem Anlass klar, dass 

jede Fahrschule, die gemäß § 36 Abs. 1 Z 1 lit. a FSG als Prüfungsstelle ermächtigt ist, alle 

Voraussetzungen - insbesondere in edv-mäßiger Hinsicht - erfüllen muss, um eine reibungslose Abhaltung 

der theoretischen Computerprüfung zu Gewähr leisten.  

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§  39 

Vorläufige Abnahme 

des Führerscheines 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 39 

zu Abs. 1:  

I. Alkoholgehalt 

Gem. § 39 Abs. 1 FSG ist einem Lenker mit einem Alkoholgehalt von 0,8 Promille oder mehr der 

Führerschein auf jeden Fall abzunehmen ist (arg.: „wenn er ein Kraftfahrzeug gelenkt hat“). Die frühere 

Judikatur des VwGH, wonach bei Vorliegen eines Alkoholdeliktes der Führerschein nicht abzunehmen ist, 

wenn sichergestellt ist, dass der betreffende Lenker kein Kraftfahrzeug mehr lenken wird, ist daher auf 

Grund der Formulierung des § 39 Abs. 1 FSG obsolet geworden. 

 

 

II. Vorläufige Abnahme des Führerscheines bei Geschwindigkeitsübertretungen 

Die Formulierung des § 39 Abs. 1 vorletzter Satz FSG stellt klar, dass der Zweck der vorläufigen Abnahme 

des Führerscheines den (Kurz-)Entzug der Lenkberechtigung bei Geschwindigkeitsdelikten sicherstellen 

soll und daher auch dann möglich ist, wenn keine sonstigen Umstände wie im ersten Satz genannt 

dazukommen.  

 

Da die Judikatur des VwGH jedoch seit neuestem darauf abstellt, dass Feststellungen seitens des 

einschreitenden Organes dahingehend zu treffen sind, ob der Lenker sein Verhalten fortsetzen und dadurch 

sich selbst und vor allem andere Verkehrsteilnehmer gefährden werde, sollten vorläufige Abnahmen aus 

den genannten Gründen nur dann vorgenommen werden, wenn diese Vorgaben erfüllt sind. Derartige 

Gründe werden im Wesentlichen die ausdrückliche Nennung eines Zeitdruckes sein, wobei jedoch auch 

andere Gründe ausreichen können. Eine explizite Aufzählung dieser Gründe ist jedoch nicht möglich. 

 

Generell erhebt sich bei vorläufigen Führerscheinabnahmen wegen Geschwindigkeitsdelikten die Frage der 

Zumutbarkeit für den Betroffenen. Diesbezügliche Amtshandlungen auf Pannenstreifen von Autobahnen 

sollten aufgrund der Problematik der Verwahrung des Fahrzeugen (wenn kein Beifahrer dabei ist) nur 

äußerst zurückhaltend zur Anwendung kommen.    

 

Der vorläufig abgenommene Führerschein ist jedenfalls dann wiederauszufolgen, wenn der Zeitraum, der 

als längstmögliche Entziehungsdauer vom Gesetz vorgesehen ist, abgelaufen ist und zwar auch dann, 

wenn der Entzugsbescheid noch nicht erlassen ist. Gemäß § 29 Abs. 4 FSG ist nämlich die 

Entziehungsdauer ab dem Tag der vorläufigen Abnahme zu berechnen.  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 40 

Bisher erworbene Rechte und Umtausch von 

Führerscheinen in Führerscheine nach dem FSG 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 40 

zu Abs. 5:  

I. Lenkberechtigung Gruppe C, ärztliche Untersuchung: 

Die in § 40 Abs. 5 FSG genannte Wortfolge „Besitzer einer Lenkerberechtigung für die Gruppe C“ bezieht 

sich auf den Zeitpunkt des Inkraftretens des FSG (1. November 1997). § 40 Abs. 5 erster Satz FSG ist 

daher generell auf alle Personen anzuwenden,  die sich zu diesem Zeitpunkt im Besitz einer 

Lenkerberechtigung für die Gruppe C befunden haben und speziell auch auf jene, denen auf Grund der 

Lenkerberechtigung für die Gruppe C nunmehr ein Führerschein nach FSG ausgestellt wurde. Diesen 

Personen muss daher ebenfalls eine Frist von 36 Monaten ab Vollendung des 45. Lebensjahres zur 

Durchführung der ärztlichen Untersuchung offen stehen. Im Führerschein ist daher die Befristung mit dem 

48. Geburtstag einzutragen. 

 

II. Klasse CE: 

Ein Führerscheinbesitzer ist 50 Jahre alt und besitzt die Führerscheinklassen A,C und E. Aufgrund des 

Alters ist die Klasse C verfallen. Wenn nun ein Antrag auf Wiedererteilung der Lenkberechtigung für die 

Klasse C gestellt wird, ist es ausreichend wenn er die praktische Fahrprüfung für die Klasse C absolviert. 

Die Klasse E ist nicht verfallen; daher lebt mit Wiedererlangung der Klasse C auch die Klasse CE auf. 

 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

III. Entfall der 10-jährigen Frist für C1 mit der 3. Führerscheinrichtlinie (Siehe dazu auch die 

Anordnungen zu § 20 Abs. 5.) 

Ab 19.1.2013 gilt auch für die Klasse C1 anstatt der bisherigen 10-jährigen Frist nur mehr eine 5-jährige 

Frist. Konsequenterweise entfällt damit auch die Regelung, dass beim Verfall der Klasse C die 

Lenkberechtigung für weitere 5 Jahre als Lenkberechtigung für die Klasse C1 gilt. Es sind folgende 

Übergangsszenarien denkbar: 

1. a. Verfällt die Lenkberechtigung für die Gruppe C (nach KFG!) erst nach dem 19.1.2013 (wegen der 

Vollendung des 48. Lebensjahres), so ist § 40 Abs. 5 idF der 14. FSG-Novelle anzuwenden, d.h. 

gleichzeitig mit Klasse C verfällt auch Klasse C1, sodass der Lenker keine dieser Klassen mehr besitzt. 

b. Ist  die Lenkberechtigung für die Gruppe C (nach KFG!) bereits verfallen, ohne dass eine Verlängerung 

vorgenommen wurde, die 5-jährige C1-Nachfrist aber noch nicht verstrichen, so verfällt die C1-

Lenkberechtigung nicht. Das bedeutet, dass anlässlich einer etwaigen Ausstellung eines 

Duplikatführerscheines die restliche Frist für die Klasse C1 nicht zu verkürzen/streichen ist, sondern 

wieder einzutragen ist. 

2. Im Fall von Lenkberechtigungen für die Klasse C, die vor dem 19.1.2013 entweder aufgrund einer 

Lenkberechtigung der Gruppe C (nach KFG!) oder originär nach dem FSG (d.h. nach dem 1.11.1997) erteilt 

wurden und bei denen die verlängerte Klasse C1 im Führerschein auch eingetragen (d.h. diese 

Lenkberechtigung erteilt) ist, verfällt die Klasse C1 nicht. Das bedeutet, dass anlässlich einer etwaigen 

Ausstellung eines Duplikatführerscheines die restliche Frist für die Klasse C1 nicht zu 

verkürzen/streichen ist, sondern wieder einzutragen ist. Erst nach Ablauf dieser ursprünglich erteilten C1-

Frist sind verlängerte Lenkberechtigungen für die Klasse C1 nur mehr auf 5 Jahre zu erteilen.    

3. Im Fall von Verlängerungen für die Klasse C oder Wiedererteilungen für die Klasse C(C1) nach dem 

19.1.2013 ist die 5-jährige Frist für die Klasse C1 anzuwenden.  



 

 

 

 

 

 

 

§ 41 FSG 

Übergangsbestimmungen 
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

§ 41 

zu Abs. 9 Z 3: Übergangsbestimmung für anhängige Entziehungsverfahren: 

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes ist ein Verfahren dann als anhängig zu betrachten, wenn 

seitens der Behörde eine erste Aktivität in diesem Verfahren gesetzt wird. Trotzdem wird zwecks 

Sicherstellung einer einheitlichen Vollziehung der unter diese Übergangsbestimmung fallenden Fälle 

klargestellt, dass es bei der Beurteilung, ob die bisherige oder die neue (gemäß 12. FSG-Novelle 

geltenden) Rechtslage anzuwenden ist, auf den Tatzeitpunkt abzustellen ist. Dies ist nicht nur eine einfache 

und für den Bürger transparente Lösung, sondern vermeidet auch eine Einflußnahmemöglichkeit der 

Behörden auf die anzuwendende Rechtslage, je nachdem ob eine Behördenaktivität in diesem Verfahren 

rasch oder weniger rasch gesetzt wird. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 41a FSG 

Übergangsbestimmungen und bisher erworbene 

Rechte im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie 

2006/126/EG 



 

 

§ 41a 
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zu Abs. 1: 

I. Zum Berechtigungsumfang der Vorstufe A ab 19.1.2013 siehe zu Abs. 3 

 

II. Gültigkeit des erweiterten Geltungsbereichtes der Vorstufe A im Ausland ab 19.1.2013 

In der Anordnungen zu Abs. 3 wurde klargestellt, dass der Geltungsbereich für Vorstufe A ab 19.1.2013 ex 

lege erweitert wird. Da es sich bei der Gleichstellung der Vorstufe A mit Klasse A2 um eine nationale 

Regelung handelt, kann nicht davon ausgegangen werden, dass der erweiterte Geltungsumfang jedenfalls 

auch in anderen EWR-Staaten gilt! 

 



 

 

§ 41a 
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zu Abs. 2: 

I. Vorgangsweise bei der Eintragung der Klasse AM im Führerschein: 

Bei der Umschreibung von Führerscheinen ist die Klasse AM immer miteinzutragen. Dabei ist für die Klasse 

AM das Datum der am frühesten erteilten Lenkberechtigungsklasse zu wählen. Werden Mopedausweise 

auf einen Führerschein der Klasse AM umgeschrieben, so ist das Ausstellungsdatum des (zuletzt gültigen) 

nunmehr umgeschriebenen Mopedausweises zu wählen. Wurden einem Besitzer eines Mopedausweises 

einer oder mehrere Duplikatmopedausweise ausgestellt, so sind die Ausstellungsdaten der früher 

ausgestellten Mopedausweise unbeachtlich. Ebenso sind Daten nicht zu beachten, zu denen Personen 

zum Lenken von Mopeds oder vierrädrigen Leichtkraftfahrzeugen ohne Mopedausweis berechtigt waren. 

 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

II. Eintragung der Klasse AM bei der Ausstellung eines Führerscheines für andere Klassen (siehe 

auch § 3 Abs. 2 FSG-DV): 

Gemäß § 2 Abs. 3 Z 7 FSG umfasst jede Lenkberechtigung ex lege auch die Klasse AM. Das ergibt sich 

auch aus Art. 6 Abs. 2 lit. d der 3. Führerscheinrichtlinie, wonach Führerscheine aller Klassen auch für 

Fahrzeuge der Klasse AM gelten. Somit ist bei jeder Ausstellung eines Führerscheines automatisch immer 

die Klasse AM mit einzutragen und es ist kein amtsärztliches Gutachten darüber einzuholen, ob die 

betreffende Person zum Lenken von einspurigen Fahrzeugen gesundheitlich geeignet ist. Lediglich dann, 

wenn der Behörde im Zusammenhang mit der Erteilung oder Verlängerung der Lenkberechtigung oder 

Neuausstellung des Führerscheines bereits ein (amts-)ärztliches Gutachten vorliegt, das die Nichteignung 

für einspurige Kraftfahrzeuge ausspricht, so ist dieses Gutachten zu berücksichtigen und die 

Lenkberechtigung entsprechend einzuschränken. Dies gilt sinngemäß auch in vergleichbaren Fällen wie 

etwa der Eintragung von Code 79.03 und 79.04 bei der Ausstellung eines Duplikates für Klasse B. 

 

Wird jedoch lediglich die Umschreibung eines Mopedausweises in einen Führerschein der Klasse AM 

beantragt (oder auch im Fall von Duplikaten lediglich der Klasse AM), so ist wie bei der Ausstellung von 

Führerscheinduplikaten für andere Klassen vorzugehen. Somit kann in diesen Fällen gemäß § 24 Abs. 4 

FSG bei begründeten Bedenken eine amtsärztliche Untersuchung angeordnet werden. 
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171.304/0002-IV/ST4/2013; 171.304/0006-IV/ST4/2013 

zu Abs. 3: 

Vorgangsweise bei der Umschreibung von (Lenk-)berechtigungen die vor dem 19.1.2013 bestanden 

haben und Verwendung der Codes 

Allgemein ist festzuhalten, dass es aufgrund der späten Kundmachung der harmonisierten EU-Codes 

(79.01 ff) in der Richtlinie 2012/36/EU nachfolgend in der 10. Novelle der FSG-DV zu einigen 

Doppelgleisigkeiten kommt, d.h. für das gleiche Übergangsszenario sowohl ein nationaler Code konzipiert 

wurde als auch ein harmonisierter Code eingeführt wurde. Diesfalls ist aus Gründen der Geltung im 

Ausland dem harmonisierten Code der Vorrang zu geben.  

 

Erläuterungen zu einzelnen Codes: 

1. Mopedcodes – Codes 79.01, 79.02, 117, 118 

Obwohl in Art. 7 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 2006/126/EG ausdrücklich erwähnt ist, dass die 

Mopedberechtigung gegebenenfalls mittels nationalem Code eingeschränkt werden kann, wurden die 

beiden harmonisierten Codes 79.01 und 79.02 geschaffen. Die für den gleichen Zweck geschaffenen 

nationalen Codes 117 und 118 sind daher obsolet. Auch wenn in § 3 Abs. 2 ausdrücklich die Eintragung 

dieser beiden Codes geregelt ist, sind in richtlinienkonformer Vorgangsweise an deren Stelle die Codes 

79.01 und 79.02 zu verwenden. Code 117 entspricht 79.01 und Code 118 entspricht 79.02. Bei diesen 

Codes handelt es sich um einschränkende Codes, d.h. die Klasse AM umfasst an sich die Berechtigung für 

beide Fahrzeugkategorien. Besitzt oder erwirbt jemand die Berechtigung für beide Fahrzeugkategorien, ist 

KEIN Code einzutragen. Die Codes 79.01 und 79.02 sind sowohl bei Ersterteilungen der Klasse AM als 

auch bei Umschreibungen von Mopedausweisen zu verwenden. 

 

Zu den dreirädrigen Kraftfahrzeugen, die in Klasse AM fallen: 

Code 79.01 entspricht im Wesentlichen den Motorfahrrädern und Code 79.02 den vierrädrigen 

Leichtkraftfahrzeugen. Dreirädrige Kraftfahrzeuge, die in die Klasse AM fallen, sind nach österreichischem 

KFG unter die Kategorie Motorfahrrad zu subsumieren, fallen jedoch nach dem Wortlaut des Codes 79.02 

in die andere Fahrzeugkategorie. Da gemäß § 41a Abs. 3 die bestehenden Rechte unberührt bleiben, ist 

Code 79.01 – INNERSTAATLICH – dahingehend auszulegen, dass mit diesem Code Motorfahrräder 

gelenkt werden dürfen und diese Fahrzeugkategorie gemäß der Definition des § 2 Abs. 1 Z 14 KFG auch 

dreirädrige Kraftfahrzeuge umfasst. Es ist jedoch zu beachten, dass diese Auslegung im Ausland nicht gilt, 

d.h. dass im Ausland tatsächlich zum Lenken von dreirädrigen Kraftfahrzeugen die Klasse AM ohne Code 

bzw. mit Code 79.02 erforderlich ist. 

 

2. dreirädrige Kraftfahrzeuge - Codes 79.03, 79.04 und 114 

ANTRAGSVERFAHREN, BEI DENEN DIESE CODES EINGEGEBEN WERDEN MÜSSEN, SIND 

AUFGRUND VON UMSTELLUNGSARBEITEN AM FSR ERST GEGEN ENDE DER 4. WOCHE DES 

JAHRES 2013 MÖGLICH. DER GENAUE ZEITPUNKT WIRD AUF DER STARTSEITE DES FSR 

MITGETEILT. VORLÄUFIGE FÜHRERSCHEINE OHNE DIESE CODES KÖNNEN BEI BEDARF JEDOCH 

AUSGEGEBEN WERDEN. 
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Im Zuge der 3. Führerscheinrichtlinie wurde die Berechtigung zum Lenken von dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

von der Klasse B zur Klasse A übertragen. Die Regelung des § 2 Abs. 1 Z 5 lit.b FSG, wonach dreirädrige 

Kraftfahrzeuge ab Vollendung des 21. Lebensjahres nach wie vor mit Klasse B gelenkt werden dürfen, hat  

nur nationalen Charakter und muss von anderen Mitgliedstaaten nicht in der Form übernommen worden 

sein und auch nicht anerkannt werden. Um die Berechtigung zum Lenken dreirädriger Kraftfahrzeuge für 

Lenkberechtigungen der Klasse B (vor dem 19.1.2013 erteilt) beibehalten zu können, ist die Verwendung 

der EU-Codes 79.03 und 79.04 erforderlich. Code 114  ist daher obsolet, da dessen Bedeutung 

vollkommen von Code 79.03 umfasst ist. Da es sich jedoch um einschränkende Codes handelt, dürfen 

diese nicht bei Klasse B eingetragen werden, sondern müssen bei Klasse A eingetragen werden. 

 

Es ist daher bei jeder Neuausstellung eines Führerscheines der Klasse B (ohne Besitz von 

Motorradklassen), wenn die Lenkberechtigung vor dem 19.1.2013 erteilt wurde, zusätzlich zur 

Klasse B auch die Klasse A mit den Codes 79.03 und 79.04 einzutragen. Die Klassen A1 und A2 sind 

dabei am Führerschein nicht zu befüllen! Da es sich bei dieser Eintragung nicht um die Erteilung einer 

Klasse A handelt, sondern lediglich um die Eintragung einer Besitzstandswahrung, besteht auch kein 

Widerspruch zu § 3 Abs. 2 zweiter Satz der FSG-DV, wonach bei Erteilung der Klasse A auch die Klassen 

A1 und A2 einzutragen wären.  

 

Bei folgenden im FSR vorhandenen Verfahren ist die oa. Eintragung vorzunehmen: 

- Ausdehnung 

- Duplikat 

- Austausch  

- Behördenverfahren (z.B Eintragung von Code 110 bei Probezeitverlängerung) 

 

In folgenden Fällen ist die Eintragung der Codes 79.03 und 79.04 bei Klasse A NICHT vorzunehmen: 

- Ersterteilung von Klasse B 

- Wiederteilung von Klasse B 

- wenn der Betreffende Klasse A besitzt 

 

Besitzt der Betreffende bereits Lenkberechtigungen zum Lenken von Motorrädern, ist wie folgt vorzugehen: 

Die Eintragung der Codes 79.03 und 79.04 bei Klasse A ist auch dann vorzunehmen, wenn der Betreffende 

bereits eine Klasse A1 oder A2 (nach dem 19.1.2013) erworben hat. Einen Sonderfall stellt die Vorstufe A 

dar, die noch nicht zur Klasse A geworden ist (d.h innerhalb der zweijährigen Stufenfrist). In diesen Fällen 

sollte der Antragsteller gefragt werden, ob er auf die Berechtigung zum Lenken von dreirädrigen 

Kraftfahrzeugen Wert legt. Ist dies nicht der Fall, dann kann eine „normale“ Eintragung der Klasse A mit 

Datum zwei Jahre nach Erteilung der Vorstufe A erfolgen. Wird die Beibehaltung der Berechtigung für 

dreirädrige Kraftfahrzeuge gewünscht, so sind die Codes 79.03 und 79.04 bei Klasse A einzutragen. Dabei 

geht die Eintragung der A-Lenkberechtigung (2 Jahre nach Vorstufe A) verloren, da das Erteilungsdatum B 

(mit den genannten Codes) in der Zeile der Klasse A einzutragen ist. Wenn die zweijährige Frist zu Ende 

geht und die Klasse A aktiv wird, ist somit die Ausstellung eines neuen Führerscheines notwendig, um die 

Berechtigung zum Lenken von Motorrädern zu ermöglichen. Da eine weitere Ausstellung eines  
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Führerscheines notwendig ist, sollte diese Möglichkeit nur dann gewählt werden wenn der Betreffende 

ernsthaft in Erwägung zieht, mit dreirädrigen Kraftfahrzeugen zu fahren. 

 

Da für viele Führerscheinbesitzer der Grund und die Bedeutung der Eintragung der Klasse A mit den 

genannten Codes nicht verständlich und aufklärungsbedürftig sein wird, soll bereits bei der Antragstellung 

eine entsprechende Information mit folgendem Textbaustein an den Antragsteller abgegeben werden. 

„Bei der Ihnen erteilten Lenkberechtigung für die Klasse B war auch die Berechtigung zum Lenken von 

dreirärdrigen Kraftfahrzeugen enthalten. Die ab 19.1.2013 geltende Rechtslage umfasst diese Berechtigung 

nicht mehr. Um diese Berechtigung auch im EWR-Ausland beibehalten zu können, ist es erforderlich, bei 

der Umschreibung des Führerscheines die Codes 79.03 und 79.04 bei Klasse A einzutragen.“ 

 

3. Codes 79.05, 80 und 81: 

Diese Codes sind in Österreich nicht zu verwenden. 
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In der folgenden Tabelle wird festgelegt, in welcher Form die Umschreibung von (Lenk-)berechtigungen zu 

erfolgen hat, die vor dem 19.1.2013 erteilt wurden und bei der aufgrund der inhaltlichen Umgestaltung von 

Lenkberechtigungsklassen Anpassungen mit Codes erforderlich sind.  

 

Klasse oder Berechtigung vor 

dem 19.1.2013 erteilt 

Umschreibung nach dem 19.1.2013 

Moped, vierrädriges 

Leichtkraftfahrzeug 

(Mopedausweis) 

AM Code 79.01 und 79.02 nur eintragen, wenn nur eine Berechtigung 

im Besitz ist, wenn beide Berechtigungen im Besitz sind: KEIN CODE 

Code 79.01 und 79.02 sind einschränkende Codes! 

AK A1 mit Code 79 (≤ 50 ccm) bei A1 

AJ A 

AL Klasse A1 und A2 – beide mit Erteildatum AL 

A – Datum der Umschreibung 

Vorstufe A -- noch nicht im Besitz von A: Wahlrecht des Antragstellers!

1. keine Berechtigung für dreirädrige Kraftfahrzeuge im Ausland: 

A1, A2 mit Code 115, A mit Datum 2 Jahre nach Erteilung und Code 

116 

ODER 

2. Berechtigung für dreirädrige Kraftfahrzeuge im Ausland: 

A1, A2 mit Code 115, A mit Datum der Erteilung Klasse B und Codes 

79.03 und 79.04; nach zwei Jahren Besitz von Vorstufe A muss ein 

neuer Führerschein ausgestellt werden mit Eintragung wie unter 1.  

-- schon im Besitz von A: 

A1, A2 und A (letztere mit Code 116, wenn der Führerscheinbesitzer 

nicht auch Klasse B besitzt) 

A A mit Code 116 (wenn der Führerscheinbesitzer nicht auch Klasse B 

besitzt) 

B B und A (letztere mit Datum der Erteilung von Klasse B und den Codes 

79.03 und 79.04) 

BE BE mit Code 79.06 

a(125 ccm) A1, A2 - letztere mit Code 79 (≤ 125 ccm)  

a(250 ccm) A1, A2 - letztere mit Code 79 (≤ 250 ccm)  

 

Führerscheine, die vor dem 19.1.2013 ausgestellt wurden, umfassen die früheren Berechtigungen auch in 

der ursprünglichen Form, d.h. auch dann, wenn die jeweiligen Codes nicht eingetragen sind! 

 

Hinsichtlich Vorstufe A wird klargestellt, dass aufgrund der Bestimmung des Abs. 1 für diese 

Lenkberechtigungsklasse ab 19.1.2013 ohne weitere Maßnahme der größere Berechtigungsumfang für 

Klasse A2 (35 kW) gilt. Gleichzeitig bleiben gemäß Abs. 3 erster Satz die bisherigen Berechtigungen in der 

ursprünglichen Form aufrecht, was bedeutet, dass ab 19.1.2013 zusätzlich auch jene Motorräder gelenkt  
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werden dürfen, die zwar unter die Vorstufe A fallen, jedoch nicht mehr von Klasse A2 umfasst sind (betrifft 

die Drosselungsregelung der Klasse A2: z.B Motorräder mit 53 kW ungedrosselt und 25 kW gedrosselt). 
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171.304/0002-IV/ST4/2013  

zu Abs. 8: 

Mehrphasenausbildung Klasse A 

Die Übergangsbestimmung bei der Mehrphasenausbildung bezieht sich nur auf die neu eingeführten 

Perfektionsfahrten. Diese sind nicht zu absolvieren, wenn eine Lenkberechtigung für die Klasse A (Vorstufe 

A) vor dem 19.1.2013 erteilt wurde. Das im Fahrsicherheitstraining neu eingeführte 

Gefahrenwahrnehmungstraining wird allerdings ab 19.1.2013 in allen Fahrsicherheitstrainings enthalten 

sein. In dem Bereich erfolgt keine Aufteilung auf Fahrsicherheitstrainings mit und ohne 

Gefahrenwahrnehmungstraining. 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Formulare 
 



 

 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

Nachfolgend finden sich Formulare, die für die Bestätigungen von (Zusatz-)Ausbildungen von Fahrschulen 

und/oder Autofahrerclubs verwendet werden können.Es handelt sich um folgende 

Ausbildungsbestätigungen: 

- Aufstiegsausbildung A1 auf A2 

- Aufstiegsausbildung A2 auf A 

- praktische Ausbildung für Code 96 

- praktische Ausbildung für Code 111 

Aus Rechtssicherheitsgründen wäre es wünschenswert, dass nach Möglichkeit bundesweit einheitliche 

Formulare verwendet werden. Für die Ausbildung von Klasse AM wurde kein Formular geschaffen, da dafür 

im Führerscheinregister die direkte Eintragungsmöglichkeit für Fahrschulen und Autofahrerclubs geschaffen 

wird, womit eigene Papierbestätigungen nicht erforderlich sind. 



 

 

 

 
 
 
……………………………………. 
Adresse Fahrschule mit  
Nennung des Inhabers/Leiters 
 

 

A1  A2 

Bestätigung §18a Abs. 1 FSG 

 

Die oben genannte Fahrschule bestätigt, dass 

 

Herr/Frau  ………………………………………………………………….. 

geb. am  ………………………………………………………………….. 

wohnhaft in  ………………………………………………………………….. 

 

eine praktische Ausbildung auf einem Motorrad der Klasse A2 im Ausmaß von 7 
Unterrichtseinheiten absolviert hat.  

 

          Schaltgetriebe 

 

           Automatik 

 

 

………………………………………                                                     …………………………………………………………. 
                Datum                                                                                   Stempel und Unterschrift 
             der Fahrschule 
 



 

 

 
 
 
……………………………………. 
Adresse Fahrschule mit  
Nennung des Inhabers/Leiters 
 

 

 

A2  A 

Bestätigung §18a Abs. 2 FSG 

 

Die oben genannte Fahrschule bestätigt, dass 

 

Herr/Frau  ………………………………………………………………….. 

geb. am  ………………………………………………………………….. 

wohnhaft in  ………………………………………………………………….. 

 

eine praktische Ausbildung auf einem Motorrad der Klasse A im Ausmaß von 7 
Unterrichtseinheiten absolviert hat.  
 

 

 

 

 

 

………………………………………                                                     …………………………………………………………. 
                Datum                                                                                   Stempel und Unterschrift 
             der Fahrschule 

 



 

 

 
 
 
 
……………………………………. 
Adresse Fahrschule mit  
Nennung des Inhabers/Leiters 
 

 

CODE  96 

Bestätigung §2 Abs. 2 Z 2 lit. c FSG 

 

 

Die oben genannte Fahrschule bestätigt, dass 

 

 

Herr/Frau  ………………………………………………………………….. 

geb. am  ………………………………………………………………….. 

wohnhaft in  ………………………………………………………………….. 

 

eine theoretische und praktische Ausbildung im Ausmaß von insgesamt 7 
Unterrichtseinheiten absolviert hat (Ziehen eines anderen als leichten Anhängers, sofern die 
höchste zulässige Gesamtmasse der Fahrzeugkombinationen mehr als 3500 kg aber nicht 
mehr als 4250 kg beträgt) 

 

 

 

………………………………………                                                     …………………………………………………………. 
                Datum                                                                                   Stempel und Unterschrift 
             der Fahrschule 
 



 

 

 
 
……………………………………. 
Adresse Fahrschule mit  
Nennung des Inhabers/Leiters 

 
 

CODE 111 
 

Bestätigung § 2 Abs. 1 Z 5 lit. c sub lit. c FSG iVm §7 Abs. 1 FSG-DV 

 

 

Die oben genannte Fahrschule bestätigt, dass 

 

 

Herr/Frau  ………………………………………………………………….. 

geb. am  ………………………………………………………………….. 

wohnhaft in  ………………………………………………………………….. 

 

 

6 praktische Unterrichtseinheiten auf einem Kraftrad der Klasse A1 durchgeführt hat. 

 

 

 

 

 

………………………………………                                                     …………………………………………………………. 
                Datum                                                                                   Stempel und Unterschrift 
             der Fahrschule 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

ANHANG  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

Erlässe in Zusammenhang mit der Einführung des 
Scheckkartenführerscheines und 

Verwaltungsreform 2006 
 



 

 

I. 171.304/0001-II/ST4/2006 vom 9.2.2006 

 

Einführungserlass zum Scheckkartenführerschein   
 

1. Antragsformulare: 
a. Mit der Einführung des Scheckkartenführerscheines wurde eine Neufassung des Führerschein-
Antragsformulares vorgenommen. Die beiden in der Durchführungsverordnung aufgenommenen Formulare 
unterscheiden sich von dem bisherigen im Wesentlichen durch das Unterschriftsfeld für den Führerschein 
im oberen Teil. Die Unterschrift in diesem Feld wird von der Behörde gescannt und auf den Führerschein 
übertragen. Da dem Führerscheinwerber der Weg zur Behörde erspart werden soll, ist diese 
Unterschriftsleistung auch zur Identitätskontrolle zu verwenden. Daher soll die Unterschrift in diesem 
Feld erst in Gegenwart der Aufsichtsperson im Rahmen der theoretischen Fahrprüfung gesetzt 
werden. Die Aufsichtspersonen und Fahrschulen sind von dieser ab 1.3.2006 anzuwendenden 
Vorgangsweise in Kenntnis zu setzen. 
 
b. Die Antragsformulare wurden aus Gründen der Einfachheit geteilt und zwar enthält das in Anlage 2 der 
FSG-DV enthaltene Formular jene Antragsmöglichkeiten, die bei der Fahrschule vorzunehmen sind und 
das in Anlage 3 enthaltene Formular jene Antragsarten, die bei der Behörde zu stellen sind. Dies schließt 
aber nicht aus, dass beispielsweise das Behördenformular auch von der Fahrschule verwendet wird, 
etwa weil ein Antragsteller im Fall der Umschreibung einer ausländischen Lenkberechtigung (§ 23 FSG) 
aus freien Stücken einige Fahrstunden in einer Fahrschule wünscht und die betreffende Fahrschule die 
Antragstellung bei der Behörde für den Antragsteller als Serviceleistung übernimmt.  
 
c. Das in der FSG-VBV enthaltene Antragsformular für die „L17-Ausbildung“ enthält neben der 
Antragstellung für die Ausbildungsfahrten auch die Antragstellung für die Erteilung der Lenkberechtigung. 
Das „L17-Formular“ ist weiterzuverwenden was die Ausbildungsfahrten betrifft, die Antragstellung für die 
Erteilung der Lenkberechtigung hat (wegen der unter b. erwähnten notwendigen Unterschriftsleistung) aber 
jedenfalls auf dem neuen Formular zu erfolgen. 
 
d. Kostenblatt: Dieses Formblatt wird im Zuge der 8. FSG-Novelle neu eingeführt und enthält einen 
Zahlschein. Ab 1.3.2006 ist das Kostenblatt von der Behörde vorzubereiten, ab 1.10.2006 geht diese 
Aufgabe auf die Fahrschule über. Die Blanko-Drucksorten sind vom Land oder der Behörde zu besorgen 
und der Fahrschule gratis zu Verfügung zu stellen. 
 
2. Delegierungen: 
Mit der Einführung des neuen Erteilungsverfahrens mit 1.10.2006 werden Delegierungen gemäß § 5 Abs. 2 
zweiter Satz als auch gemäß § 5 Abs. 2 letzter Satz FSG hinfällig. Durch die Umgestaltungen des 
Führerscheinregisters hinsichtlich des Scheckkartenführerscheines (1.3.2006) ist es jedoch erforderlich, die 
„Delegierung“ gemäß § 5 Abs. 2 letzter Satz FSG wie die normale Delegierung zu behandeln. Dies 
bedeutet, dass die Behörde den Führerschein auszustellen hat, die die Fahrprüfung abnimmt. Die 
Wohnsitzbehörde hat diesbezüglich den Akt zu übermitteln. Bei der eigentlichen Delegierung gemäß § 5 
Abs. 2 zweiter Satz FSG ändert sich mit 1.3.2006 nichts, außer dass die Sachbearbeiter der nunmehr 
zuständigen Behörde aktiv auf den Akt im Führerscheinregister zugreifen müssen. Die bislang gehandhabte 
elektronische Verständigung über die Delegierungsfälle entfällt. 
 
3. Wahlrecht gemäß § 13 Abs. 6 FSG: 
Im Hinblick auf die im ersten Satz genannte Formulierung „Änderung der Eintragungen im Führerschein“ 
wird klargestellt, dass diese Formulierung umfassend zu verstehen ist. Das bedeutet, dass das in den Z 1 
und 2 genannte Wahlrecht generell für alle Fälle anzuwenden ist, in denen ein neuer Führerschein für eine 
Person ausgestellt wird, die noch im Besitz eines anderen Führerscheines ist. Dies ist etwa der Fall bei der 
Ausstellung eines Duplikates, der Ausdehnung der Lenkberechtigung auf andere Klassen oder der 
Umschreibung gemäß § 23 FSG (siehe auch § 6 Abs. 10 Fahrprüfungsverordnung).  
 
4. Unterweisung in lebensrettenden Sofortmaßnahmen, Erste Hilfe 
Gemäß § 10 Abs. 2 Z 3 FSG ist ein Kandidat für die Fahrprüfung nur zuzulassen wenn er den Nachweis 
über die Unterweisung in lebensrettenden Sofortmaßnahmen bzw. Erste Hilfe erbracht hat. Es ist nichts 
dagegen einzuwenden, dass der Kandidat den genannten Nachweis nach der theoretischen Fahrprüfung, 
aber noch vor der Zulassung zur praktischen Prüfung erbringt. Die derzeit verschiedentlich gehandhabte 
Praxis, wonach der gegenständliche Nachweis erst bei Abholung des Führerscheines erbracht wird, ist ab 
1.3.2006 einzustellen. Auch wenn die Antragstellung bzw. die Fahrschulausbildung bereits vor dem 
1.3.2006 erfolgt sind, ist der oa. Nachweis vor der Zulassung zur praktischen Prüfung zu erbringen.  
 



 

 

5. Auslastung der Fahrprüfer: 
§ 6 Abs. 1a der Fahrprüfungsverordnung enthält eine ausdrückliche Definition des Begriffes „Auslastung 
des Fahrprüfers“ was die Voraussetzung für die Anforderung eines Fahrprüfers durch die Fahrschule ist. 
Diese Regelung stellt einen Richtwert dar und hat grundsätzlichen Empfehlungscharakter; andere 
Vereinbarungen oder Vorgangsweisen in Absprache zwischen Behörde und Fahrschule sind zulässig. 
 
6. Entziehung der Lenkberechtigung für einzelne Klassen: 
§ 24 Abs. 2 FSG bleibt in seiner bisherigen Fassung aufrecht, d.h. der Entzug für einzelne Klassen ist 
weiterhin möglich. Da Streichungen einzelner Klassen auf dem Führerschein nicht mehr möglich sind, 
bedingt ein derartiger Klassenentzug die zweimalige Neuausstellung des Führerscheines (statt bisher 
einmal). Sollte der Führerscheinbesitzer in solchen Fällen aus Kostengründen den Wunsch äußern, den 
Führerschein insgesamt abzugeben, so spricht nichts dagegen, diesem Wunsch nachzukommen. Dadurch 
geht der Führerscheinbesitzer der nicht entzogenen Klasse(n) nicht verlustig (insbesondere handelt es sich 
nicht um einen Verzicht auf die Lenkberechtigung), der Betreffende ist bloß vorübergehend nicht im Besitz 
des Führerscheines. 
 
7. Expressproduktion/zustellung des Führerscheines: 
Bei der Produktion des Scheckkartenführerscheines gibt es die Möglichkeit auf bevorzugte Herstellung und 
Expressversendung. Gemäß § 13 Abs. 4 zweiter Satz FSG sind die dafür anfallenden zusätzlichen Kosten 
vom Führerscheinwerber/-besitzer zu entrichten. Eine diesbezügliche Änderung des Gebührengesetzes 
wird nicht erfolgen, die Mehrkosten von 16 Euro sind von den Behörden direkt aufgrund des § 13 Abs. 4 
zweiter Satz FSG einzuheben und fließen der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand für die jeweilige 
Behörde zu tragen hat (Land oder Bundesministerium für Inneres).  
 
8. Umschreibung von Papierführerscheinen: 
Eine Umschreibung von Papierführerscheinen auf Scheckkartenführerscheine ist auf Antrag jedenfalls (d.h. 
auch in anderen als den in § 15 Abs. 2 FSG explizit genannten Fällen) vorzunehmen. § 15 Abs. 1 FSG 
erster Satz ist insofern nicht als abschließende Regelung zu verstehen, die die Ausstellung eines 
Duplikates aus anderen Gründen (weil etwa lediglich ein Austausch des Dokumentes gewünscht wird) 
untersagen würde. Eine andere Betrachtungsweise wäre wenig bürgerfreundlich und würde wohl zu einer 
starken Zunahme von ungültigen Dokumenten oder verlorenen Führerscheinen führen, was wiederum mit 
zusätzlichem Verwaltungsaufwand verbunden wäre. 
 
9. Befristungen, Beschränkungen bei Erteilung der Lenkberechtigung: 
Gemäß § 13 Abs. 1 letzter Satz FSG ist auf Wunsch des Kandidaten von der Behörde ein 
Feststellungsbescheid zu erlassen, wenn die Lenkberechtigung unter einer Befristung, Beschränkung oder 
Auflage erteilt wurde. Die Verwendung des Wortes „Wunsch“ stellt hinreichend klar, dass es sich dabei um 
keinen Antrag handelt und demgemäß dafür auch keine Gebühren einzuheben sind. 
 
10. Zuständigkeit bei Fristverlängerung: 
Auch für sämtliche Formen der Verlängerung von befristeten Lenkberechtigungen (Klassen C/D als auch 
sonstige) gibt es ein freies Wahlrecht einer Führerscheinbehörde im Bundesgebiet. In diesem Sinne ist § 15 
Abs. 1 erster Satz FSG extensiv zu verstehen, wonach ein neuer Führerschein von jeder Behörde 
unabhängig vom Wohnsitz des Antragstellers auszustellen ist. 
 
11.Übergangsregelungen: 
a. Mit 1.10.2006 werden die Gültigkeitsfristen für alle im Führerscheinverfahren vorhandenen Nachweise 
vereinheitlicht und deren Gültigkeit mit 18 Monaten festgesetzt (neu ist dies für die Verkehrszuverlässigkeit, 
das ärztliche Gutachten und die theoretische Fahrprüfung). Zu diesem Zeitpunkt werden die 
diesbezüglichen Änderungen in der Software des Führerscheinregisters vorgenommen. Die mit Stichtag 
1.10.2006 gerade im Lauf befindlichen Fristen verlängern sich somit ex lege um sechs Monate. Diese 
Fristverlängerung kann jedoch vom Führerscheinregister automatisch nicht vollzogen werden, weshalb es 
in diesen Fällen erforderlich ist, dass die Fristverlängerungen vom Sachbearbeiter der Behörde im Register 
(anlassbezogen!!) vorgenommen werden.  
 
b. Weiters ist eine Übergangsbestimmung für jene Fälle zu treffen, in denen der Führerscheinwerber vor 
dem 1.3.2006 die praktische Fahrprüfung erfolgreich ablegt, es aber zu keiner Ausstellung eines 
Führerscheines kommt. Diese Fälle sind nach der bisherigen Rechtslage zu behandeln, es hat eine 
Erteilung bei der Behörde (mündlicher Bescheid) zu erfolgen. Soll in diesen Fällen ein 
Scheckkartenführerschein ausgestellt werden, so ist das Verfahren in das neue edv-System des 
Führerscheinregisters zu übernehmen. Auch ein vorläufiger Führerschein ist in solchen Fällen auszustellen, 
was ebenfalls erst ab Übernahme in das neue System möglich ist. 
 
 



 

 

II. 170.656/0016-II/ST4/2006 vom 20.9.2006 
 

Der im Februar 2006 ergangene Einführungserlass zum Scheckkartenführerschein, Zl. BMVIT-
171.304/0001-II/ST4/2006 bleibt vollinhaltlich in Geltung, soweit nicht ausdrücklich abweichende 
Regelungen getroffen werden. 
 
Folgende Punkte sind zu beachten: 
 
1. Fristverlängerung – Übergangsbestimmung: 
Mit 1.10.2006 werden die Gültigkeitsfristen für alle im Führerscheinverfahren vorhandenen Nachweise 
vereinheitlicht und deren Gültigkeitsdauer mit 18 Monaten festgesetzt (neu ist dies für die 
Verkehrszuverlässigkeit, das ärztliche Gutachten und die theoretische Fahrprüfung). Zu der Vorgangsweise 
betreffend die zum 1.10.2006 im Lauf befindlichen Fristen wurde bereits im Einführungserlass zum 
Scheckkartenführerschein eine Aussage getroffen. Ergänzend zu den dort getroffenen Anordnungen wird 
nunmehr nach Abwägung aller Argumente festgehalten, dass sich  
1. einerseits alle am 1.10.2006 im Lauf befindlichen Fristen um sechs Monate verlängern und  
2. andererseits auch jene der genannten zwölfmonatigen Fristen, die am 1.10.2006 bereits abgelaufen 
sind, wiederaufleben, sofern deren Beginn nicht mehr als 18 Monate zurückliegt. Diese enden somit 
erst 18 Monate nach deren Beginn. 
 
Im Führerscheinregister werden alle Fristen automatisch verlängert, die bereits abgelaufenen Fristen 
werden für die Restzeit als offene Frist behandelt. Seitens der Sachbearbeiter ist (entgegen den 
Ausführungen im seinerzeitigen Einführungserlass vom Februar) keine Veränderung der Registerdaten im 
Einzelfall notwendig. 
 
2. Zuständigkeit bei der Verlängerung der Lenkberechtigung: 
Aufgrund einiger bestehender anders lautender Rechtsansichten wird noch einmal eindeutig klargestellt, 
dass auch im Fall der Verlängerung einer befristeten Lenkberechtigung für den Antragsteller ein freies 
Wahlrecht der örtlich zuständigen Behörde besteht. Dies ergibt sich aufgrund eines Größenschlusses, 
wenn nämlich sogar die Erteilung der Lenkberechtigung auf diese Weise behandelt wird, so muss das 
umso mehr auch für die Verlängerung von befristeten Lenkberechtigungen gelten.  
 
Im Rahmen des neuen Verfahrens gilt also der Grundsatz dass das Wahlrecht der örtlich zuständigen 
Behörde bei allen Positivverfahren (Erteilung, Verlängerung, Ausdehnung, Duplikat Umschreibung 
ausländischer Führerscheine …) zu gelten hat. Die Zuständigkeit der Wohnsitzbehörde bleibt somit nur 
mehr bei den Negativverfahren (Entziehung der Lenkberechtigung, Lenkverbote, Anordnung von 
Nachschulungen…) bestehen. 
 
3. Festlegung der Fristen für Klassen C und D: 
Bei der Festlegung der Fristen für die Klassen C und D ist die bisherige Vorgangsweise insofern 
beizubehalten, als die Behörden die Fristdauer der fünfjährigen Befristung für die Klasse C und D (bzw. die 
10-jährige Befristung für die Unterklasse C1) manuell zu ergänzen haben. Eine Änderung dieser 
Vorgangsweise entsprechend praktischer Bedürfnisse erscheint in Zukunft jedoch nicht ausgeschlossen.  
 
4. Umstellungsphase am 1.10.2006: 
Ab 2.10. 2006 werden der vorläufige Führerschein und das Kostenblatt nicht mehr von der Behörde, 
sondern von der Fahrschule für den Fahrprüfer vorbereitet. Um sicherzustellen, dass alle erforderlichen 
Dokumente am Prüfungstag auch tatsächlich vorhanden sind und um organisatorische Probleme in dem 
Zusammenhang zu vermeiden, sollten nach Möglichkeit keine Termine für praktische Fahrprüfungen am 2. 
und 3. 10. 2006 angesetzt werden. 
 
Generell sollte jedoch beachtet werden, dass für praktische Fahrprüfungen in der Woche vom 2. bis 
6.10.2006 die bisher ausgefüllten Prüfungslisten verwendet werden sollten und diese bereits in der Woche 
zwischen 25. bis 29.9.2006 von der Fahrschule der Behörde übermittelt werden. Diese Vorlaufzeit ist 
erforderlich, um der Behörde die Möglichkeit zu geben, die entsprechenden Vorbereitungen im 
Führerscheinregister vorzunehmen, damit das Kostenblatt und der vorläufige Führerschein problemlos 
vorbereitet werden können. 
 
Ganz allgemein wird festgehalten, dass die Fahrschule jene Fälle, die bereits vor dem 1.10.2006 bei der 
Behörde anhängig waren, aktiv aus dem Führerscheinregister übernehmen muss, um damit weiterarbeiten 
zu können. Im Detail wird dies im Rahmen der Schulungen vermittelt werden. 
 
5. Eintragung der Prüfungsergebnisse in den Fahrschulen: 



 

 

Ab 1. Oktober haben die Aufsichtsorgane die Ergebnisse der Theorieprüfung und die Fahrprüfer die 
Ergebnisse der praktischen Fahrprüfung in das Führerscheinregister einzutragen. Das Bundesministerium 
für Verkehr, Innovation und Technologie geht in diesem Zusammenhang davon aus, dass die Fahrschulen 
den Prüfern und Aufsichtsorganen den Verwaltungs-PC zwecks Vornahme dieser Eintragung während der 
üblichen Bürozeiten zur Verfügung stellen. Die Fahrschule ist selbstverständlich nicht verpflichtet, zur 
Ermöglichung der Eintragung die Bürozeiten zu verlängern, sollte aber andererseits im Sinne eines 
sinnvollen Zusammenspiels der Beteiligten im Rahmen des gesamten Verfahrens nicht prinzipiell die 
Eintragung auf ihren Computern verbieten. 
 
6. Beschaffung von Drucksorten:  
In diesem Zusammenhang werden die Fahrschulen darauf aufmerksam gemacht, sich rechtzeitig die 
Vordrucke für das Kostenblatt (mit integriertem Zahlschein) sowie das Merkblatt mit den Informationen 
über die Bedeutung der Zahlencodes von den Führerscheinbehörden zu  besorgen. Beide Papiere sind von 
den Behörden bereitzustellen. Seitens des Fachverbandes der Fahrschulen sollte eine entsprechende 
Information an alle Fahrschulen ergehen. 
 
7. Ermächtigungsbescheide; Zugang für die Fahrprüfer zum FSR  
Weiters darf noch einmal auf die Bestimmung des § 36 Abs. 1 Z 1 lit. d FSG eindringlich hingewiesen 
werden. Vor dem 1.10.2006 sind vom Landeshauptmann formale Ermächtigungsbescheide für die neu 
an das Führerscheinregister angebundenen Stellen bzw. Personen zu erlassen. Dies ist erforderlich, um 
Lese- und Eintragungsrechte in das Führerscheinregister in einer datenschutzrechtlich konformen Art und 
Weise zu übertragen. Solche Bescheide sind an Fahrschulen und Fahrprüfer aber auch an alle 
Aufsichtspersonen zu erlassen, d.h. auch dann wenn sie bereits als Behördenorgan im 
Führerscheinregister arbeiten und zugriffsberechtigt sind.  
 
Als Aufsichtsperson werden diese Personen nämlich in einer anderen Rolle tätig, als dies als 
Behördenorgan der Fall ist. Auch der Zugang zum Register erfolgt mittels der „Rolle“ als Aufsichtsperson. 
 
Diese Bescheide sind von Amts wegen zu erlassen, ein Antrag ist nicht erforderlich. Auch die Prüfung 
materiellrechtlicher Voraussetzungen ist gemäß § 36 Abs. 1 Z 1 lit. d FSG nicht erforderlich.  
 
In diesem Zusammenhang ist ferner darauf hinzuweisen, dass die Länder für das Anlegen der Fahrprüfer 
im Portal Austria und damit für die Schaffung des Zugriffs der Prüfer auf das Führerscheinregister 
verantwortlich sind. Für Wien kommt diese Aufgabe dem Verkehrsamt der BPD Wien zu.  
 
8. Datenschutz: 
Es wird besonders darauf hingewiesen, dass ein Zugriff auf Daten des Führerscheinregisters nur aus 
Anlass eines konkreten Antrages oder eines Anlassfalles zulässig ist. Eine Abfrage ohne solchen 
sachlichen Hintergrund ist aus datenschutzrechtlichen Gründen unzulässig und unbedingt zu unterlassen. 
Seitens der Bundesrechenzentrum GmbH werden alle Zugriffe auf diese Daten protokolliert und sind im 
Nachhinein nachvollziehbar. Diesbezüglich sind insbesondere die Fahrschulen zu informieren um eine 
missbräuchliche Verwendung von Daten auszuschließen. 



 

 

III. 170.656/0024-II/ST4/2006 vom 2.10.2006 
 

In Ergänzung des Erlasses vom 20. September 2006, Zl. 170.656/0016-II/ST4/2006, werden noch folgende 
Punkte mitgeteilt bzw. klargestellt: 
 
1. Beschaffung der Drucksorten: 
Ergänzend zu Punkt 6 des Erlasses vom 20. September 2006 wird klargestellt, dass nicht nur Vordrucke für 
das Kostenblatt und das Merkblatt sondern auch die Prüfprotokolle seitens der Behörden den Fahrschulen 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen sind. 
 
2. Ärztliche Gutachten: 
Die Ergebnisse der ärztlichen Untersuchung sind aus Datenschutzgründen von der Behörde in das 
Führerscheinregister einzutragen. 
Aus diesem Grund sollten ärztliche Gutachten – insbesondere dann, wenn sie nicht auf geeignet lauten – 
nicht den Fahrschulen übergeben werden.  
Weiters ist zu beachten, dass eine Zulassung zur Theorieprüfung nur dann möglich ist, wenn die 
gesundheitliche Eignung nachgewiesen ist. Das ärztliche Gutachten muss daher vor der Theorieprüfung 
der Behörde vorgelegt werden. 
 
3. Eintragung der Prüfungsergebnisse: 
Aus Gründen der Sicherheit der Applikation und des Datenschutzes sollten Prüfer und Aufsichtspersonen 
die Eintragung der Prüfungsergebnisse nur in einer geschützten Umgebung vornehmen. Diese Vorgabe ist 
im Wesentlichen bei den Behörden und Fahrschulen erfüllt, nicht aber bei der Eintragung an anderen Orten 
(beispielsweise am Heim-PC oder gar in einem Internet-Cafe).  
Die zur Eintragung verpflichteten Personen haben daher die Eintragung jedenfalls nur entweder am PC der 
Fahrschule oder der Behörde vornehmen. 
 
4. Ausbildung für die Lenkberechtigung durch „Nicht-Fahrschulen“: 
Aufgrund verschiedener Anfragen wird klargestellt, dass am neuen System nur jene Fahrschulen 
teilnehmen, die im Besitz einer Fahrschulbewilligung gemäß § 108 Abs. 3 KFG 1967 sind.  
 
Das Erteilungsverfahren im Falle einer Ausbildung durch andere Stellen (§§ 119, 120 KFG), zB 
Landwirtschaftsschulen, Polizeifahrschulen etc. bleibt unverändert, d.h. dass diese Stellen nicht an das 
Führerscheinregister angebunden werden und Anträge nach wie vor bei der Behörde zu stellen sind.  
 
5. Fahrtenprotokoll bei L17 und § 122 KFG: 
Das bei Übungs- und Ausbildungsfahrten geführte Fahrtenprotokoll ist auch nach dem 1. Oktober 2006 
gemäß § 3 Abs. 2 FSG-VBV der Behörde vorzulegen. Zweckmäßigerweise sollte dies von der Fahrschule 
in den Führerscheinakt eingelegt und der Behörde bei der Fahrprüfung übermittelt werden. Die Behörde hat 
somit vor Ablegung der praktischen Fahrprüfung noch immer die Möglichkeit der Kontrolle dieser 
Dokumente. 
 
6. Identitätsnachweise durch Asylkarten des Bundesministeriums für Inneres:  
  siehe Gesamterlass - § 5



 

 

IV. 170.656/0032-II/ST4/2006 vom 5.12.2006 

In Ergänzung der beiden Erlässe vom 20.9.2006 und 2.10.2006 werden noch einige Punkte klargestellt. 
Einige Themen stehen nicht direkt mit der Verwaltungsreform in Zusammenhang, sondern betreffen das 
Vormerksystem und die Unterweisung in lebensrettenden Sofortmaßnahmen: 
 
1. Bundesasylkarten - Identitätsnachweis: 
  siehe Gesamterlass § 5 
 
 
2. Sachverständige Ärzte – Sprengelbindung: 
entfällt da obsolet 
 
3. Fahrschulwechsel-Prüfungskooperation: 
 
3.1. Fahrschulwechsel: 
Ändert sich die vom Führerscheinwerber besuchte Fahrschule, so wird das Verfahren von der neuen 
Fahrschule (und gegebenenfalls von der neuen Standortbehörde, sofern ein Sprengelwechsel damit 
verbunden ist) fortgeführt. Dies gilt auch für den Fahrschulwechsel nach Absolvierung der theoretischen 
Fahrprüfung. Da das Kostenblatt eine Einheit darstellt und alle Kosten bzw. Gebühren enthält, fließt in 
diesem Fall die Gebühr für die theoretische Fahrprüfung einer anderen Behörde zu als jener, die diese 
Prüfung betreut hat. Der physische (Papier-) Akt muss in  diesem Fall von der ursprünglichen  
Fahrschule/Standortbehörde an die neue Fahrschule/Standortbehörde übermittelt werden. Die neue 
Fahrschule/Standortbehörde hat das Verfahren aber sofort mittels der im Führerscheinregister zur 
Verfügung stehenden Daten fortzuführen, das Eintreffen des Papieraktes ist nicht abzuwarten! Ein 
Fahrschulwechsel ist im gesamten Bundesgebiet – also auch länderübergreifend -  möglich und ist nicht 
gebührenpflichtig. 
 
3.2. Prüfungskooperation: 
Daneben gibt es noch verschiedentlich Prüfungskooperationen, bei denen aus praktischen Erwägungen 
(zwecks Koordinierung betreffend Termine oder Prüfungsfahrzeuge) lediglich die (theoretische und/oder 
praktische) Fahrprüfung in einer anderen Fahrschule, die gegebenenfalls auch in einem anderen 
Behördensprengel liegt, abgehalten wird. Ein Wechsel der Fahrschule (und gegebenenfalls der 
Standortbehörde) ist damit aber nicht verbunden.  
Solche Praktiken sollten möglichst restriktiv gehandhabt werden, da es auch im „neuen“ Verfahren (trotz 
Aufhebung der örtlichen Zuständigkeit der Wohnsitzbehörde) Regeln betreffend Zuständigkeiten zwischen 
Behörden gibt, die zu beachten sind.  
 
Diesem Anliegen wurde aber insofern Rechnung getragen, als die Möglichkeit Prüflisten im 
Führerscheinregister aufzurufen und Prüfungsergebnisse einzutragen, die von einer Fahrschule eines 
anderen Behördensprengels innerhalb desselben Landes erstellt wurden, auf Aufsichtspersonen 
erweitert wurde. Bislang gab es diese Möglichkeit nur für Fahrprüfer. Es ist allerdings notwendig, dass jede 
Fahrschule eine Prüfliste für ihre Kandidaten vorbereitet und jener Fahrschule per Papier (z.B. mittels Fax) 
übermittelt, wo die Prüfung für diese Person tatsächlich abgenommen wird. Der physische (Papier-) Akt 
wird in solchen Fällen aber nicht an diese Fahrschule/Behörde übermittelt. Länderübergreifend kann es 
diese Möglichkeit nicht geben.  
 
3.3. Darüber hinausgehende Änderungen in den Verwaltungsabläufen sind im Führerscheinregister stets 
mittels Fahrschulwechsel mit den bereits geschilderten Konsequenzen durchzuführen. 
 
4. Vormerksystem: 
   siehe Gesamterlass § 30a Abs. 2 
 
5. Unterweisung in lebensrettenden Sofortmaßnahmen: 

   siehe Gesamterlass § 3 Abs. 1 



 

 

 

 

 

 

 

 

Durchführungserlass zur FSG-VBV 



 

 

VBV 

I. Das Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr darf zu der am 19. Februar 1999 im 

Bundesgesetzblatt (BGBl. II Nr. 54/1999) kundgemachten  Verordnung über die vorgezogene 

Lenkberechtigung für die Klasse B (FSG-VBV) Folgendes mitteilen: 

 

1.1 Ziel dieses neuen Modells ist es, das Risiko und die Gefährdung, die von Fahranfängern ausgeht, 

besser in den Griff zu bekommen. Das vorliegende Modell der vorgezogenen Lenkberechtigung für die 

Klasse B beinhaltet eine länger dauernde, intensivere Ausbildung, bei der der Schwerpunkt auf der 

praktischen Ausbildung liegt. Dadurch soll erreicht werden, dass sich derart ausgebildete Jugendliche 

am Beginn ihrer Fahrerkarriere sicherer im Verkehr bewegen, als herkömmlich ausgebildete Lenker. 

Als Anreiz für den Führerscheinwerber, sich dieser Ausbildung zu unterziehen, ist es möglich eine 

Lenkberechtigung für die Klasse B schon ab dem vollendeten 17. Lebensjahr zu erwerben. Diese ist 

allerdings nur innerhalb Österreichs gültig.  

1.2 Die Umfang der Ausbildung ist mit 60 Unterrichtseinheiten ident wie bei der herkömmlichen Ausbildung, 

nur wurde durch eine andere Verteilung auf die Besonderheiten der Ausbildung für die vorgezogene 

Lenkberechtigung für die Klasse B Bedacht genommen.  

1.3 Die in der FSG-VBV vorgeschriebene Ausbildung stellt ein abgeschlossenes System dar, eine 

Anrechnung von anderen absolvierten Ausbildungen für diese Ausbildung ist daher grundsätzlich nicht 

möglich.  

Weiters wird festgestellt, dass bei Bewerbern um eine vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B, 

die bereits im Besitz einer Lenkberechtigung für die Klasse F sind, die im Rahmen des Erwerbes dieser 

Lenkberechtigung absolvierte Ausbildung als Schulung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 FSG-VBV angerechnet 

werden kann. Die praktische Schulung in der Dauer von zwölf Unterrichtseinheiten gemäß § 2 Abs. 1 Z 

2 FSG-VBV ist jedoch erforderlich. 

1.4 Im FSG wird für den Beginn der Ausbildung und den Erwerb der vorgezogenen Lenkberechtigung für 

die Klasse B nur ein Mindestalter normiert. Ein zeitliches Limit, wann diese Ausbildung abgeschlossen 

sein muss, bzw. wann spätestens zur Fahrprüfung angetreten werden muss, ist nicht vorgesehen, kann 

also auch nach dem vollendetem 18. Lebensjahr sein. Auch ein Beginn dieser Ausbildung nach dem 

vollendeten 18. Lebensjahr ist vom Gesetz oder der Verordnung nicht ausgeschlossen. 

1.5 Wird die Ausbildung für die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B von einem zur Ausbildung 

für die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B berechtigten Fahr(schul)lehrer als privater 

Begleiter durchgeführt, ist bei der Durchführung der begleitenden Schulungen nicht noch zusätzlich ein 

weiterer Fahr(schul)lehrer erforderlich. Die erste theoretische Schulung sowie die theoretische 

Perfektionsschulung sind aber jedenfalls zu absolvieren. Sinnvoll ist es auch, im Rahmen der 

Perfektionsschulung gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 FSG-VBV den kompletten Prüfungsablauf in der Dauer von 

25 Minuten zu simulieren. Die Bestätigung der Fahrschule über die absolvierten Schulungen (Anlage 2 

zur FSG-VBV) ist aber jedenfalls erforderlich. 

1.6 Nach Gesprächen mit der Europäischen Kommission betreffend richtige Eintragung der vorgezogenen 

Lenkberechtigung für die Klasse B in den Führerschein darf Folgendes mitgeteilt werden:  

Die Lenkberechtigung für die Klasse B ist unabhängig davon, ob es sich um eine vorgezogene 

Lenkberechtigung oder nicht handelt, jedenfalls auf Seite 2 des Führerscheines in der Rubrik für die 

Klasse B einzutragen. Bei der vorgezogenen Lenkberechtigung für die Klasse B handelt es sich um  

 



 

 

VBV 

keine eigene Lenkberechtigungsklasse, sondern um eine Lenkberechtigung für die Klasse B, die 

lediglich früher erteilt wird.  

 

1.7 Gebühren: 

a. Mit dem Antragsformular gemäß Anlage 1 werden gleichzeitig 2 (bzw. bei 2 Begleitern 3) Anträge 

gestellt. Folglich ist auch die Antragsgebühr in der Höhe von 2x (bzw. 3x)  € 14,30 einzuheben. 

b. Für die Bewilligung von Ausbildungsfahrten ist mangels einer besonderen Tarifpost eine 

Bundesverwaltungsabgabe in der Höhe von € 6,50 gemäß der allgemeinen Tarifpost 1 der 

Bundesverwaltungsabgabenverordnung einzuheben. Eine analoge Anwendung der Tarifpost 355 

(Bewilligung von Übungsfahrten) ist nicht möglich. 

c. Vergebührung des Fahrtenprotokolls: Gemäß § 3 Abs. 2 FSG-VBV ist das Fahrtenprotokoll nach 

Durchführung der gesamten Ausbildung der Behörde vorzulegen. Dieses ist mit der 

Beilagengebühr in der Höhe von € 3,90 pro Bogen (= 2 DIN A4 Blätter beidseitig beschrieben oder 

4 Din A4 Seiten einseitig beschrieben) zu vergebühren. 

 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen darf Folgendes bemerkt werden: 

zu § 1: 

Auf Grund der zahlreichen Besonderheiten dieses neuen Modells ist für den Antrag ein eigenes Formblatt 

erforderlich. Zu beachten ist, dass der Antrag auf die Bewilligung von Ausbildungsfahrten vom Begleiter zu 

stellen ist, während der Antrag auf Erteilung einer vorgezogenen Lenkberechtigung für die Klasse B vom 

Bewerber zu stellen ist. Eine gesonderte Bewilligung der Ausbildung für den Bewerber ist nicht erforderlich. 

 

Dieses Formblatt gemäß Anlage 1 wird nicht als Drucksorte von der österreichischen Staatsdruckerei 

aufgelegt, sondern es können Kopien aus dem Bundesgesetzblatt bzw. dem Vorausexemplar verwendet 

werden. Über den Fachverband der Fahrschulen wird den einzelnen Fahrschulen ein Formblatt auf EDV-

Basis zur Verfügung gestellt. Auch ein Ausdruck eines solchen Formblattes kann zur Antragstellung 

verwendet werden. 

 

Gemäß § 19 Abs. 3 Z 3 FSG müssen der oder die Begleiter in einem besonderen Naheverhältnis zum 

Bewerber stehen. Der Bewerber soll Vertrauen zum Begleiter haben und dieser soll positiven Einfluss auf 

ihn haben, da Jugendliche in diesem Alter erfahrungsgemäß sehr sensibel auf Erwachsene reagieren 

können. Deshalb wurde auch davon abgesehen, die Begleitung ausschließlich durch die Eltern durchführen 

zu lassen. Nach Ansicht des Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr ist es durchaus denkbar, 

dass ein Lehrherr mit seinem Lehrling Ausbildungsfahrten auf dem Weg vom Unternehmen zur jeweiligen 

Arbeitsstätte (Montage, etc....) durchführt. 

 

zu § 2: 

Die theoretische und praktische Schulung orientiert sich weitgehend an der derzeit bereits in Anlage 10a 

und 10c zur KDV 1967 enthaltenen Ausbildung. Vor der Bewilligung zur Durchführung von 

Ausbildungsfahrten muss der Bewerber eine theoretische Schulung für jene Bereiche durchführen die zum 

Lenken von Kraftfahrzeugen unerlässlich sind. Im Zuge der praktischen Schulung in der Dauer von 12 

Unterrichtseinheiten sollen dem Bewerber die grundsätzlichen Fähigkeiten zum Lenken von  
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Kraftfahrzeugen vermittelt werden. Die Fahrlehrer oder Fahrschullehrer, die diese Schulung durchführen, 

müssen nicht gemäß § 7 geschult sein. 

 

zu § 3: 

Jede Durchführung von Ausbildungsfahrten ist in einem Protokoll gemäß Anlage 3 einzutragen. Dieses 

Protokoll ist bei der begleitenden Schulung dem Fahrlehrer vorzulegen, der anlässlich der Durchführung der 

Schulfahrt ein grobes Missverhältnis zwischen den im Protokoll eingetragenen Kilometern und dem 

Fahrkönnen des Bewerbers feststellen und darauf reagieren kann.  

 

Dieses Protokoll ist überdies auch der Behörde vorzulegen um ihr die Möglichkeit zu geben, bei Bedarf 

nachzuprüfen, ob die durchgeführte Ausbildung annähernd den Vorgaben der Verordnung entspricht. Diese 

Vorlageverpflichtung soll bewirken, dass auch die Fahrschulen auf eine ordnungsgemäße Führung des 

Protokolls hinwirken.  

Im Zuge der Durchführung von Ausbildungsfahrten sollte jedenfalls zumindest auch eine Nachtfahrt 

durchgeführt werden. Der  Bewerber oder der (die) Begleiter müssten von der Fahrschule darauf 

aufmerksam gemacht werden.  

 

zu § 4: 

Nachdem der Bewerber mindestens 1000 bzw. 2000 Kilometer im Zuge von Ausbildungsfahrten 

zurückgelegt hat, ist eine begleitende Schulung durchzuführen, bei der sich der Fahrlehrer ein Bild von dem 

erlangten Fahrkönnen des Bewerbers machen kann.  

 

Im darauf folgenden individuellen Gespräch, welches auch von diesem speziell ausgebildeten Fahrlehrer 

durchgeführt wird, sollen eventuell aufgetretene Fehler im Fahrstil analysiert und besprochen werden sowie 

einzelne für das Lenken von Kraftfahrzeugen besonders wichtige Themen näher diskutiert werden.  

 

Hat ein Bewerber zwei Begleiter namhaft gemacht, so müssen auch beide an der begleitenden Schulung 

(auch an der dabei durchzuführenden Ausbildungsfahrt) teilnehmen. Eventuell eingelernte Fehler im 

Rahmen der Ausbildungsfahrten können sinnvollerweise nur im Beisein aller Beteiligten ausgemerzt 

werden. Darauf ist der Bewerber oder der (die) Begleiter bei der Antragstellung allenfalls aufmerksam zu 

machen. Ausnahmsweise genügt die Anwesenheit nur eines von zwei namhaft gemachten Begleitern, 

wenn aus dem Fahrtenprotokoll ersichtlich ist, dass alle Ausbildungsfahrten nur mit diesem Begleiter 

absolviert worden sind. 

 

Durch den Verordnungstext ist hinreichend klargestellt, dass die begleitenden Schulungen und die 

Perfektionsschulung nicht zusammengezogen und beispielsweise die 3000 km auf einmal zurückgelegt 

werden können. Die Durchführung von Privatfahrten muss durch begleitende Schulungen unterbrochen 

sein, um eine Betreuung des Führerscheinwerbers durch die Fahrschule zu ermöglichen. Selbst wenn 

beispielsweise zu Beginn der Ausbildung 3000 km im Zuge von Ausbildungsfahrten auf einmal gefahren 

wurden, sind nach der ersten begleitenden Schulung danach zumindest je zweimal weitere 1000 km zu 

fahren. 

  



 

 

VBV 

 Ausbildungsfahrten dürfen auch mit Kraftfahrzeugen durchgeführt werden, die hinter dem Fahrer- und 

Beifahrersitz keine Plätze zur Beförderung von Personen aufweisen. In diesem Fall muss für die 

Durchführung der begleitenden Schulungen ein zweites Fahrzeug zur Verfügung stehen, dass es dem 

Fahrlehrer ermöglicht, hinter dem Bewerber und Begleiter Platz zu nehmen. Die Durchführung von 

Schulfahrten an Stelle den bei den begleitenden Schulungen vorgesehenen Ausbildungsfahrten ist nicht 

möglich. 

 

Gemäß § 4 Abs. 1 Z 2  und Abs. 2 Z 2 FSG-VBV ist nach jeweils 1000 gefahrenen Kilometern im Zuge von 

Ausbildungsfahrten im Rahmen der begleitenden Schulung ein individuelles Gespräch zu führen, in dem die 

Erkenntnisse aus den Ausbildungsfahrten zu analysieren sind. Sinn dieses Gesprächs ist es, 

möglicherweise aufgetretene Fehler im Rahmen dieser Privatausbildung aufzuarbeiten und für den weiteren 

Verlauf dieser Ausbildung zu vermeiden, sowie das Bewusstsein für die Gefahren des Straßenverkehrs zu 

fördern. 

 

zu § 5: 

zu Abs. 1:  

 Anlässlich der Absolvierung der vorgeschriebenen 3000 Kilometer im Zuge von Ausbildungsfahrten sind 

noch die restlichen Lehrinhalte von Anlage 10a der KDV 1967 in höchstens sechs Unterrichtseinheiten dem 

Bewerber zu vermitteln. Diese theoretische Perfektionsschulung kann auch bereits vor Absolvierung der 

3000 gefahrenen Kilometer durchgeführt werden. Ergänzend ist zu bemerken, dass diese theoretische 

Schulung nach dem Konzept der Ausbildung für die vorgezogene Lenkberechtigung für die Klasse B erst 

gegen Ende der gesamten Ausbildung durchgeführt werden soll. Die theoretische Perfektionsschulung 

kann daher frühestens nach Durchführung der 2. begleitenden Schulung stattfinden. 

 

Die Durchführung der Schulfahrt(en) in der Dauer von 3 Unterrichtseinheiten kann eine Zielfahrt umfassen, 

bei der dem Bewerber nur ein Fahrziel vorgegeben wird und der gefahrene Weg vom Bewerber selbst 

gewählt wird. Jedenfalls ist eine komplette praktische Fahrprüfung zu simulieren. Im abschließenden 

individuellen Gespräch sollen noch etwaige bestehende Unsicherheiten im Fahrstil ausgeräumt werden, 

sowie das Thema Beeinträchtigung und Lenken von Kraftfahrzeugen besprochen werden. 

 

 zu Abs. 2: 

Die Bestätigung der Durchführung der Perfektionsschulung gilt als Bestätigung für den angestrebten 

Lernerfolg gemäß § 19 Abs. 8 FSG. Die Bestätigung über den angestrebten Lernerfolg sagt jedoch nichts 

über die tatsächlichen Kenntnisse und Fähigkeiten des Bewerbers aus, sondern bestätigt lediglich, dass der 

Bewerber die im Zuge dieses Modells geforderte Ausbildung absolviert hat. Der angestrebte Lernerfolg ist 

daher auch dann zu bestätigen, wenn das Fahrkönnen des Bewerbers für ein Bestehen der praktischen 

Fahrprüfung nicht ausreichen würde. Die tatsächlichen Kenntnisse und Fähigkeiten des Bewerbers sind 

erst im Rahmen der Fahrprüfung zu beurteilen. 

 

zu § 6: 

Eine Absolvierung dieser Ausbildung mit einem Kraftwagen mit Automatikgetriebe ist grundsätzlich 

zulässig, allerdings ist zu beachten, dass für den Fall, dass die Fahrprüfung ebenfalls auf diesem  
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Kraftwagen abgelegt wird, die Lenkberechtigung auf das Lenken von Kraftfahrzeugen mit 

Automatikgetriebe einzuschränken ist. 

 

zu § 7: 

Abs. 2:  

Bei der Ausbildung der Fahrlehrer ist insbesondere darauf Bedacht zu nehmen, dass auch die Begleiter an 

den begleitenden Schulungen und der Perfektionsschulung teilnehmen und es sich dabei um Personen 

handelt, die oft schon jahrzehntelange Fahrerfahrung haben und ihren eigenen Fahrstil und 

Verhaltensweisen im Verkehrsgeschehen entwickelt haben. Die Fahrlehrer müssen nun dahingehend 

ausgebildet werden, etwaige Fehler im Fahrverhalten des Begleiters in einer Art und Weise zu besprechen 

und zu ändern, die auch von einem Führerscheinbesitzer, der schon viele Jahre im Besitz einer 

Lenkberechtigung ist, akzeptiert wird. Des Weiteren müssen die Fahrlehrer dahingehend geschult werden, 

zu erkennen, ob der Bewerber tatsächlich die jeweils 1000 Kilometer im Zuge von Ausbildungsfahrten 

zurückgelegt hat, d.h., ob sein Fahrkönnen dem geforderten Übungsumfang annähernd entspricht.  

 

III. Fahrprüfung: 

 

Gemäß § 6 Abs. 8 FSG-PV hat an der Prüfungsfahrt eine Lehrperson der Fahrschule, an der der Kandidat 

ausgebildet worden ist, teilzunehmen. Bei Kandidaten, die gemäß §§ 122 und 122a KFG 1967 oder § 19 

FSG ausgebildet wurden, haben der Ausbildner oder ein Begleiter teilzunehmen. Nach Ansicht des 

Bundesministeriums für Wissenschaft und Verkehr sollte es aus Zweckmäßigkeitsgründen dem Kandidaten 

überlassen werden, ob er als Prüfungsfahrzeug ein Schulfahrzeug oder das Fahrzeug, mit dem er die 

Ausbildungsfahrten durchgeführt hat, wählt. Wählt er das Schulfahrzeug muss er die praktische 

Fahrprüfung im Beisein eines Fahrlehrers, wählt er hingegen das Fahrzeug, mit dem die 

Ausbildungsfahrten durchgeführt hat, muss er die praktische Prüfung im Beisein des oder eines Begleiters 

absolvieren.  



 

 

 

 

 

 

 

Erlässe zur 

FSG-Durchführungsverordnung (FSG-DV) 



 

 

 

DV 

zu § 13a Abs. 4: 

Im Zuge der 4. Novelle der FSG-Durchführungsverordnung wurde in Z 2 dieser Bestimmung ein den 

Anforderungen entsprechender erleichterter Zugang zur Berechtigung zur Durchführung von 

Perfektionsfahrten im Sinne der Mehrphasenausbildung geschaffen. Eine einjährige praktische Tätigkeit als 

Fahrlehrer und zusätzlich eine Schulung von 8 Stunden werden als ausreichende Qualifikation für diese 

Tätigkeit erachtet.  

 

Gemäß Z 1 des § 13a Abs. 4 berechtigt die (höherwertige) Ausbildung, die zur Durchführung von 

begleitenden Schulungen im Rahmen der „L17“-Ausbildung berechtigt (§ 7 Abs. 1 FSG-VBV), auch zur 

Durchführung von Perfektionsfahrten. Gemäß § 7Abs. 1 Z 3 FSG-VBV ist zum Erwerb dieser Qualifikation 

für Fahrlehrer eine zwölfstündige Schulung und eine dreijährige praktische Erfahrung als Fahrlehrer 

erforderlich. 

 

Es spricht nach Ansicht des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie im Sinne einer 

systematischen Auslegung nichts dagegen, dass Fahrlehrer, die die zwölfstündige Ausbildung gemäß FSG-

VBV absolviert haben, aber statt der dreijährigen Praxiszeit (für begleitende Schulungen erforderlich) nur 

die einjährige Praxiszeit nachweisen können, ebenfalls die Perfektionsfahrten der Mehrphasenausbildung 

durchführen, da dieser Zeitraum in § 13a Abs. 4 Z 2 lit. a FSG-DV ebenfalls als ausreichend erachtet wird. 

 

zu § 13c Abs. 4: 

Gemäß Z 1 des § 13c Abs. 4 FSG-DV müssen Psychologen die Ausbildung gemäß § 13b Abs. 4 Z 6 lit. a 

FSG-DV absolviert haben. (16 Stunden allgemeine Ausbildung). Nach Ansicht des Bundesministeriums für 

Verkehr, Innovation und Technologie wird durch diesen Verweis Umfang und Inhalt der für Psychologen 

erforderlichen Ausbildung aus § 13b Abs. 4 Z 6 lit. a FSG-DV übernommen, nicht aber auch die Regelung 

des 4. Satzes des § 13b Abs. 4 FSG-DV, wonach die Ausbildung (der Instruktoren) gemäß Z 6 in einer der 

in § 4a Abs. 6 Z 1 FSG genannten Institution (Autofahrerclubs) oder beim Fachverband der 

Kraftfahrschulen zu erfolgen hat. Nach Ansicht des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und 

Technologie bestehen daher keine Bedenken, wenn die Ausbildung der Psychologen im Sinne des § 13c 

Abs. 4 FSG-DV von den gemäß § 36 Abs. 2 FSG ermächtigten verkehrspsychologischen Einrichtungen 

durchgeführt wird. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erlässe zur FSG-PV 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

PV 

I. Zu § 7 Abs. 1 und 3 Prüfungsfahrzeuge für Klasse C: 

171.304/0006-IV/ST4/2013 

Mit der 10. Novelle der Fahrprüfungsverordnung wird § 7 Abs. 2 Z 3 hinsichtlich der Prüfungsfahrzeuge für 

Klasse C(CE) an die Vorgaben der 3. Führerscheinrichtlinie angepasst und liberaler gestaltet. Demnach ist 

nicht mehr verpflichtend ein Schaltgetriebe erforderlich, sondern auch ein Automatikgetriebe mit manueller 

Gangwahl. Gemäß § 7 Abs. 1 zweiter Satz wurde dies jedoch bereits bisher liberaler gehandhabt und 

jegliches Automatikgetriebe zugelassen, sofern die praktische Fahrprüfung für Klasse B auf einem 

Fahrzeug mit Schaltgetriebe abgelegt wurde. Durch die Anpassung an die 3. Führerscheinrichtlinie ändert 

sich an der derzeitigen Situation nichts, § 7 Abs. 1 zweiter Satz der Fahrprüfungsverordnung ist weiterhin 

unverändert anzuwenden. 

 

II. Zu § 15 Abs. 1a: 

171.304/0003-IV/ST4/2013 

Mit der 9. Novelle der Fahrprüfungsverordnung (BGBl. II Nr. 41/2013) wurde aufgrund der Einführung des 

Modulsystems bei der theoretischen Fahrprüfung auch der an das Bundesministerium für Verkehr, 

Innovation und Technologie abzuführende Gebührenanteil neu geregelt. Um die administrative Abwicklung 

möglichst einfach und effizient zu gestalten, sind folgende Punkte zu beachten und einzuhalten: 

 

1.       Es muss schriftlich mitgeteilt werden, welcher Betrag überwiesen werden wird (inkl. einer 

Aufstellung der auf die einzelnen Bezirkshauptmannschaften (Landespolizeidirektionen) 

anteilsmäßig anfallenden Prüfungsgebühr). 

2.       Die Beträge sind zwei Mal jährlich gesammelt von den Landesregierungen (BMI) an das bmvit 

abzuführen: 

          für das 1. Halbjahr bis zum 15. Juli und 

          für das 2. Halbjahr bis zum 15. Jänner 

3.       Kontoverbindung: PSK, Kontonummer: 5040003, BLZ 60000 

          IBAN: AT58 6000 0000 0504 0003, BIC  OPSKATWW                                     

4.       Angabe des Verwendungszwecks: „Theoretische Fahrprüfung – Prüfungsgebühr“ 

5.       Es dürfen keine anderen Gebühren mit gleicher Anweisung bezahlt werden! 

 

Es wird  dringend darauf hingewiesen, die zuständigen Abteilungen bzw. Buchhaltungen 

hierüber in Kenntnis zu setzen! 

 

III. Zu § 17 Abs. 3: 

Hiezu wird klargestellt, dass nach Wortinterpretation des zugrundeliegenden Punktes 5.2 letzter Absatz des 

Anhanges II der Richtlinie 2000/56/EG der Kommission eine Weiterverwendung von Prüfungsfahrzeugen 

nur insoferne zulässig ist, als sie bereits vor dem Datum der Umsetzung der Richtlinie (30.9.2003) 

angeschafft worden sind. Alle nach diesem Datum angeschafften Fahrzeuge, die als Prüfungsfahrzeuge 

verwendet werden sollen, müssen den neuen Anforderungen gemäß der 4. Novelle zur 

Fahrprüfungsverordnung entsprechen. Seitens der EU-Kommission wird ebendiese Auslegung vertreten. 



 

 

 

Um Härtefälle zu vermeiden, sollen jedoch auch noch solche Fahrzeuge als Prüfungsfahrzeuge 

Verwendung finden dürfen, die bis 1. September 2004 bestellt worden sind und den Vorschriften vor 

Inkrafttreten des BGBl. II Nr. 115/2004 entsprechen. 

 

IV. Ausrüstung der Prüfungsfahrzeuge: 

Es wird klargestellt, dass die für die Fahrprüfung verwendeten Fahrzeuge derart ausgerüstet sein müssen, 

dass auch ein Befahren von Autobahnen möglich ist. Es ist somit nicht zulässig, dass ein Kandidat oder 

eine Fahrschule die Prüfungsfahrt auf der Autobahn mit dem Hinweis verhindert, dass für das 

Prüfungsfahrzeug keine Mautvignette vorhanden ist, oder das Fahrzeug nicht mit einer „Go-Box“ 

ausgerüstet ist. 

 

 

V. Beurteilung der theoretischen Fahrprüfung: 

Aufgrund von Anlassfällen wird grundsätzlich klargestellt, dass im Fall von falsch gewordenen Fragen (im 

Zuge von Gesetzes- oder Verordnungsänderungen) diese bei der Beurteilung der Fahrprüfung nicht zu 

berücksichtigen sind. Dies gilt auch für alle künftigen Gesetzes- oder Verordnungsänderungen.   

 

VI. Zu § 109 Abs. 1 lit. g KFG 1967: 

Nach Ansicht des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie bestehen keine Bedenken, 

die im letzten Satz genannte Fahrpraxis auch vice versa anzuerkennen. In diesem Sinne ist es auch 

ausreichend, wenn für eine Fahrschulbewilligung für die Klasse C „nur“ eine Fahrpraxis der Klasse D 

nachgewiesen werden kann. 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erlässe zur FSG-Gesundheitsverordnung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

GV 

Zu § 17 Abs. 3 Z 2: 

171.304/0002-IV/ST4/2013  

Aufgrund des Entfalles des Nachweises der geistigen Reife bei der „L17-Ausbildung“ ist diese Bestimmung 

ab 1.3.2013 obsolet und nicht mehr anzuwenden. Bei der nächsten Novellierung der GV hat sie zu 

entfallen. 

 

Zu § 17 Abs. 3 Z 4: 

171.304/0005-IV/ST4/2013  

Durch die Einführung des Modulsystems bei der theoretischen Fahrprüfung wirft die Vollziehung dieser 

Bestimmung schwierige Fragestellungen auf, insbesondere dahingehend, was als „Nichtbestehen des 

theoretischen Teils der Fahrprüfung“ zu zählen ist.  

 

Die Formulierung der gegenständlichen Bestimmung stammt aus einer Zeit, als die theoretische Prüfung 

noch in mündlicher Form abgehalten wurde und ist demnach auf die Computerprüfung und insbesondere 

auf das Modulsystem nur schwer anwendbar. Da überdies ein sachlicher Zusammenhang des mehrmaligen 

Nichtbestehens der Theorieprüfung und der Notwendigkeit eines amtsärztlichen Gutachtens nicht 

erkennbar ist, soll dies Bestimmung im Zuge der nächsten Novelle der FSG-GV entfallen. Bis zu diesem 

Zeitpunkt soll jedoch eine möglichst großzügige Handhabung der Regelung stattfinden. 

 

Werden bei einem Antritt (Termin) mehrere Module der Theorieprüfung absolviert, so gilt die Prüfung nur 

dann als Nichtbestanden im Sinne des § 17 Abs. 3 Z 4 der FSG-GV, wenn der Kandidat bei keinem 

einzigen der Module bestanden hat. Sobald auch nur eines von mehreren Modulen positiv absolviert wurde, 

gilt der gesamte Termin als bestanden im Sinne des § 17 Abs. 3 Z 4 FSG-GV. Dabei ist es auch 

unerheblich, ob die einzelnen Module des Kandidaten bei dem gleichen Termin auf einer oder auf 

verschiedenen Prüflisten aufscheinen. Wird hingegen bei einem Termin nur ein einziges Modul absolviert 

und dieses nicht bestanden, ist es im Sinne des § 17 Abs. 3 Z 4 FSG-GV als nicht bestanden zu zählen. 

Dies stellt gleichzeitig einen Anreiz für den Kandidaten dar, bei einem Termin gleich mehrere, im 

günstigsten Fall alle erforderlichen Module zu absolvieren. 
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zu § 18 Abs. 4 FSG-GV: Gültigkeitsdauer des screenings bei Klasse D 

 

Üblicherweise ist eine verkehrspsychologische Untersuchung ein Hilfsgutachten für das amtsärztliche 

Gutachten und hat in dieses einzufließen. Diesfalls gilt auch die sechsmonatige Gültigkeitsdauer des § 2 

Abs. 4 der FSG-Gesundheitsverordnung.  

 

Im Fall des Screenings für die Klasse D ist die Sache jedoch anders gelagert. Zum einen gibt es diesfalls 

normalerweise kein amtsärztliches Gutachten sondern nur ein solches vom sachverständigen Arzt. In 

dieses kann aber eine verkehrspsychologische Stellungnahme (oder ein Screening) nicht einfließen. Das 

Screening gemäß § 18 Abs. 4 FSG-Gesundheitsverordnung ist daher als eine selbstständige 

verkehrspsychologische Untersuchung anzusehen, die direkt (ohne Umweg über ein ärztliches Gutachten) 

in die behördliche Entscheidung einfließt. Somit ist auch die sechsmonatige Frist gemäß § 2 Abs. 4 der 

FSG-Gesundheitsverordnung nicht anzuwenden. 

 

Richtigerweise ist das Screening gemäß § 18 Abs. 4 FSG-GV als eine Maßnahme anzusehen, die 

selbstständig neben dem ärztlichen Gutachten steht, wobei aber keine Regelung existiert, wie lange ein 

absolviertes Screening gültig ist. Es ist daher sachgerecht, für diesen Fall § 8 Abs. 1 letzter Satz FSG 

heranzuziehen, der für den völlig gleich gelagerten Fall des ärztlichen Gutachtens eine höchste 

Gültigkeitsdauer von 18 Monaten vorsieht. 
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zu § 19 FSG-GV: 

Mit Erlass vom 25.7.2000 (GZ. 170.606/15-II/B/7/00) wurden in dessen Punkt 2 grundlegende Regelungen 

für die Erstellung von Listen der verkehrspsychologischen Untersuchungsstellen vorgegeben (nicht 

alphabetisch oder nach dem Zeitpunkt der Ermächtigung, sondern möglichst willkürliche Reihung, die in 

bestimmten Zeitabständen auch zu ändern ist). Grund dafür war der allgemeine Wunsch eine möglichst 

gerechte und gleichmäßige Behandlung aller Bewerber am Markt sicherzustellen und ungerechtfertigte 

Wettbewerbsvorteile weitgehend auszuschließen. 

Wie die Erfahrung aber zeigt, hat sich die Situation in dieser Frage keineswegs beruhigt, sondern in letzter 

Zeit haben sich die damit verbundenen Probleme sogar stark verschärft.  

In letzter Zeit haben verschiedene neu gegründete Einrichtungen um Ermächtigung angesucht. Bei diesen 

neu gegründeten Einrichtungen sind z.T. die Geschäftsführer, die eingesetzten Verkehrspsychologen und 

die verwendeten Handbücher ident mit denjenigen bereits ermächtigter Einrichtungen. 

Dem Vernehmen nach soll dadurch eine stärkere Präsenz auf den „Listen“ erreicht werden, um sich 

dadurch Wettbewerbsvorteile zu verschaffen. 

Um diesen Trend nicht noch zu unterstützen und im Hinblick darauf, dass die führerscheinrechtlichen 

Bestimmungen die Führung von Listen über die ermächtigten Einrichtungen nicht vorsehen, wird daher 

Punkt 2 des oben genannten Erlasses aufgehoben. 

Es besteht für die Behörden somit keine Notwendigkeit mehr, Listen über die ermächtigten 

verkehrspsychologischen Einrichtungen zu führen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

GV 

zu § 23 Abs. 1 FSG-Gesundheitsverordnung:  

I. Umsatzsteuer für ärztliche Gutachten: 

Seitens des Bundesministeriums für Finanzen wurde verfügt, dass seit 1. Juli 2004 die Erstellung von 

ärztlichen Gutachten der sachverständigen Ärzte für die gesundheitliche Eignung von Kraftfahrern einer 

Umsatzsteuerpflicht von 20% unterliegt. Es wird klargestellt, dass – auch entgegen möglicherweise anders 

lautender Informationen der Österreichischen Ärztekammern - die sachverständigen Ärzte bis zu einer 

eventuellen Änderung der in § 23 Abs. 1 FSG-GV genannten Beträge ausschließlich die in dieser 

Bestimmung derzeit genannten Beträge einheben dürfen. Ein eigenmächtiges Aufschlagen der 

Umsatzsteuer durch den sachverständigen Arzt ist nicht zulässig.   

 

II. erforderliche Untersuchungen/Gutachten bei Kumulation von Behördenverfahren 

171.304/0007-IV/ST4/2013 

Wird gleichzeitig die Erteilung einer Lenkberechtigung für die Gruppe 1 und 2 beantragt, so ist in der 

Untersuchung für die Gruppe 2 auch die Untersuchung für Gruppe 1 enthalten und das Arzthonorar nur 

einmal in Rechnung zu stellen (50 Euro). Das ist ausdrücklich in § 23 Abs. 1 Z 2 der FSG-GV geregelt.  

 

Nicht ausdrücklich geregelt ist hingegen der Fall, wenn der Antragsteller gleichzeitig eine 

Wiederholungsuntersuchung (zwecks Verlängerung einer Lenkberechtigung für die Gruppe 2) absolviert 

und eine Ausdehnung auf eine andere Lenkberechtigungsklasse beantragt. Nach Ansicht des bmvit ist der 

oben beschriebene Grundsatz, dass die Untersuchung für die (höherwertige) Gruppe 2 auch die Gruppe 1 

umfasst, auch auf diese Fälle anzuwenden und das Arzthonorar nur einmal in Rechnung zu stellen. 

 

1. Wird die Ausdehnung einer Lenkberechtigung der Gruppe 2 auf Gruppe 1 (d.h. im Wesentlichen auf 

Klasse A) beantragt, so ist die Wiederholungsuntersuchung (als Untersuchung für die höherwertige 

Lenkberechtigungsgruppe) auch für die Gruppe 1 als ausreichend anzusehen und das Gutachtenhonorar 

nur einmal in Rechnung zu stellen. Gemäß § 23 Abs. 1 Z 3 FSG-GV sind für 

Wiederholungsuntersuchungen 30 Euro zu bezahlen. 

 

2. Wird die Ausdehnung auf die Gruppe 2 (zB von Klasse C auf D) zu einem Zeitpunkt beantragt, zu dem 

auch eine Wiederholungsuntersuchung fällig ist, so ist nur eine Untersuchung durchzuführen und nur ein 

Gutachten vorzulegen. Es wäre unverständlich und auf Basis der relevanten Bestimmung auch nicht 

korrekt, neben dem Gutachten über die Wiederholungsuntersuchung zusätzlich ein weiteres Gutachten für 

die Ausdehnung zu verlangen. Das ergibt sich aus einer Zusammenschau der relevanten gesetzlichen 

Bestimmungen: 

 

- Gemäß § 5 Abs. 6 FSG ist im Fall der Ausdehnung einer Lenkberechtigung auf weitere Klassen ein 

neuerliches ärztliches Gutachten vom Antragsteller nur dann vorzulegen, wenn das letzte ärztliche 

Gutachten im Zeitpunkt der Entscheidung älter als 18 Monate ist. 

- Gemäß § 17a Abs. 2 FSG ist für jede Verlängerung der Lenkberechtigungsklassen C(C1), CE(C1E), 

D(D1) und DE(D1E) ein ärztliches Gutachten gemäß § 8 FSG erforderlich. 

Daraus folgt, dass ein Gutachten über eine Wiederholungsuntersuchung auch für eine Ausdehnung 

vorgelegt werden kann, sofern dieses nicht älter als 18 Monate ist. Sollte jedoch in diesem Fall in 



 

 

umgekehrter Weise bereits ein ärztliches Gutachten für die Ausdehnung auf die Klasse 2 erstellt worden 

sein, so kann dieses auch für die Wiederholungsuntersuchung verwendet werden. 

 

 



Vorgangsweise bei der Ausstellung des Internationalen Führer-
scheines (IFS) 

 
1. Lichtbild Kriterien 
Gibt es Vorgaben hinsichtlich Größe, Alter oder Beschaffenheit des Fotos, ähnlich 
den Passbildkriterien?  
 
Das allein entscheidende Kriterium soll analog zur Regelung beim Scheckkartenführ-
erschein in der FSG-Durchführungsverordnung die Erkennbarkeit der abgebildeten 
Person sein. Die Größe des Bildes ergibt sich aus dem in der Drucksorte dafür vor-
gesehenen Feld. Sollten Antragsteller auf der Verwendung ungeeigneter Bilder be-
stehen, kann dieser Wunsch erfüllt werden. Allerdings sollte unbedingt auf die 
möglichen nachteiligen Konsequenzen eines ungeeigneten Fotos (Probleme mit 
ausländischen Exekutivorganen) hingewiesen werden. Es wird dringend empfohlen, 
dass sich die ausstellende Stelle die erfolgte Belehrung durch Unterschrift des 
Antragstellers bestätigen lässt. 
 
2. Wohnort 
Scheckkarten-FS und auch viele nicht-EU-Führerscheine enthalten keine Angabe 
zum Wohnort. Was ist hier im IFS einzutragen und wie sollen die Angaben überprüft 
werden? 
 
Wenn die Information nicht vorhanden ist, kann das Feld im IFS leer bleiben. 
 
3. Persönliche Anwesenheit 
Muss der/die AntragstellerIn persönlich anwesend sein (Überprüfung Foto-Aktualität 
wäre z.B. nur dann möglich) oder kann man sich eines Vertreters bedienen? 
Dürfen wir ÖsterreicherInnen im Ausland (zb den USA), die uns von dort kontaktie-
ren, einen (neuen) IFS ausstellen? 
 
Hier ist zwischen zwei Konstellationen zu unterscheiden. 
Antragstellung im Inland: Vertretung ist möglich; der Führerschein muss im Original 
vorgelegt werden. 
Antragstellung im Ausland: Bestätigung der Identität durch Botschaft, Behörde oder 
Polizei, notfalls auch Universität auf der übermittelten Führerscheinkopie 
 
4. Aufzeichnungen/Datenblatt 
Ist es erforderlich, über alle ausgestellten IFS Aufzeichnungen zu führen? Wenn ja, in 
welcher Form (Datenblatt, Fotokopie,…), welche Daten sind zu erfassen? An wen 
sind sie zu übermitteln und wofür? 
Derzeit werden FS-Kopien bei der Ausstellung eines IFS-Ausgabe in Sonderfällen 
angefertigt (z.B. FS-Klassen nicht eindeutig oder nationaler FS ist erklärungsbedürf-
tig) 
 
Die Pflicht zum Führen von Aufzeichnungen ergibt sich aus § 33 Abs 1 FSG. Eine 
Aufbewahrungsdauer von drei Jahren ist ausreichend, analog zur Frist für die Unter-
lagen im Fahrschulbereich. Die Anfertigung einer Kopie des ausgestellten IFS ge-
nügt. 
 
5. Auskunftspflicht 
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Trifft den ÖAMTC eine Auskunftspflicht als „IFS-Behörde“ gegenüber anderen 
Behörden? 
 
Zur Verhinderung von missbräuchlichen Auskunftsersuchen durch Unbefugte sind 
nur schriftliche Anfragen (oder per e-mail) zu beantworten. Telefonische Auskünfte 
sind nicht zu erteilen. 
 
6. nationale (Nicht-EWR-)FS-Klassen: Quellen & Interpretationshilfen 
Wenn auf Basis eines nicht-EWR-Führerscheins ein IFS ausgestellt werden soll, gibt 
es bei der Übersetzung der Klassen oft Probleme, z.B. wegen unüblicher Definitio-
nen. Das selbe Problem stellt sich noch gravierender bei den vom ÖAMTC angebo-
tenen Inhaltsangaben ausländischer Führerscheine (für österr. Behörden) und Über-
setzungen. 
 
Es gilt die Grundregel: Was die Clubs nicht lesen können (arabisch, chinesisch, kyril-
lisch, etc.) kann auch nicht übersetzt werden. Die Mitglieder können an qualifizierte 
Übersetzungsbüros verwiesen werden. 
 
7. a) Fälle in denen ein IFS ausgestellt wird 
 
Es gibt im Wesentlichen sechs  mögliche Fallkonstellationen: 
a. ÖsterreicherIn möchte Auslandsreise machen 
b. TouristIn (ohne Wohnsitz in Ö) befindet sich auf der Durchreise und braucht IFS 
fürs Zielland 
c. AusländerIn in Österreich mit vorübergehendem Aufenthalt braucht IFS oder 
Übersetzung, weil eigener FS nicht lesbar (iSv. „sprachlich verständlich“) ist 
(§ 23 Abs 6 FSG) 
d. AusländerIn mit Wohnsitz in Österreich (nach Ablauf von 6 Monaten) verlangt IFS 
oder Übersetzung, weil eigener FS nicht lesbar (iSv. „sprachlich verständlich“) ist 
e. EU-AusländerIn möchte in Österreich ein Angebot a la Car-to-go 
(Mietwagenfirmen, die IFS als Nachweis einer aufrechten Lenkberechtigung 
verlangen) in Anspruch nehmen 
f. ÖsterreicherIn im Ausland benötigt (neuen) IFS 
 
Bislang konnte in allen Fällen ein IFS ausgestellt werden. Nach der neuen Rechtsla-
ge darf ein IFS nach Wiener Übereinkommen nur vom Wohnsitzstaat des nationalen 
Führerscheins ausgestellt werden. Außerdem gilt dieser IFS nicht im Staat des or-
dentlichen Wohnsitzes. 
 
Es ist bei Antragstellern ohne Wohnsitz in Österreich wie folgt vorzugehen: 
Bei Anwendung des Genfer Abkommens ist ein IFS (wie bisher) auszustellen. Im 
Wiener Übereinkommen gibt es nunmehr die ausdrückliche Regelung, dass ein IFS 
nur vom Wohnsitzstaat ausgestellt werden darf. Unter Befolgung dieser Regelung ist 
daher in solchen Fällen kein IFS nach Wiener Übereinkommen mehr auszustellen. 
Handelt es sich um Staaten, die sowohl Vertragspartei des Wiener Übereinkommens 
als auch des Genfer Abkommens sind, kann dem Betreffenden jedoch die Ausstel-
lung eines IFS nach Genfer Abkommen angeboten werden. Allerdings sollte der An-
tragsteller darüber aufgeklärt werden, dass es sich nur um eine Notlösung für das 
österreichische Staatsgebiet handelt und nicht sichergestellt ist, dass dies bei einer 
Weiterreise in andere Staaten auch dort akzeptiert wird. 
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b) Gültigkeitshindernisse 
Sowohl der IFS nach dem Genfer Abkommen, als auch jener nach dem Wiener 
Übereinkommen schränken die territoriale Gültigkeit ein, allerdings durch 
unterschiedliche Formulierungen mit unterschiedlichen Konsequenzen. 
Genfer Abk: IFS gilt nicht im Ausstellungsstaat 
Wiener Übk: IFS darf nur im Wohnsitzstaat ausgestellt werden und gilt dort nicht 
 
Fragen dazu: 
Wie sind diese Gegebenheiten mit § 33 Abs 3 FSG (Ausstellung eines IFS zur 
Verwendung im Inland bei Vorlage einer Verlustbestätigung) in Einklang zu bringen? 
 
Der Fall des § 33 Abs. 3 FSG ist unproblematisch, da es sich dabei um eine vom 
Wiener Übereinkommen nicht geregelte Konstellation handelt (Verlust des ausländi-
schen FS in Ö). Im Sinne der Bürgerfreundlichkeit soll dem Touristen daher die Mög-
lichkeit geboten werden in Österreich Kraftfahrzeuge zu lenken. In § 33 Abs. 3 FSG 
wird in dieser Hinsicht die Wortfolge „in Österreich“ im Zuge der nächsten FSG-
Novelle ergänzt werden. Der Antragsteller sollte in dem Fall ausdrücklich darauf hin-
gewiesen werden, dass von diesem IFS in Verbindung mit einer Verlustbestätigung 
NUR in Österreich Gebrauch gemacht werden darf. 
 
Können die Clubs die Ausstellung eines IFS für jene Personen ablehnen, die – 
aus einem Nicht-EWR-Staat kommend - seit mehr als 6 Monaten in Österreich 
ihren Wohnsitz haben? 
 
Auf Kundenwunsch ist weiterhin die Ausstellung möglich; eine kurze Aufklärung über 
die führerscheinrechtlichen Vorschriften genügt. 

Resultiert daraus die Verpflichtung, einen Meldezettel zu verlangen/Einsicht ins 
Melderegister zu nehmen? 
 
Die Kontrolle des Meldezettels wird in keinem Falle als erforderlich erachtet. 
 
8. Übersetzung 
Für die Fälle des § 23 Abs 6 FSG ist neben dem IFS auch eine Übersetzung 
vorgesehen. Aus oben genannten Gründen wird diese zukünftig an Bedeutung 
gewinnen. Dem FSG ist keine eindeutige Ermächtigung der Automobilclubs zu ent-
nehmen (wie sie die Empfehlung der ECOSOC Resolution 645 (XXIII) vorsieht, so-
fern keine behördliche Stelle zuständig ist). § 23 Abs 6 verweist lediglich auf eine 
Übersetzung eines „gemäß § 36 Abs 2 Z 3 ermächtigten Vereins“, allerdings bezieht 
sich die zitierte Ermächtigung auf den IFS. 
 
Es gibt keine gesetzliche Verpflichtung der Clubs zur Ausstellung von Übersetzungen 
bzw. Inhaltsangaben. Da das fachliche Know-How jedoch hier mehr als bei her-
kömmlichen Übersetzungsdiensten vorhanden ist, ist von den Behörden eine Fort-
setzung dieser Tätigkeit durch die Clubs erwünscht. Die Unterlagen sollen zwei Jahre 
aufbewahrt werden; es genügt die Aushändigung eines Ausdrucks an die Kunden. 
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Der IFS nach dem Wiener Übereinkommen sieht wie folgt aus: 
Format (offen) 148x210 mm 
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Country  Adress of national authorities  
ADDRESSES FOR RETURNING 
EXCHANGED LICENCES  

Belgique/België  

Direction Permis de Conduire City 
Atrium Rue du Progrès B–1210 
Bruxelles  

BSPF Affaires Étrangères Service 
B3.4 59 rue de Namur, 4ème étage 
B–1000 Bruxelles  

Bulgaria  

1202, Sofia 2 Tsvetan Minkov Str. 
tel.: +359 2 982 33 77 fax: + 359 2 
982 36 84 e-mail: 
trafficpol.150@mvr.bg  

1202, Sofia 2 Tsvetan Minkov Str. 
tel.: +359 2 982 33 77 fax: + 359 
2 982 36 84 e-mail: 
trafficpol.150@mvr.bg  

Ceská 
Republika  

Ministerstvo dopravy Odbor agend 
řidičů Nábř. L. Svobody 12 CZ–110 
15 Praha 1  

Ministry of Transport 
Drivers´Administrations Dept. Nabr. 
L. Svobody 12 CZ–110 15 Praha 1 

Danmark  

Rigspolitiet Færdselsafdelingen 
Ellebjergvej 52 DK–2450 København 
SV  

Rigspolitiet, afdeling D Landlystvej 
34-40 DK–2650 Hvidovre  

Deutschland  

Kraftfahrt-Bundesamt Referat 24 
Fördestraße 16 D–24932 Flensburg 
Fax (49) 461 316 2835  

Kraftfahrt-Bundesamt Referat 24 
Fördestraße 16 D–24932 
Flensburg  

Eesti  
Eesti Riiklik Autoregistrikeskus 
Mäepealse 19 EE–12618 Tallinn  

Eesti Riiklik Autoregistrikeskus 
Mäepealse 19 EE–12618 Tallinn  

Éire/Ireland  

Driver Licensing Division Department 
of Transport Government Offices 
Ballina, County Mayo Ireland  

Driver Licensing Section 
Department of Transport 
Government Offices Ballina, 
County Mayo Ireland  

Elláda  
(Griechenland) 

Ministry of Transportation and 
Communication Administration of 
Road Traffic Anastaseos and 
Tsigane str. GR–10191, Papagou — 
Athens  

Ministry of Transportation and 
Communication Administration of 
Road Safety and Environment 
Anastaseos and Tsigane str. GR–
10191, Papagou — Athens  

España 
(Spanien)  

Dirección General de Tráfico 
Subdirección General de Educación, 
Divulgación y Formación Vial 
C/Josefa Valcárcel, 28 E–28071 
Madrid  

Dirección General de Tráfico 
Subdirección General de 
Normativa y Recursos C/Josefa 
Valcárcel, 44 E-28071. Madrid  

 



 
 

 

Country  Adress of national authorities  
ADDRESSES FOR RETURNING 
EXCHANGED LICENCES  

France  

Ministère de l’Equipement, des 
Transports, de l’Aménagement du 
Territoire, du Tourisme et de la Mer 
Direction de la Sécurité et de la 
Circulation Routière Sous-Direction 
de l’Education Routière F–92055 
Paris La Défense Cedex  

Ministère de l’Intérieur Direction des 
Libertés Publiques et des Affaires 
Juridiques Sous-Direction de la 
Circulation et de la Sécurité Routière 
Service de Ficher National des 
permis de conduire Place Beauvau 
F–75800 Paris  

Hrvatska 
(Kroatien) 

 

Ministry of Interior 
Department for Administrative 
Affairs 
Ilica 335 
HR-10000 Zagreb 
Kroatien 
 
(Korrespondenz auf Englisch erbeten) 
 

Ministry of Interior 
Department for Administrative 
Affairs 
Ilica 335 
HR-10000 Zagreb 
Kroatien 
 
(Korrespondenz auf Englisch erbeten) 
 

Italia  

Ministerio dei Trasporti Direzione 
Generale della Motorizzazione 
Divisione 6 Via Giuseppe Caraci, 
36 00157 Roma ITALIA  

Ministerio dei Trasporti Direzione 
Generale della Motorizzazione 
Divisione 6 Via Giuseppe Caraci, 36 
00157 Roma ITALIA  

Kýpros – Kibris 
(Zypern)  

Department of Road Transport 17, 
Vasileos Pavlou 2412, Engomi, 
Nicosia, Cyprus  

Department of Road Transport 17, 
Vasileos Pavlou 2412, Engomi, 
Nicosia, Cyprus  

Latvija 
(Lettland)  

Road Traffic Safety Directorate 
Miera St.25 LV–1001 Riga Tel. 
(371) 702 57 50 Fax (371) 782 83 
01 E-mail: office@csdd.gov.lv  

Road Traffic Safety Directorate 
Miera St.25 LV–1001 Riga  

Lietuva 
(Litauen)  

Police Department under the 
Ministry of the Interior of the 
Lithuanian Republic The Public 
Order and Traffic Supervision 
Service of the Management Board 
Saltoniškės str. 19 LT–08105 
Vilnius  

Personalization of Identity 
Documents Center under the 
Ministry of Interior Žirmūnų st.1d 
LT–09229 Vilnius (it is requested to 
submit all correspondence in 
English)  



 
 

 

Country  Adress of national authorities  
ADDRESSES FOR RETURNING 
EXCHANGED LICENCES  

Magyarország 
(Ungarn)  

Belügyminisztérium Központi 
Adatfeldolgozó, Nyilvántartó és 
Választási Hivatal Közlekedési 
Nyilvántartó Osztály Tárna u. 1-3. H–
1106 Budapest Fax (36) 432 1702 E-
mail: 
kozlekedesi.foosztaly@mail.ahiv.hu  

Belügyminisztérium Központi 
Adatfeldolgozó, Nyilvántartó és 
Választási Hivatal Közlekedési 
Nyilvántartó Osztály Tárna u. 1-3. 
H–1106 Budapest  

Malta  

Malta Transport Authority Licensing 
and Testing Directorate Hornworks 
Ditch MA–Floriana CMR 02  

Malta Transport Authority Licensing 
and Testing Directorate Hornworks 
Ditch MA–Floriana CMR 02  

Nederland  

Dienst Wegverkeer (RDW) Bureau 
Rijbewijzen Postbus 9000 9640 HA 
Veendam The Netherlands  

Dienst Wegverkeer (RDW) Bureau 
Rijbewijzen Postbus 9000 9640 HA 
Veendam The Netherlands Fax 
(31-598) 69 91 92  

Österreich  

Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie 
Stubenring 1 A–1010 Wien  

Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie 
Stubenring 1 A–1010 Wien  

Polska  

Ministry of Infrastructure Department 
of Road Transportation ul. 
Chałubińskiego 4/6 PL–00-928 
Warsaw  

Państwowa Wytwórnia Papierów 
Wartościowych ul. Sanguszki 1 
PL–00-222 Warsaw  

Portugal  

IMTT, I.P. – Instituto da Mobilidade e 
Transportes Terrestres, I.P. Av. das 
Forças Armadas, nº 40 1649-022 
LISBOA  

Ministério das Obras Públicas, 
Transportes e Comunicações 
IMTT, I.P. – Instituto da Mobilidade 
e Transportes Terrestres, I.P. Av. 
das Forças Armadas, nº 40 1649-
022 LISBOA  

România  

Ministry of Interior and 
Administration Reform Driving 
Licences and Vehicles Registration 
Directorate 27-29, Nicolae IORGA 
Street, Sector 1, Bucharest Tel./fax: 
004-021-212.81.01 E-mail: 
drpciv@mira.gov.ro  

Ministry of Interior and 
Administration Reform Driving 
Licences and Vehicles Registration 
Directorate 27-29, Nicolae IORGA 
Street, Sector 1, Bucharest 
Tel./fax: 004-021-212.81.01 E-mail: 
drpciv@mira.gov.ro  

 



 
 

 

Country  Adress of national authorities  
ADDRESSES FOR RETURNING 
EXCHANGED LICENCES  

Slovenija  

Ministry of the Interior Internal 
Administrative Affairs Directorate 
Beethovnova ulica 3 SI–1501 
Ljubljana Tel. (386-1) 472 47 25, 
(386-1) 472 46 58  

Ministry of the Interior Internal 
Administrative Affairs Directorate 
Beethovnova ulica 3 SI–1501 
Ljubljana  

Slovensko  

Prezídium Policajného zboru odbor 
dopravnej polície Račianska 45 SK–
812 72 Bratislava Tel. (421) 96 10 50 
237 Fax (421) 96 10 59 063 E-mail: 
durina@minv.sk, greifova@minv.sk  

Prezídium Policajného zboru odbor 
dokladov a evidencií Račianska 45 
SK–812 72 Bratislava Fax (421) 
961 05 91 45  

Suomi/Finland  

Ajoneuvohallintokeskus Vehicle 
Administration PO Box 120 FIN–
00101 Helsinki Åland Islands: Ålands 
landskapsregering 
Motorfordonsbyrån Möckelövägen 
58 AX*22120 Mariehamn  

Ajoneuvohallintokeskus Vehicle 
Administration PO Box 108 FIN–
00531 Helsinki Åland Islands: 
Ålands landskapsregering 
Motorfordonsbyrån Möckelövägen 
58 AX*22120 Mariehamn  

Sverige 
(Schweden)  

Vägverket Swedish Road 
Administration S–781 87 Borlänge  

Vägverket TrafikregistretS–70188 
Örebro  

 



 
 
 

 

Country  Adress of national authorities  
ADDRESSES FOR RETURNING 
EXCHANGED LICENCES  

United Kingdom 

(a) Great Britain: Foreign Licence 
Section D3, DVLA Swansea SA6 
7JL United Kingdom (b) Northern 
Ireland: Driver Licensing Division 
Driver and Vehicle Licensing 
Northern Ireland Country Hall 
Coleraine BT51 3TB United Kingdom 
(c) Gibraltar: Motor Vehicle Testing 
Centre Department of Transport and 
Tourism Eastern Beach Road 
Gibraltar  

(a) Great Britain Foreign Licence 
Section D3, DVLA Swansea SA6 
7JL United Kingdom (b) Northern 
Ireland Driver Licensing Division 
Driver and Vehicle Licensing 
Northern Ireland Country Hall, 
Coleraine BT51 3TB United 
Kingdom (c) Gibraltar Motor 
Vehicle Testing Centre Department 
of Transport and Tourism Eastern 
Beach Road, Gibraltar  

Island  
Ministry of Justice Arnarhvoli IS–150 
Reykjavík  

Ministry of Justice Arnarhvoli IS–
150 Reykjavík  

Norway  

Norwegian Public Roads 
Administration Road User Division 
PO Box 8142 Dep. N–0033 Oslo  

Norwegian Public Roads 
Administration Autosys Honefoss 
trafikkstasjon Serviceboks 23 N–
3504 Honefoss  

Liechtenstein  

Liechtensteinische 
Motorfahrzeugkontrolle Gewerbeweg 
FL–9490 Vaduz  

Liechtensteinische 
Motorfahrzeugkontrolle 
Gewerbeweg 2 FL–9490 Vaduz  
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 20. März 2014 

über Äquivalenzen zwischen Führerscheinklassen 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1625) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/209/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über den 
Führerschein (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß der Richtlinie 2006/126/EG sollten alle von den Mitgliedstaaten ausgestellten Führerscheine, einschließlich 
der vor der Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung ausgestellten, gegenseitig anerkannt wer­
den. 

(2)  Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung von Führerscheinen umfasst die volle Anerkennung aller einem 
Führerscheininhaber im Einklang mit den zum Zeitpunkt der Erteilung geltenden einzelstaatlichen Bestimmungen 
erteilten Fahrerlaubnisse. 

(3)  Gemäß der Richtlinie 2006/126/EG müssen die Mitgliedstaaten Äquivalenzen zwischen den vor dem Zeitpunkt 
der Umsetzung der Richtlinie ausgestellten Führerscheinklassen und den Führerscheinklassen im Sinne des Arti­
kels 4 der Richtlinie festlegen. Die Kommission muss diesen Äquivalenzen rechtsverbindlich zustimmen. 

(4)  Nach dem Beitritt Kroatiens zur Europäischen Union müssen die von diesem Land ausgestellten Führerscheine in 
die mit dem Beschluss 2013/21/EU der Kommission (2) festgelegten Äquivalenztabellen aufgenommen werden. 

(5) Seit der Annahme des Beschlusses 2013/21/EU haben die Tschechische Republik, Deutschland, Griechenland, Ita­
lien, Slowenien und Schweden Änderungen der mit dem genannten Beschluss genehmigten Äquivalenzen mitge­
teilt. 

(6)  Der Beschluss 2013/21/EU sollte daher aufgehoben werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Dieser Beschluss gilt für alle von den Mitgliedstaaten ausgestellten im Umlauf befindlichen gültigen Führerscheine. 
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Artikel 2 

Tabellen der Äquivalenzen zwischen den Klassen von Führerscheinen, die von den Mitgliedstaaten vor der Umsetzung 
der Richtlinie 2006/126/EG ausgestellt wurden, und den harmonisierten Führerscheinklassen gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie 2006/126/EG sind im Anhang dieses Beschlusses enthalten. 

Artikel 3 

(1) Vor der Umsetzung der Richtlinie 2006/126/EG ausgestellte Führerscheine berechtigen den Inhaber, ohne 
Umtausch des Führerscheins Fahrzeuge der entsprechenden, im Anhang beschriebenen Klassen zu führen. Es können 
bestimmte Beschränkungen gelten, die für die jeweilige Fahrerlaubnis im Anhang dieses Beschlusses festgelegt sind. 

(2) Beim Umtausch eines Führerscheins gegen einen Führerschein nach EU-Muster (wie in Anhang I der Richtlinie 
2006/126/EG beschrieben) sind die entsprechenden, im Anhang dieses Beschlusses beschriebenen Fahrerlaubnisse zu 
erteilen. 

(3) Bei den Codes, die die Beschränkung der entsprechenden Fahrerlaubnisse angeben, handelt es sich um harmoni­
sierte EU-Codes gemäß Anhang I der Richtlinie 2006/126/EG. 

(4) Der Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gemäß Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 2006/126/EG gilt nicht 
für nationale Führerscheinklassen. 

Artikel 4 

Der Beschluss 2013/21/EU wird mit Inkrafttreten dieses Beschlusses aufgehoben. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 20. März 2014. 

Für die Kommission 
Siim KALLAS 

Vizepräsident  
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ANHANG 

IN BELGIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Belgien 1 (B1) 

Ausgestellt in Belgien vom 1.1.1967 bis zum 31.12.1988 

Beschreibung: Das Modell gibt es in folgenden Sprachen: Niederländisch, Französisch und Deutsch. Es bestehen Unter­
schiede hinsichtlich Farbe und Druck des Modells. Rosafarbenes Papiermodell (105/222 mm), 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells B1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, A2, A, B, BE  

B* AM, A1, A2, A, B, BE 1 

C A1, A2, A, B, BE, C1, C1E, C, CE  

D A1, A2, A, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE  

AF AM, A1, A2, A mit EU-Code für angepasste Fahrzeuge 2 

BF B mit EU-Code für angepasste Fahrzeuge 2  

Zusatzangaben: 

1.  B* für Fahrzeuge der Klasse B, die als Taxi, als Mietwagen, für die Beförderung von Fahrgästen usw. verwendet 
werden. 

2. Für die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge der Klassen AF und/oder BF waren sowohl die Gültigkeitserklärung der Führer­
scheine der Klasse A und/oder B und der Klasse F als auch die Angabe der Nummer des Kennzeichens in der Fahrer­
laubnis erforderlich.  

Modell Belgien 2 (B2) 

Ausgestellt in Belgien vom 1.1.1989 bis zum 30.9.1998 

Beschreibung: Das Modell gibt es in folgenden Sprachen: Niederländisch, Französisch und Deutsch. Es bestehen Unter­
schiede hinsichtlich Farbe und Druck des Modells. Rosafarbenes Papiermodell (106/222 mm), 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells B2 Entsprechende Klassen 

(A3) AM 

A2 AM, A1, A2, A 

A1 AM, A1, A2, A 

B AM, B 

BE AM, B, BE 

C AM, B, C1, C 

CE AM, B, BE, C1, C1E, C, CE 

D AM, B, D1, D 

DE AM, B, BE, D1, D1E, D, DE  
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Modell Belgien 3 (B3) 

Ausgestellt in Belgien seit 1.1.1998 

Beschreibung: Das Modell gibt es in folgenden Sprachen: Niederländisch, Französisch und Deutsch. Rosafarbenes Papier­
modell (106/222 mm), 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells B3 Entsprechende Klassen 

(A3) AM 

(G) — 

(A<) AM, A1, A2 

A AM, A1, A2, A 

B AM, B 

BE AM, B, BE 

C1 AM, B, C1 

C1E AM, B, BE. C1, C1E 

C AM, B, C1, C 

CE AM, B, BE, C1, C1E, C, CE 

D1 AM, B, D1 

D1E AM, B, BE, D1, D1E 

D AM, B, D1, D 

DE AM, B, BE, D1, D1E, D, DE  

Modell Belgien 4 (B4) 

Ausgestellt in Belgien seit 1.7.2010 

Beschreibung: Das Modell gibt es in folgenden Sprachen: Niederländisch, Französisch und Deutsch. Rosafarbenes Polycar­
bonat-Kartenmodell, hergestellt gemäß Anhang I der Richtlinie 2006/126/EG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells B4 Entsprechende Klassen 

(A3) AM 

(G) — 

(A<) AM, A1, A2 

A AM, A1, A2, A 

B AM, B 

BE AM, B, BE 

C1 AM, B, C1 

C1E AM, B, BE, C1, C1E 

C AM, B, C1, C 

CE AM, B, BE, C1, C1E, C, CE 
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Klassen des Modells B4 Entsprechende Klassen 

D1 AM, B, D1 

D1E AM, B, BE, D1, D1E 

D AM, B, D1, D 

DE AM, B, BE, D1, D1E, D, DE  

IN BULGARIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Bulgarien 1 (BG1) 

Ausgestellt in Bulgarien vom 1.1.2010 bis zum 19.1.2013 

Beschreibung: Entspricht der Richtlinie 2006/126/EG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells BG1 Entsprechende Klassen 

M AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

Tr6 — 

Ttm — 

Tkt —  

IN DER TSCHECHISCHEN REPUBLIK AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Tschechische Republik 1 (CZ1) 

Ausgestellt in der Tschechischen Republik vom 1.1.2001 bis zum 30.4.2004 

Beschreibung: Material: Mehrfarbiges Banknotenpapier, eingebettet in Kunststoff. Ein kreisförmiges Hologramm in Lami­
nat (mit den Buchstaben „CZ“ in der Mitte) überlappt das Lichtbild links unten. Das Lichtbild (35 mm × 45 mm) ist in 
der Umrahmung auf der Vorderseite angebracht und mit einem offiziellen Stempel mit dem Namen der ausstellenden 
Behörde und dem Staatswappen versehen. 
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Gültigkeitsdauer des Führerscheins: lebenslang. Dieses Modell muss bis zum 31. Dezember 2013 umgetauscht werden. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells CZ1 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 AM, A1 

A (mindestens 18 Jahre) AM, A1, A2 

A (mindestens 21 Jahre) AM, A1, A2, A 

B1 AM, B1 

B AM, B1, B 

BE AM, B1, B, BE 

C1 AM, B1, B, C1 

C1E AM, B1, B, BE, C1, C1E 

C AM, B1, B, C1, C 

CE AM, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 

D1 AM, B1, B, D1 

D1E AM, B1, B, BE, D1, D1E 

D AM, B1, B, D1, D 

DE AM, B1, B, BE, D1, D1E, D,DE 

T (nationale Klasse, landwirt­
schaftliche Zugmaschinen) 

—  

Modell Tschechische Republik 2 (CZ2) 

Ausgestellt in der Tschechischen Republik seit 1.5.2004 

Beschreibung: Material: Polycarbonatkarte der Größe ID1 (54 × 86 mm, Kreditkartengröße) mit der Aufschrift 
„ŘIDIČSKÝ PRŮKAZ“ und der Landesbezeichnung „ČESKÁ REPUBLIKA“ oben auf der Karte. Auf der rechten Kartenseite 
finden sich die Angaben „MODEL EVROPSKÝCH SPOLEČENSTVÍ“ und „FÜHRERSCHEIN“ in den EU-Sprachen. Das 
Unterscheidungszeichen des ausstellenden Mitgliedstaats („CZ“) im Negativdruck in einem blauen Rechteck, umgeben 
von zwölf gelben Sternen, erscheint in der oberen linken Ecke der Karte. Personenbezogene Angaben (einschließlich 
Lichtbild und Unterschrift des Karteninhabers) sind mittels Lasertechnik aufgebracht. Beide Seiten weisen Hochreliefprä­
gung mit Guillochen und die Buchstaben „CZ“ auf. In der rechten oberen Ecke der Vorderseite ist ein „CZ“-Logo in 
optisch variabler Farbe (gold-grün changierend) angebracht. In der rechten unteren Ecke der Vorderseite erscheint ein 
variables Bild (Lichtbild des Karteninhabers und Führerscheinnummer, die gleiche Nummer wie in Feld 5). 

Gültigkeitsdauer des Führerscheins: 10 Jahre 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells CZ2 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 AM, A1 

A (mindestens 18 Jahre) AM, A1, A2 

A (mindestens 21 Jahre) AM, A1, A2, A 

B1 AM, B1 
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Klassen des Modells CZ2 Entsprechende Klassen 

B AM, B1, B 

BE AM, B1, B, BE 

C1 AM, B1, B, C1 

C1E AM, B1, B, BE, C1, C1E 

C AM, B1, B, C1, C 

CE AM, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 

D1 AM, B1, B, D1 

D1E AM, B1, B, BE, D1, D1E 

D AM, B1, B, D1, D 

DE AM, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 

T (nationale Klasse, landwirt­
schaftliche Zugmaschinen) 

—  

IN DÄNEMARK AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Dänemark 1 (DK1) 

Ausgestellt in Dänemark bis zum 30.4.1986 

Beschreibung: rosafarbenes Modell, 4 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells DK1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, A2, A 1 

A2 AM, A1, A2, A 1 

B AM, B1, B 2 

BE BE  

C C1, C  

CE C1E, CE  

D D1, D  

DE D1E, DE   

Zusatzangaben: 

1. Bei der dänischen Klasse A1 handelt es sich um Krafträder ohne Beiwagen, bei der Klasse A2 um Krafträder mit Bei­
wagen. Diese Klassen entsprechen somit nicht den Unterklassen A1 und A2 gemäß der Richtlinie 2006/126/EG. Die 
Fahrerlaubnis der dänischen Klasse A1 beschränkt sich auf Krafträder ohne Beiwagen, die Fahrerlaubnis der Klasse A2 
beschränkt sich auf Krafträder mit Beiwagen. Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klassen A1 und/oder A2 
können in anderen Mitgliedstaaten Führerscheine der unbeschränkten Klassen AM, A1, A2 und A erhalten. 

2.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse B dürfen auch dreirädrige Kraftfahrzeuge führen. 

Dieses Modell ist nicht mehr gültig für Fahrten in Dänemark, da für alle Führerscheine in den Jahren 1991 bis 1993 
der Zwangsumtausch vorgeschrieben war. Dieser Führerschein kann jedoch gegen einen neuen, von Dänemark ausge­
stellten Führerschein umgetauscht werden und ist von anderen Mitgliedstaaten bis zum 19.1.2033 anzuerkennen.  
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Modell Dänemark 2 (DK2) 

Ausgestellt in Dänemark vom 1.5.1986 bis zum 30.6.1996 

Beschreibung: Modell mit rosa- und beigefarbenen Linien, 4 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells DK2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, A2, A 1 

A2 AM, A1, A2, A 1 

B AM, B1, B 2 

BE BE  

C C1, C  

CE C1E, CE  

D D1, D  

DE D1E, DE   

Zusatzangaben: 

1. Bei der dänischen Klasse A1 handelt es sich um Krafträder ohne Beiwagen, bei der Klasse A2 um Krafträder mit Bei­
wagen. Diese Klassen entsprechen somit nicht den Unterklassen A1 und A2 gemäß der Richtlinie 2006/126/EG. Die 
Fahrerlaubnis der dänischen Klasse A1 beschränkt sich auf Krafträder ohne Beiwagen, die Fahrerlaubnis der Klasse A2 
beschränkt sich auf Krafträder mit Beiwagen. Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klassen A1 und/oder A2 
können in anderen Mitgliedstaaten Führerscheine der unbeschränkten Klassen AM, A1, A2 und A erhalten. 

2.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse B dürfen auch dreirädrige Kraftfahrzeuge führen.  

Modell Dänemark 3 (DK3) 

Ausgestellt in Dänemark vom 1.7.1996 bis zum 13.4.1997 

Beschreibung: Modell mit rosa- und beigefarbenen Linien, 4 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells DK3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A (kleine Krafträder) AM, A1, 1 

A (große Krafträder) AM, A1, A2, A 2 

B AM, B1, B 3 

BE BE  

C C1, C  

CE C1E, CE  

D D1, D  

DE D1E, DE   

Zusatzangaben: 

1.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse A (kleine Krafträder) dürfen folgende Fahrzeuge führen: 

a)  zweirädrige Krafträder ohne Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und 
Kraftstoff) von höchstens 0,16 kW/kg und einer Leistung von höchstens 25 kW, 

b) zweirädrige Krafträder mit Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und Kraft­
stoff) von höchstens 0,16 kW/kg, 
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c)  dreirädrige Krafträder, 

d)  die unter a, b und c genannten Fahrzeuge mit Anhänger, 

e)  große Kleinkrafträder. 

2.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse A (große Krafträder) dürfen folgende Fahrzeuge führen: 

a)  die unter Nummer 1 genannten Fahrzeuge, 

b)  zweirädrige Krafträder ohne Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und 
Kraftstoff) von mehr als 0,16 kW/kg oder einer Leistung von mehr als 25 kW, 

c) zweirädrige Krafträder mit Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und Kraft­
stoff) von mehr als 0,16 kW/kg, 

d)  die unter b und c genannten Fahrzeuge mit Anhänger. 

3.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse B dürfen auch dreirädrige Kraftfahrzeuge führen.  

Modell Dänemark 4 (DK4) 

Ausgestellt in Dänemark seit 14.4.1997 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG des Rates (1). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells DK4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A (kleine Krafträder) AM, A1 1 

A (große Krafträder) AM, A1, A2, A 2 

B AM, B1, B 3 

BE BE  

C C1, C  

CE C1E, CE  

D D1, D  

DE D1E, DE   

Zusatzangaben: 

1.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse A (kleine Krafträder) dürfen folgende Fahrzeuge führen: 

a)  zweirädrige Krafträder ohne Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und 
Kraftstoff) von höchstens 0,16 kW/kg und einer Leistung von höchstens 25 kW, 

b) zweirädrige Krafträder mit Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und Kraft­
stoff) von höchstens 0,16 kW/kg, 

c)  dreirädrige Krafträder, 

d)  die unter a, b und c genannten Fahrzeuge mit Anhänger, 

e)  große Kleinkrafträder. 

2.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse A (große Krafträder) dürfen folgende Fahrzeuge führen: 

a)  die unter Nummer 1 genannten Fahrzeuge, 

b)  zweirädrige Krafträder ohne Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und 
Kraftstoff) von mehr als 0,16 kW/kg oder einer Leistung von mehr als 25 kW, 
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c) zweirädrige Krafträder mit Beiwagen mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht (zuzüglich Wasser, Öl und Kraft­
stoff) von mehr als 0,16 kW/kg, 

d)  die unter b und c genannten Fahrzeuge mit Anhänger. 

3.  Die Inhaber von Führerscheinen der dänischen Klasse B dürfen auch dreirädrige Kraftfahrzeuge führen. 

Das Datum der ersten Ausstellung eines vor dem 1.5.1986 ausgestellten Führerscheins ist nicht mehr festzustellen. In 
diesen Fällen kann im Feld 10 des Führerscheins das Zeichen „<“ oder „≤“ zusammen mit einer Jahreszahl stehen, die 
angibt, dass dieser Führerschein vor oder in diesem Jahr ausgestellt wurde. 

Bis zum 19. Januar 2013 gilt in Dänemark folgende Regelung für die Fahrerlaubnis für kleine Kleinkrafträder: 

Jede der nachstehenden Voraussetzungen berechtigt in Dänemark zum Fahren eines kleinen Kleinkraftrades: 

a)  ein Führerschein für Kleinkrafträder, 

b)  ein Führerschein für Zugmaschinen oder 

c)  die Vollendung des 18. Lebensjahres.   

IN DEUTSCHLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Deutschland 1 (D1) 

Ausgestellt in Deutschland bis zum 1.4.1986 (in Einzelfällen kann das Ausstellungsdatum nach dem 1.4.1986 liegen) 

Beschreibung: grau, 4 Seiten. In der Praxis können zahlreiche Unterschiede in Bezug auf Farbe und Form des Modells auf­
treten, da dieses Modell über 40 Jahre lang ausgestellt wurde. Im Saarland ausgestellte Modelle können eine andere Größe 
haben und sind zweisprachig (Deutsch/Französisch). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

1 AM, A1, A2, A 1 

1 beschränkt auf Leichtkrafträder: 
1.4.1980 — 31.3.1986 

AM, A1 7 

2 AM, A1, A B, BE, C1, C1E, C, CE 2, 3, 5, 8 

3 AM, A1, A, B, BE, C1, C1E 3, 4, 5, 9 

4 AM 6 

(5) —   

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine können sehr spezifische und begrenzte weitere Fahrerlaubnisse enthalten, die in den Tabellen nicht auf­
geführt sind. Sollte dieser seltene Fall auftreten, ist die deutsche Ausstellungsbehörde zu kontaktieren, wenn Zweifel 
bezüglich des Umfangs einer bestimmten Fahrerlaubnis bestehen. 

1.  Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ vor dem 1.4.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saarland) erworben, ist der Inhaber 
zusätzlich berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse B 79 (≤ 700 cm3) zu führen, ohne seinen Führerschein umtauschen zu 
müssen. Beim Umtausch eines solchen Führerscheins erhält der Inhaber einen Führerschein der unbeschränkten 
Klasse B. 

2.  Hat der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 2“ sein 50. Lebensjahr vor dem 31.12.1999 vollendet, so war die 
Fahrerlaubnis nur bis zum 31.12.2000 gültig. Hat dieser Führerscheininhaber seinen Führerschein vor dem oder am 
31.12.2000 gegen ein neues Modell umgetauscht, gelten die Gültigkeitsdauer und die Häufigkeit der ärztlichen Unter­
suchungen des neuen Modells. Vollendet ein Führerscheininhaber sein 50. Lebensjahr nach dem 31.12.1999, hat er 
seinen Führerschein spätestens an seinem 50. Geburtstag gegen ein neues Modell umzutauschen; danach beträgt die 
Gültigkeitsdauer 5 Jahre. 
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Falls dieser Führerscheininhaber seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, ohne die vorstehenden Rege­
lungen zu beachten, darf sein Führerschein der „Klasse 2“ nicht anerkannt werden (es sei denn, er hat seinen Wohnsitz 
verlegt, bevor diese Regelungen für ihn galten). 

3. Wurde ein Führerschein der „Klasse 2“ oder „Klasse 3“ vor dem 1.12.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saarland) erwor­
ben, so ist der Inhaber zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klassen A1 und A 79 (≤ 250 cm3) zu führen. In beiden 
Fällen erhält der Inhaber einen Führerschein der unbeschränkten Klasse A, wenn er seinen Führerschein umtauscht. 

Wurde ein Führerschein der „Klasse 2“ oder der „Klasse 3“ nach den vorstehend genannten Daten, aber vor dem 
1.4.1980 erworben, ist der Inhaber zusätzlich berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse A1 zu führen. 

4.  Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 3“ ist ebenfalls berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse CE 79 (C1E > 12 t, 
L ≤ 3, = nicht mehr als drei Achsen insgesamt) zu führen. 

In einen neuen Führerschein, der beim Umtausch ausgestellt wird, ist diese Fahrerlaubnis nur auf ausdrücklichen 
Antrag des Inhabers einzutragen. 

5. Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 3“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste mit einem Höchstge­
wicht von weniger als 7,5 t auch im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Der Inhaber eines Führerscheins der 
„Klasse 2“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Nach dem 
Umtausch der Modelle in Deutschland ist die Fahrerlaubnis für Kraftomnibusse ohne Fahrgäste auf das deutsche 
Staatsgebiet beschränkt, unter Anwendung eines nationalen Codes. 

6.  Wurde ein Führerschein der „Klasse 4“ vor dem 1.12.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saarland) ausgestellt, so handelt 
es sich nicht nur um eine nationale Klasse; der Inhaber ist berechtigt, Fahrzeuge folgender Klassen zu führen: A1, 
A 79 (≤ 250 cm3) und B 79 (≤ 700 cm3). In beiden Fällen erhält der Inhaber beim Umtausch seines Führerscheins 
eine Fahrerlaubnis der unbeschränkten Klassen A und B. 

Wurde ein Führerschein der „Klasse 4“ nach den vorstehend genannten Daten, aber vor dem 1.4.1980 erworben, ist 
der Inhaber berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse A1 zu führen. 

7.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05). 

8.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05). Die „Klasse A“ ist beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03) und dreirädrige Fahrzeuge mit 
Anhänger, deren zulässige Höchstmasse höchstens 750 kg beträgt (Code 79.04). Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahr­
zeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 3 500 kg (Code 79.06). 

9. Die Klassen A1 und A sind beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03) und dreirädrige Fahrzeuge mit Anhän­
ger, deren zulässige Höchstmasse höchstens 750 kg beträgt (Code 79.04). Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der 
Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 3 500 kg (Code 79.06).  

Modell Deutschland 2 (D2) 

Ausgestellt in der Deutschen Demokratischen Republik bis 1969 

Beschreibung: grau, 4 Seiten. 

Durch eine Änderung der Vorschriften mit Wirkung vom 1.4.1957 wurden Umfang und Definition der Klassen geändert. 
Daher sind für dieses Modell zwei Äquivalenztabellen erforderlich. 

D2a: bis zum 31.3.1957 ausgestelltes Modell 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D2a Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

1  AM, A1, A2, A, B 5 

2 AM, A1, A2, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 1, 3, 4, 6 

3 AM, A1, A2, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 2, 3, 4, 6 

4 AM, A1, A2, A, B 4, 5  
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D2b: vom 1.4.1957 bis 1969 ausgestelltes Modell 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D2b Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

1  AM, A1, A2, A  

2 AM, A1, B 4, 5 

3 AM, A1 7 

4 AM, A1, B, BE, C1, C1E 2, 3, 4, 6 

5 AM, A1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1, 3, 4, 6  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine können sehr spezifische und begrenzte weitere Fahrerlaubnisse enthalten, die in den Tabellen nicht auf­
geführt sind. Sollte dieser seltene Fall auftreten, ist die deutsche Ausstellungsbehörde zu kontaktieren, wenn Zweifel 
bezüglich des Umfangs einer bestimmten Fahrerlaubnis bestehen. 

1.  Hat der Inhaber eines vor dem 1.4.1957 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 2“ oder eines nach dem 31.3.1957 
ausgestellten Führerscheins der „Klasse 5“ sein 50. Lebensjahr vor dem 31.12.1999 vollendet, war die Fahrerlaubnis 
nur bis zum 31.12.2000 gültig. Hat dieser Führerscheininhaber seinen Führerschein vor dem oder am 31.12.2000 
gegen ein neues Modell umgetauscht, gelten die Gültigkeitsdauer und die Häufigkeit der ärztlichen Untersuchungen 
des neuen Modells. Vollendet ein Führerscheininhaber sein 50. Lebensjahr nach dem 31.12.1999, hat er seinen Füh­
rerschein spätestens an seinem 50. Geburtstag gegen ein neues Modell umzutauschen; danach beträgt die Gültigkeits­
dauer 5 Jahre. 

Falls dieser Führerscheininhaber seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, ohne die vorstehenden Rege­
lungen zu beachten, darf sein Führerschein der „Klasse 2“ nicht anerkannt werden (es sei denn, er hat seinen Wohnsitz 
verlegt, bevor diese Regelungen für ihn galten). 

2. Der Inhaber eines vor dem 1.4.1957 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 3“ und eines nach dem 31.3.1957 ausge­
stellten Führerscheins der „Klasse 4“ ist ebenfalls berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse CE 79 (C1E> 12 t, L≤3, = nicht 
mehr als drei Achsen insgesamt) zu führen. 

In einen neuen Führerschein, der beim Umtausch ausgestellt wird, ist diese Fahrerlaubnis nur auf ausdrücklichen 
Antrag des Inhabers einzutragen. 

3.  Der Inhaber eines vor dem 1.4.1957 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 3“ (D2a) oder eines nach dem 31.3.1957 
ausgestellten Führerscheins der „Klasse 4“ (D2b) ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste mit einem Höchstge­
wicht von weniger als zu 7,5 t auch im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. 

Der Inhaber eines vor dem 1.4.1957 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 2“ (D2a) oder eines nach dem 31.3.1957 
ausgestellten Führerscheins der „Klasse 5“ (D2b) ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste im internationalen Ver­
kehr zu führen. 

Nach dem Umtausch der Modelle in Deutschland ist die Fahrerlaubnis für Kraftomnibusse ohne Fahrgäste auf das 
deutsche Staatsgebiet beschränkt, unter Anwendung eines nationalen Codes. 

4.  Der Inhaber eines vor dem 1.12.1954 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 2“, „Klasse 3“ oder „Klasse 4“ (Modell 
D2a) oder der „Klasse 2“, „Klasse 4“ oder „Klasse 5“ (Modell D2b) ist erst nach dem Umtausch seines Führerscheins 
berechtigt, Fahrzeuge der unbeschränkten Klasse A zu führen. Ohne Umtausch des Führerscheins berechtigt das 
Modell nur zum Führen von Fahrzeugen der Klasse A 79 (≤ 250 cm3). 

5.  Ohne Umtausch des Führerscheins gilt Folgendes: 

Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ oder „Klasse 4“ vor dem 1.12.1954 ausgestellt, so ist der Inhaber nur berech­
tigt, Fahrzeuge der Klasse B 79 (≤ 700 cm3) zu führen. Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ oder der „Klasse 4“ 
nach diesem Datum und vor dem 1.4.1957 ausgestellt oder ein Führerschein der „Klasse 2“ nach dem 31.3.1957 aus­
gestellt, so ist der Inhaber nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse B 79 (≤ 250 cm3) zu führen. 
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Beim Umtausch dieses Dokuments gegen einen neuen Führerschein erhält der Inhaber einen Führerschein der unbe­
schränkten Klasse B. 

6.  Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 
3 500 kg (Code 79.06). 

7.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05).  

Modell Deutschland 3 (D3) 

Ausgestellt in der Deutschen Demokratischen Republik von 1969 bis zum 31.5.1982 

Beschreibung: Führerscheinheft, 12 Seiten, grauer Umschlag. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

1 AM, A1, A2, A  

2 AM, B 4, 5, 6 

3 AM 6 

4 AM, B, BE, C1, C1E 2, 3, 4, 6, 
7 

5 AM, A1, A, B, BE, C, C1, C1E, CE 1, 3, 4, 6, 
7, 8 

§ 6 StVZO, § 85 StVZO — 6  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine können sehr spezifische und begrenzte weitere Fahrerlaubnisse enthalten, die in den Tabellen nicht auf­
geführt sind. Sollte dieser seltene Fall auftreten, ist die deutsche Ausstellungsbehörde zu kontaktieren, wenn Zweifel 
bezüglich des Umfangs einer bestimmten Fahrerlaubnis bestehen. 

1. Hat der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 5“ sein 50. Lebensjahr vor dem 31.12.1999 vollendet, war die Fahrer­
laubnis nur bis zum 31.12.2000 gültig. Hat dieser Führerscheininhaber seinen Führerschein vor dem oder am 
31.12.2000 gegen ein neues Modell umgetauscht, gelten die Gültigkeitsdauer und die Häufigkeit der ärztlichen Unter­
suchungen des neuen Modells. Vollendet ein Führerscheininhaber sein 50. Lebensjahr nach dem 31.12.1999, so hat 
er seinen Führerschein spätestens an seinem 50. Geburtstag gegen ein neues Modell umzutauschen; danach beträgt 
die Gültigkeitsdauer 5 Jahre. Falls dieser Führerscheininhaber seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, 
ohne die vorstehenden Regelungen zu beachten, darf sein Führerschein der „Klasse 2“ nicht anerkannt werden (es sei 
denn, er hat seinen Wohnsitz verlegt, bevor diese Regelungen für ihn galten). 

2.  Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 4“ ist ebenfalls berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse CE 79 (C1E> 12 t, 
L≤3, = nicht mehr als drei Achsen insgesamt) zu führen. 

In einen neuen Führerschein, der beim Umtausch ausgestellt wird, ist diese Fahrerlaubnis nur auf ausdrücklichen 
Antrag des Inhabers einzutragen. 

3. Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 4“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste mit einem Höchstge­
wicht von weniger als 7,5 t auch im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Der Inhaber eines Führerscheins der 
„Klasse 5“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Nach dem 
Umtausch der Modelle in Deutschland ist die Fahrerlaubnis für Kraftomnibusse ohne Fahrgäste auf das deutsche 
Staatsgebiet beschränkt, unter Anwendung eines nationalen Codes. 

4.  Der Inhaber eines ursprünglich vor dem 1.12.1954 ausgestellten Führerscheins der „Klasse 2“, „Klasse 4“ oder 
„Klasse 5“ ist erst nach dem Umtausch seines Führerscheins berechtigt, Fahrzeuge der unbeschränkten Klasse A zu 
führen. Ohne Umtausch des Führerscheins berechtigt das Modell nur zum Führen von Fahrzeugen der Klasse A 79 
(≤ 250 cm3). 
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5.  Ohne Umtausch des Führerscheins gilt Folgendes: 

Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ vor dem 1.12.1954 ausgestellt, ist der Inhaber berechtigt, Fahrzeuge der 
Klasse B 79 (≤ 700 cm3) zu führen. Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ nach diesem Datum und vor dem 
1.4.1957 ausgestellt oder ein Führerschein der „Klasse 2“ nach dem 1.4.1957 ausgestellt, ist der Inhaber nur berech­
tigt, Fahrzeuge der Klasse B 79 (≤ 250 cm3) zu führen. 

Beim Umtausch dieses Dokuments gegen einen neuen Führerschein erhält der Inhaber einen Führerschein der unbe­
schränkten Klasse B. 

6.  Hat ein Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 2“, „Klasse 3“, „Klasse 4“ oder „Klasse 5“ oder gemäß §6 StVZO oder 
§85 StVZO diesen vor dem 1.4.1980 erworben, so ist er zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klasse A1 zu führen. In 
diesem Fall ist die „Klasse 3“ nicht nur eine nationale Klasse. 

7.  Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 
3 500 kg (Code 79.06). 

8.  Die Klassen A1 und A sind beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03).  

Modell Deutschland 4 (D4) 

Ausgestellt in der Deutschen Demokratischen Republik vom 1.6.1982 bis zum 2.10.1990 

Beschreibung: leuchtend rosafarbenes Papiermodell, 4 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A 4, 

B AM, A1, A, B, BE, C1, C1E 2, 3, 5, 6 

C AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, C 1, 3, 5, 6 

D AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, D 1, 5, 6 

BE AM, A1, A, B, BE, C1, C1E 2, 3, 5, 6 

CE AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 1, 5, 6 

DE AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, D, DE 1, 5, 6  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine können sehr spezifische und begrenzte weitere Fahrerlaubnisse enthalten, die in den Tabellen nicht auf­
geführt sind. Sollte dieser seltene Fall auftreten, ist die deutsche Ausstellungsbehörde zu kontaktieren, wenn Zweifel 
bezüglich des Umfangs einer bestimmten Fahrerlaubnis bestehen. 

1.  Hat der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse C“, „Klasse CE“, „Klasse D“ und „Klasse DE“ sein 50. Lebensjahr vor 
dem 31.12.1999 vollendet, war die Fahrerlaubnis nur bis zum 31.12.2000 gültig. Hat dieser Führerscheininhaber sei­
nen Führerschein vor dem oder am 31.12.2000 gegen ein neues Modell umgetauscht, gelten die Gültigkeitsdauer und 
die Häufigkeit der ärztlichen Untersuchungen des neuen Modells. Vollendet ein Führerscheininhaber sein 50. Lebens­
jahr nach dem 31.12.1999, so hat er seinen Führerschein spätestens an seinem 50. Geburtstag gegen ein neues 
Modell umzutauschen; danach beträgt die Gültigkeitsdauer 5 Jahre. 

Falls dieser Führerscheininhaber seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, ohne die vorstehenden Rege­
lungen zu beachten, darf sein Führerschein der „Klasse C“ nicht anerkannt werden (es sei denn, er hat seinen Wohn­
sitz verlegt, bevor diese Regelungen für ihn galten). 

2.  Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse B“ und/oder der „Klasse BE“ ist ebenfalls berechtigt, ein Fahrzeug der 
Klasse CE 79 (C1E> 12 t, L≤3, = nicht mehr als drei Achsen insgesamt) zu führen. 

In einen neuen Führerschein, der beim Umtausch ausgestellt wird, ist diese Fahrerlaubnis nur auf ausdrücklichen 
Antrag des Inhabers einzutragen. 

3.  Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse B“ und/oder der „Klasse BE“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste 
mit einem Höchstgewicht von bis zu 7,5 t auch im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. 
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Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse C“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste im grenzüber­
schreitenden Verkehr zu führen. Nach dem Umtausch der Modelle in Deutschland ist die Fahrerlaubnis für Kraftomni­
busse auf das deutsche Staatsgebiet beschränkt, unter Anwendung eines nationalen Codes. 

4.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05). 

5.  Die Klassen A1 und A sind beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03). 

6.  Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 
3 500 kg (Code 79.06).  

Modell Deutschland 5 (D5) 

Ausgestellt in Deutschland vom 1.4.1986 bis zum 31.12.1998 

Beschreibung: leuchtend rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

1 AM, A1, A2, A 2,7 

1a AM, A1, A2, A 7 

1b AM, A1 7 

2 AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 1, 3, 5, 8, 
9 

3 AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 3, 4, 5, 8, 
9 

(4) AM 6 

(5) AM   

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine können sehr spezifische und begrenzte weitere Fahrerlaubnisse enthalten, die in den Tabellen nicht auf­
geführt sind. Sollte dieser seltene Fall auftreten, ist die deutsche Ausstellungsbehörde zu kontaktieren, wenn Zweifel 
bezüglich des Umfangs einer bestimmten Fahrerlaubnis bestehen. 

1. Hat der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 2“ sein 50. Lebensjahr vor dem 31.12.1999 vollendet, war die Fahrer­
laubnis nur bis zum 31.12.2000 gültig. Hat dieser Führerscheininhaber seinen Führerschein vor dem oder am 
31.12.2000 gegen ein neues Modell umgetauscht, so gelten die Gültigkeitsdauer und die Häufigkeit der ärztlichen 
Untersuchungen für das neue Modell. Vollendet ein Führerscheininhaber sein 50. Lebensjahr nach dem 31.12.1999, 
so hat er seinen Führerschein spätestens an seinem 50. Geburtstag gegen ein neues Modell umzutauschen; danach 
beträgt die Gültigkeitsdauer 5 Jahre. 

Falls dieser Führerscheininhaber seinen Wohnsitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt, ohne die vorstehenden Rege­
lungen zu beachten, darf sein Führerschein der „Klasse 2“ nicht anerkannt werden (es sei denn, er hat seinen Wohnsitz 
verlegt, bevor diese Regelungen für ihn galten). 

2.  Wurde ein Führerschein der „Klasse 1“ (Modell D1) vor dem 1.4.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saarland) erworben, 
ist der Inhaber zusätzlich berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse B 79 (≤ 700 cm3) zu führen, ohne seinen Führerschein 
umtauschen zu müssen. Beim Umtausch eines solchen Führerscheins erhält der Inhaber einen Führerschein der unbe­
schränkten Klasse B. 

Das Vorstehende gilt für Modell D5 nur, wenn für den gleichen Inhaber vor dem jeweiligen Datum ein D1-Modell 
ausgestellt wurde, das später gegen ein D5-Modell umgetauscht wurde. 

3. Wurde ein Führerschein der „Klasse 2“ oder „Klasse 3“ (Modell D1) vor dem 1.12.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saar­
land) erworben, so ist der Inhaber zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klassen A1 und A 79 (≤ 250 cm3) zu führen. 
In beiden Fällen erhält der Inhaber einen Führerschein der unbeschränkten „Klasse A“, wenn er seinen Führerschein 
umtauscht. Wurde ein Führerschein der „Klasse 2“ oder der „Klasse 3“ nach den vorstehend genannten Daten, aber 
vor dem 1.4.1980 erworben, so ist der Inhaber zusätzlich berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse A1 zu führen. 
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Das Vorstehende gilt für Modell D5 nur, wenn für den gleichen Inhaber vor dem jeweiligen Datum ein D1-Modell 
ausgestellt wurde, das später gegen ein D5-Modell umgetauscht wurde. 

4.  Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 3“ ist ebenfalls berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse CE 79 (C1E > 12 t, 
L≤ 3, = nicht mehr als drei Achsen insgesamt) zu führen. In einen neuen Führerschein, der beim Umtausch ausgestellt 
wird, ist diese Fahrerlaubnis nur auf ausdrücklichen Antrag des Inhabers einzutragen. 

5. Der Inhaber eines Führerscheins der „Klasse 3“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste mit einem Höchstge­
wicht von weniger als 7,5 t auch im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Der Inhaber eines Führerscheins der 
„Klasse 2“ ist berechtigt, Kraftomnibusse ohne Fahrgäste im grenzüberschreitenden Verkehr zu führen. Nach dem 
Umtausch der Modelle in Deutschland ist die Fahrerlaubnis für Kraftomnibusse ohne Fahrgäste auf das deutsche 
Staatsgebiet beschränkt, unter Anwendung eines nationalen Codes. 

6.  Wurde ein Führerschein der „Klasse 4“ (Modell D1) vor dem 1.12.1954 (vor dem 1.10.1960 im Saarland) ausgestellt, 
so handelt es sich nicht nur um eine nationale Klasse, sondern um eine Fahrerlaubnis für Fahrzeuge folgender Klassen: 
A1, A 79 (≤ 250 cm3) und B 79 (≤ 700 cm3). In beiden Fällen erhält der Inhaber beim Umtausch seines Führerscheins 
eine Fahrerlaubnis der unbeschränkten Klassen A und B. Wurde ein Führerschein der „Klasse 4“ nach den vorstehend 
genannten Daten, aber vor dem 1.4.1980 erworben, so ist der Inhaber berechtigt, ein Fahrzeug der Klasse A1 zu füh­
ren. 

Das Vorstehende gilt für Modell D5 nur, wenn für den gleichen Inhaber vor dem jeweiligen Datum ein D1-Modell 
ausgestellt wurde, das später gegen ein D5-Modell umgetauscht wurde. 

7.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05). 

8. Die Klassen A1 und A sind beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03) und dreirädrige Fahrzeuge mit Anhän­
ger, deren zulässige Höchstmasse höchstens 750 kg beträgt (Code 79.04). 

9.  Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 
3 500 kg (Code 79.06).  

Modell Deutschland 6 (D6) 

Ausgestellt in Deutschland vom 1.1.1999 bis zum 18.1.2013 

Beschreibung: Plastikkartenmodell nach Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells D6 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1 1 

A (beschränkt) AM, A1, A2  

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, A, B 2 

BE AM, A1, A, B, BE 2, 3 

C1 AM, A1, A, B, C1 2 

C1E AM, A1, A, B,, BE, C1, C1E 2, 3 

C AM, A1, A, B, C1, C 2 

CE AM, A1, A, B, BE, C1, C1E, C, CE 2, 3 

D1 AM, A1, A, B, D1 2 

D1E AM, A1, A, B, BE,D1, D1E 2, 3 

D AM, A1, A, B, D1, D 2 

DE AM, A1, A, B, BE, D1, D1E, D, DE 2, 3 

M AM  

S AM   
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Zusatzangaben: 

1.  Die „Klasse A1“ gilt auch für Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg 
(Code 79.05). 

2. Die Klassen A1 und A sind beschränkt auf dreirädrige Fahrzeuge (Code 79.03) und dreirädrige Fahrzeuge mit Anhän­
ger, deren zulässige Höchstmasse höchstens 750 kg beträgt (Code 79.04). 

3.  Die „Klasse BE“ gilt auch für Fahrzeuge der Klasse BE mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 
3 500 kg (Code 79.06).  

IN ESTLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Estland 1 (EST1) 

Ausgestellt in Estland vom 1.11.1999 bis zum 30.9.2004 

Beschreibung: rosafarbener Führerschein aus synthetischem Papier (TESLIN, ISO 9002:1994), vollständig von Sicherheits­
kunststoff umhüllt. Die Folie weist ein netzartiges Sicherheitsmuster auf. Auf der Rückseite trägt die Plastikumhüllung 
die Prägung „EST“ und sechs Wellenlinien. Die Angaben sind gedruckt, das Foto ist gescannt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells EST1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

A1 A1  

A A2 1 

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(R) —  

(T) —   

1.  Bei Klasse A sollte die maximale Leistung nicht mehr als 25 kW oder 0,16 kW/kg betragen. 

Zusatzangaben: 

Beschränkungen (in kodierter Form): 

1 —  Brille oder Kontaktlinsen erforderlich 

2 —  Hörgerät erforderlich 

3 —  gültig für von Hand zu führende Fahrzeuge 

4 —  maximale Leistung bei Klasse A sollte nicht mehr als 25 kW oder 0,16 kW/kg betragen 

5 —  Automatikgetriebe. 
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Das Wort „ESMANE“ auf der Vorderseite unten (Mitte) gibt an, dass es sich bei dem Führerscheininhaber um einen Fahr­
anfänger handelt; die Gültigkeitsdauer eines solchen Führerscheins ist auf zwei Jahre begrenzt. 

Modell Estland 2 (EST2) 

Ausgestellt in Estland vom 1.10.2004 bis zum 7.9.2008 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Die Führerscheinkarte ist aus Kunststoff mit einem rosafarbenen Hintergrundmuster, das für den estnischen Führerschein 
charakteristisch ist. Personenbezogene Angaben (einschließlich digitales Lichtbild und Unterschrift des Karteninhabers) 
sind mittels Lasertechnik aufgebracht. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells EST 2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

A1 A1 1 

A A2  

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(R) —  

(T) —   

1.  Bei Klasse A sollte die maximale Leistung nicht mehr als 25 kW oder 0,16 kW/kg betragen. 

Zusatzangaben: 

Beschränkungen (in kodierter Form): 

101 — Vorläufiger Führerschein. Fahranfänger müssen die Abbildung eines grünen Ahornblattes auf den Fahrzeugfen­
stern anbringen (vorne und hinten), wenn es sich bei ihrem Führerschein um einen vorläufigen Führerschein 
(für 2 Jahre) handelt. Die Geschwindigkeit ist auf 90 km/h begrenzt. 

102 —  Klassen, deren Inhaber nur während seines Wehrdienstes über eine Fahrerlaubnis verfügt. 

103 —  Klasse D. Der Fahrer ist ausschließlich zum Führen von Oberleitungsbussen berechtigt. 

105 —  Krafträder mit einer maximalen Leistung von 25 kW oder einer effektiven Motorleistung von maximal 
0,16 kW/kg. 

106 —  Klasse D. Beschränkt auf Strecken von 50 km. 
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Modell Estland 3 (EST3) 

Ausgestellt in Estland seit dem 8.9.2008 

Beschreibung: Identisch mit Modell 2, bis auf die Angaben „Driving Licence“ und „Permis de conduire“, die auf der Vor­
derseite neben dem Wort „JUHILUBA“ hinzugefügt werden. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells EST 3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AM AM  

A1 A1  

A A2 1 

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(R) —  

(T) —   

IN GRIECHENLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Griechenland 1 (GR1a) 

Ausgestellt in Griechenland bis zum 11.1.1987 

Beschreibung: Blau und gelb, schwarze Schrift. 

Klassen Β, Γ, Δ, Ε, 12 Seiten. 

Modell Griechenland 1 (GR1b) 

Ausgestellt in Griechenland bis zum 11.1.1987 

Beschreibung: rosafarben und gelb, schwarze Schrift 

Klasse A, 8 Seiten. 

Bis zum 30.1.1985 beinhalteten die Führerscheine aller Klassen (Β, Γ, Δ, Ε) auch eine Fahrerlaubnis für die Klasse AM. Ab 
diesem Datum bis zum 18.1.2013 wurde die Fahrerlaubnis für die Klasse AM ausschließlich durch von der griechischen 
Verkehrspolizei ausgestellte separate Führerscheine erteilt. 
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Äquivalenztabelle 

Klassen der Modelle GR1a und GR1b Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, B1, B  

E BE 1 

Γ C1, C  

E BE, C1E, CE 1 

Δ D1, D  

E BE, D1E, DE 1  

Zusatzangaben: 

Unter Punkt 4b wird für diese Modelle zwar eine bestimmte Gültigkeitsdauer angegeben, diese wurde jedoch durch den 
Präsidentialerlass 255/1984 bis zum Alter von 65 Jahren verlängert. 

1.  Klasse E war eine separate Klasse, jedoch nur in Verbindung mit dem Führerschein einer anderen Klasse gültig.  

Modell Griechenland 2 (GR2) 

Ausgestellt in Griechenland vom 12.1.1987 bis zum 31.3.1997 

Beschreibung: rosafarben mit schwarzer Schrift, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells GR2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B B1, B  

E BE 1 

Γ/C C1, C  

E BE, C1E, CE 1 

Δ/D D1, D  

E BE, D1E, DE 1  

Zusatzangaben: 

Vom 30.1.1985 bis zum 18.1.2013 wurde die Fahrerlaubnis für die Klasse AM ausschließlich durch von der griechischen 
Verkehrspolizei ausgestellte separate Führerscheine erteilt. 

1.  Klasse E war eine separate Klasse, jedoch nur in Verbindung mit dem Führerschein einer anderen Klasse („B“ oder „Γ“ 
oder „Δ“) gültig.  

Modell Griechenland 3 (GR3) 

Ausgestellt in Griechenland vom 1.4.1997 bis zum 30.4.2001 

Beschreibung: rosafarben mit schwarzer Schrift. 

6 Seiten. 
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Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells GR3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A/A1 AM, A1  

A/A AM, A1, A2, A  

B/B1 B1  

B/B B1, B 1 

BE BE  

Γ1/C1 C1  

Γ1E/C1E BE, C1E,  

Γ/C C1, C  

ΓE/CE BE, C1E, CE  

Δ1/D1 D1  

Δ1E/D1E BE, D1E  

Δ/D D1, D  

ΔE/DE BE, D1E, DE   

Zusatzangaben: 

Vom 30.1.1985 bis zum 18.1.2013 wurde die Fahrerlaubnis für die Klasse AM ausschließlich durch von der griechischen 
Verkehrspolizei ausgestellte separate Führerscheine erteilt. 

1.  Gemäß der Richtlinie 91/439/EWG, die durch den Präsidentialerlass 19/1995 in einzelstaatliches Recht umgesetzt 
wird, sind Inhaber eines Führerscheins der Klassen B1 oder B berechtigt, dreirädrige und vierrädrige Kraftfahrzeuge zu 
führen. Somit kann die Klasse A mit Code 79.03 eingetragen werden kann.  

Modell Griechenland 4 (GR4) 

Ausgestellt in Griechenland vom 1.5.2001 bis zum 18.1.2009 

Beschreibung: rosafarben mit schwarzer Schrift. 

6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells GR4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A/A (≤ 25 kW UND ≤ 0,16 kW/kg), 
A/A 

AM, A1  

A/A AM, A1, A2, A  

B B1, B 1 

BE BE  

Γ1/C1 C1  

Γ1E/C1E BE, C1E  

Γ/C C  

ΓE/CE BE, C1E, CE  

Δ1/D1 D1  

Δ1E/D1E BE, D1E  
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Klassen des Modells GR4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

Δ/D D1, D  

ΔE/DE BE, D1E, DE   

Zusatzangaben: 

Vom 30.1.1985 bis zum 18.1.2013 wurde die Fahrerlaubnis für die Klasse AM ausschließlich durch von der griechischen 
Verkehrspolizei ausgestellte separate Führerscheine erteilt. 

1.  Gemäß der Richtlinie 91/439/EWG, die durch den Präsidentialerlass 19/1995 in einzelstaatliches Recht umgesetzt 
wird, sind Inhaber eines Führerscheins der Klassen B1 oder B berechtigt, dreirädrige und vierrädrige Kraftfahrzeuge zu 
führen. Somit kann die Klasse A mit Code 79.03 eingetragen werden.  

Modell Griechenland 5 (GR5) 

Ausgestellt in Griechenland vom 19.1.2009 bis zum 18.1.2013 

Beschreibung: rosafarben mit schwarzer Schrift. 

Abmessungen: Breite: 85,6 mm, Höhe: 54 mm (Dicke: 0,75 mm). 

Neue Führerscheine werden nach internationalen Qualitätsnormen (ISO) und gemäß den technischen Anforderungen des 
Anhangs I der Richtlinie 2006/126/EG in Form einer Plastikkarte hergestellt. Auf der Vorderseite (linke Ecke) ist diese 
durch ein Hologramm gesichert. Die Schriftzeichen werden mittels Mikrodruck und optisch variabler Farbe (OVI) auf 
einem sicher gestalteten Hintergrund aufgebracht. Dual-Image-Technik und fühlbare Sicherheitsmerkmale sollen ebenfalls 
verwendet werden. Auf der Rückseite ist die Karte durch ein 3D-Hologramm und einen speziellen Hintergrund mit 
exklusiven Bildern und sich überschneidenden Linien gesichert. Unter UV-Licht ist der Aufdruck beider Seiten sichtbar; 
dies beeinträchtigt jedoch die Qualität der Führerscheinkarte in keiner Weise. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells GR5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A/A (≤ 25 kW UND ≤ 0,16 kW/kg), 
A/A 

AM A1  

A/A AM, A1, A2, A  

B B1,B 1 

BE BE  

Γ1/C1 C1  

Γ1E/C1E BE; C1E  

Γ/C C1, C  

ΓE/CE BE; C1E, CE  

Δ/D D1, D  

ΔE/DE BE, D1E, DE   

Zusatzangaben: 

Vom 30.1.1985 bis zum 18.1.2013 wurde die Fahrerlaubnis für die Klasse AM ausschließlich durch von der griechischen 
Verkehrspolizei ausgestellte separate Führerscheine erteilt. 

1.  Gemäß der Richtlinie 91/439/EWG, die durch den Präsidentialerlass 19/1995 in einzelstaatliches Recht umgesetzt 
wird, ist der Inhaber eines Führerscheins der Klassen B1, B berechtigt, dreirädrige und vierrädrige Kraftfahrzeuge zu 
führen. Somit kann die Klasse A mit Code 79.03 eingegeben werden.  
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IN SPANIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Spanien 1 (E1) 

Ausgestellt in Spanien vom 27.6.1997 bis zum 1.11.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit sechs Seiten gemäß Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells E1 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE  

Modell Spanien 2 (E2) 

Ausgestellt in Spanien vom 2.11.2004 bis zum 7.12.2009 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells E2 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 
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Klassen des Modells E2 Entsprechende Klassen 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

(btp) —  

Modell Spanien 3 (E3) 

Ausgestellt in Spanien seit 8.12.2009 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang I.3 der Richtlinie 2006/126/EG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells E3 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 A1 

A2 A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

(btp) —  

Zusatzangaben: 

Die Klassen AM und A2 werden seit dem 8.12.2009 ausgestellt. 
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IN FRANKREICH AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Frankreich 1 (F1) 

Ausgestellt in Frankreich bis zum 31.12.1954 

Beschreibung: rosafarbene Karte, 2 Seiten, Lichtbild auf der Vorderseite. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM, A1. B1. B 1, 2 

1:  voitures affectés à des transports 
en commun 

AM, A1, B1, B, D1, D 2 

2:  véhicules pesant en charge plus de 
3 000 kg 

AM, A1, B1, B, C1, C, C1E, CE 2 

3:  motocycles à deux roues AM, A1, A2, A, B1   

Zusatzangaben: 

1. Enthält die Rückseite des Führerscheins keine Angaben, so ist er nicht gültig für das Führen von Fahrzeugen der Klas­
sen 1, 2 oder 3. Daher kann die der Führerscheinklasse B entsprechende Klasse, die in keiner der drei genannten Klas­
sen enthalten ist, nicht auf dem Dokument vermerkt werden. In einer Zeile der Tabelle ist dies wie folgt eingetra­
gen: „—“. 

2.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L4e) ist nur dann gegeben, wenn 
für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 Fahrpraxis nachgewiesen wird (durch Informationen des Versicherungsunter­
nehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 oder 7 Stunden vorgelegt wird.  

Modell Frankreich 2 (F2) 

Ausgestellt in Frankreich vom 1.1.1955 bis zum 19.1.1975 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein (deutlich größer als die Modelle in Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG), 
6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  

B AM, A1, B1, B 1 

C AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

D AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1, 2 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1, 2 

FA1 AM, A1, B1 + Code (10, 15, …)  
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Klassen des Modells F2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

FA AM, A1, A2, A, B1 + Code (10, 15, …)  

FB B1, B + Code (10, 15, …)   

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis nachgewiesen wird (durch Informationen des Versi­
cherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 oder 7 Stunden vorge­
legt wird. 

2.  Hatte das für die Fahrprüfung des Inhabers eines Führerscheins der Klasse D oder DE verwendete Fahrzeug eine Masse 
≤ 3 500 kg, darf der Führerscheininhaber nur Fahrzeuge der Klassen AM, A1 (siehe Anmerkung 1), B1, B, BE, D1 79 
(≤ 3 500 kg) und D 79 (≤ 3 500 kg) führen.  

Modell Frankreich 3 (F3) 

Ausgestellt in Frankreich vom 20.1.1975 bis zum 29.2.1980 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein (deutlich größer als die Modelle in Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG), 
6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  

B AM, A1, B1, B 1 

C AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t) 1 

D AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

E(B) AM, A1, B1,B, BE 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

FA1 AM, A1, B1 + Code (10, 15, …)  

FA AM, A1, A2, A, B1 + Code (10, 15, …)  

FB B1, B + Code (10, 15, …)   

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 

2.  Hatte das für die Fahrprüfung des Inhabers eines Führerscheins der Klasse D oder DE verwendete Fahrzeug eine Masse 
≤ 3 500 kg (im Zeitraum zwischen dem 20.1.1975 und dem 31.5.1979) oder ≤ 7 000 kg (im Zeitraum zwischen 
dem 1.6.1979 und dem 1.3.1980) darf der Führerscheininhaber nur Fahrzeuge der Klassen AM, A1 (siehe Anmer­
kung 1), B1, B, BE, D1 79 (≤ 3 500 kg) und D 79 (≤ 3 500 kg) führen.  
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Modell Frankreich 4 (F4) 

Ausgestellt in Frankreich vom 1.3.1980 bis zum 31.12.1984 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein (deutlich größer als die Modelle in Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG), 
6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, B1  

A2 AM, A1, A2, A, B1  

A3 AM, A1, A2, A, B1  

A4 AM, A1, B1 3 

B AM, A1, B1,B 1 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t) 1 

C1 AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

D AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t), D1, D1E, D, 
DE 

1, 2 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t), D1, D1E, D, 
DE 

1, 2 

FA1 AM, A1, B1 + Code (10, 15, …)  

FA2 AM, A1, A2, A, B1 + Code (10, 15, …)  

FA3 AM, A1, A2, A, B1 + Code (10, 15, …)  

FA4 AM, B1 + Code (10, 15, …)  

FB AM, B1, B + Code (10, 15, …)   

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 

2.  Hatte das für die Fahrprüfung des Inhabers eines Führerscheins der Klasse D verwendete Fahrzeug eine Masse 
≤ 7 000 kg, darf der Führerscheininhaber nur Fahrzeuge der Klassen AM, A1 (siehe Anmerkung 1), B1, B, BE, D1 79 
(≤ 3 500 kg) und D 79 (≤ 3 500 kg) führen. 

3.  Für A1: Code 79 L5e ≤ 15 kW.  

Modell Frankreich 5 (F5) 

Ausgestellt in Frankreich vom 1.1.1985 bis zum 30.6.1990 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AT AM, A1, B1 2 

AL AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  
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Klassen des Modells F5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

B AM, A1, B1, B 1 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1 

C limité AM, A1, B1, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t) 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t), D1, D1E, D, 
DE 

1, 2 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 79 (≤ 12,5 t), D1, D1E, D, 
DE 

1, 2  

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 

2.  Hatte das für die Fahrprüfung des Inhabers eines Führerscheins der Klasse D verwendete Fahrzeug eine Masse 
≤ 3 500 kg, darf der Führerscheininhaber nur Fahrzeuge der Klassen AM, A1 (siehe Anmerkung 1), B1, B, BE, D1 79 
(≤ 3 500 kg) und D 79 (≤ 3 500 kg) führen. 

3.  Für A1: Code 79 L5e ≤ 15 kW.  

Modell Frankreich 6 (F6) 

Ausgestellt in Frankreich vom 1.7.1990 bis zum 15.11.1994 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F6 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AT AM, A1,B1 2 

AL AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  

B AM, A1, B1, B 1 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, D1, D 1 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 

2.  Für A1: Code 79 L5e ≤ 15 kW.  
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Modell Frankreich 7 (F7) 

Ausgestellt in Frankreich vom 16.11.1994 bis zum 28.2.1999 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F7 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AT AM, A1,B1 2 

AL AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  

B AM, A1, B1, B 1 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, D1, D 1 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 

2.  Für A1: Code 79 L5e ≤ 15 kW.  

Modell Frankreich 8 (F8) 

Ausgestellt in Frankreich vom 1.3.1999 bis zum 18.1.2013 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein gemäß Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells F8 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1, B1  

A AM, A1, A2, A, B1  

B1 AM, A1, B1 2 

B AM, A1, B1, B 1 

E(B) AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

E(C) AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, DE 1, 3 

D AM, A1, B1, B, D1, D 1 

E(D) AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Gleichwertigkeit mit der Klasse A1 (leichte Kleinkrafträder und Fahrzeuge der Klasse L5e) ist nur dann gegeben, 
wenn für die 5 Jahre vor dem 1. Januar 2011 konkrete Fahrpraxis für diese Fahrzeugart nachgewiesen wird (durch 
Informationen des Versicherungsunternehmens) oder eine Bescheinigung über die Teilnahme an einer Schulung von 3 
oder 7 Stunden vorgelegt wird. 
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2.  Für A1: Code 79 L5e ≤ 15 kW. 

3. Inhaber eines Führerscheins der Klasse CE dürfen Fahrzeuge der Klasse DE führen, sofern sie auch über einen Führer­
schein der Klasse D verfügen.  

IN KROATIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Kroatien 1 (HR1) 

Ausgestellt in Kroatien vom 1.4.1993 bis zum 19.11.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, gefaltet, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells HR1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

H AM, 1 

A A1, A2, A,  

B B1, B  

C C1, C  

D D1, D  

E BE, C1E, CE, D1E, DE 3 

F — 4 

G — 2 

H — 1  

Zusatzangaben: 

1.  Klasse H galt für Kleinkrafträder und Arbeitsmaschinen wie Lader, Gabelstapler usw. 

2.  Klasse G galt für Zugmaschinen. Die Klassen G und H waren eigene Klassen, sie wurden aber auch für die Inhaber 
von Führerscheinen der Klassen B, C oder D ausgestellt. 

3.  Klasse E war eine eigene Klasse, jedoch nur in Verbindung mit einer anderen Klasse (B, C oder D) gültig. 

4.  Klasse F galt für Straßenbahnen.  

Modell Kroatien 2 (HR2) 

Ausgestellt in Kroatien vom 20.11.2004 bis zum 31.1.2009 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, gefaltet, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells HR2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

M AM  

A1 A1  

A A2, A,  

B B1, B  

B+E BE  

C1 C1  
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Klassen des Modells HR2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

C1+E C1E  

C C  

C+E CE  

D D1, D  

D+E D1E, DE  

F — 1 

G — 2 

H — 3  

Zusatzangaben: 

1.  Klasse F gilt für Zugmaschinen mit oder ohne Anhänger. 

2.  Klasse G gilt für Arbeitsmaschinen wie Lader, Gabelstapler usw. Die Klassen F, G und M waren eigene Klassen, sie 
wurden aber auch für die Inhaber von Führerscheinen der Klassen B, C oder D ausgestellt. 

3.  Klasse H gilt für Straßenbahnen.  

Modell Kroatien 3 (HR3) 

Ausgestellt in Kroatien vom 1.2.2009 bis zum 30.6.2013 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, gefaltet, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells HR3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

M AM  

A1 A1  

A2 A2  

A A  

B B1, B  

B+E BE  

C1 C1  

C1+E C1E  

C C  

C+E CE  

D D1, D  

D+E D1E, DE  

F — 1 

G — 2 

H — 3  
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Zusatzangaben: 

1.  Klasse F gilt für Zugmaschinen mit oder ohne Anhänger. 

2.  Klasse G gilt für Arbeitsmaschinen wie Lader, Gabelstapler usw. Die Klassen F, G und M waren eigene Klassen, sie 
wurden aber auch für die Inhaber von Führerscheinen der Klassen B, C oder D ausgestellt. 

3.  Klasse H gilt für Straßenbahnen.  

IN IRLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Irland 1 (IRL1) 

Ausgestellt in Irland vom 25.6.1992 bis zum 16.11.1999 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit Kunststofflaminat. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells IRL1 Entsprechende Klassen 

M AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE  

Zusatzangaben: 

Dieses Modell wurde in zweisprachiger Fassung ausgestellt, wobei der irische (gälische) Text dem englischen Text voran­
geht. 

Modell Irland 2 (IRL2) 

Ausgestellt in Irland ungefähr vom 17.11.1999 bis zum 4.7.2005 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit Kunststofflaminat. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells IRL2 Entsprechende Klassen 

M AM 

A1 A1 

— A2 
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Klassen des Modells IRL2 Entsprechende Klassen 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

W —  

Zusatzangaben: 

Dieses Modell wurde in zweisprachiger Fassung ausgestellt, wobei der irische (gälische) Text dem englischen Text 
vorangeht. 

Modell Irland 3 (IRL3) 

Ausgestellt in Irland seit 4.7.2007 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit Kunststofflaminat. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells IRL3 Entsprechende Klassen 

M AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 
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Klassen des Modells IRL3 Entsprechende Klassen 

D D 

DE DE  

IN ITALIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Italien 1 (I1) 

Ausgestellt in Italien von 1959 bis 1989 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, A2, A, B1, B 1, 2 

BE AM, A1, A2,A, B1, B, BE 1, 2 

C AM, A1, A2, A, B1, B, C1, C 1, 2 

CE AM, A1, A2, A, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1, 2 

D AM, A1, A2, A, B1, B, C1, C, D1, D 1, 2 

DE AM, A1, A2, A, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE D1, D1E, D, DE 1, 2 

F —   

Zusatzangaben: 

1  Jede Klasse gilt auch für die Klassen A1, A2 und A, sofern der Führerschein vor dem 1.1.1986 ausgestellt wurde. 

2  Jede Klasse gilt auch für die Klasse A1 nur auf italienischem Hoheitsgebiet, sofern der Führerschein vor dem 1.1.1986 
ausgestellt wurde.  

Modell Italien 2 (I2) 

Ausgestellt in Italien von 1989 bis 1990 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1 B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, C1 C D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE C1, C1E, C, CE D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  
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Modell Italien 3 (I3) 

Ausgestellt in Italien von 1990 bis 1995 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE C1 C1E, C, CE D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 4 (I4) 

Ausgestellt in Italien seit 1995 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE C1, C1E, C, CE D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 5 (I5) 

Ausgestellt in Italien seit 1996 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 
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Klassen des Modells I5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE,C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 6 (I6) 

Ausgestellt in Italien von 1996 bis 1997 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I6 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1  

A AM, A1, A2, A  

B1 AM, B1  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C1 AM, A1, B1, B, C1 1 

C1E AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D1 AM, A1, B1, B, D1 1 

D1E AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E C, CE, D, D1, DE 1  

Zusatzangaben: 

1  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 7 (I7) 

Ausgestellt in Italien von 1997 bis 1999 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I7 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1  

A AM, A1, A2, A  

B1 AM, B1  
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Klassen des Modells I7 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

B AM, A1 2, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C1 AM, A1, B1, B, C1 1 

C1E AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D1 AM, A1, B1, B, D1 1 

D1E AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 8 (I8) 

Ausgestellt in Italien von 1999 bis 2004 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I8 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1  

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, C1, C, D1, D 1, 2 

DE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E C, CE, D1, D1E, D, DE 1, 2  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet. 

2.  Die Klassen C1, C1E, C und CE gelten nur, wenn der Führerschein der Klasse D vor dem 1.10.2004 ausgestellt wurde.  

Modell Italien 9 (I9) 

Ausgestellt in Italien von 2005 bis 2007 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I9 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1  

A AM, A1, A2, A  
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Klassen des Modells I9 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

Modell Italien 10 (I10) 

Ausgestellt in Italien von 2007 bis 2013 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells I10 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM, A1  

A AM, A1, A2, A  

B AM, A1, B1, B 1 

BE AM, A1, B1, B, BE 1 

C AM, A1, B1, B, C1, C 1 

CE AM, A1, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 1 

D AM, A1, B1, B, D1, D 1 

DE AM, A1, B1, B, BE, D1, D1E, D, DE 1  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse A1 gilt nur auf italienischem Staatsgebiet.  

IN ZYPERN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Zypern 1 (CY1) 

Ausgestellt in Zypern seit 1.5.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells CY1 Entsprechende Klassen 

I AM 

A1 A1 

— A2 
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Klassen des Modells CY1 Entsprechende Klassen 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

Γ1/C1 C1 

Γ1E/C1E C1E 

Γ/C C 

ΓE/CE CE 

Δ1/D1 D1 

Δ1E/D1E D1E 

Δ/D D 

ΔE/DE DE 

(ΣΤ (F), H (H), Z (G), Θ (Ι), I (J), 
IA (K), IB (L) 

—  

IN LETTLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Lettland 1 (LV1) 

Ausgestellt in Litauen vom 28.9.1993 bis zum 30.4.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LV1 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

A2 A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 
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Klassen des Modells LV1 Entsprechende Klassen 

D1E D1E 

D D 

DE DE  

Zusatzangaben: 

Die nationalen Führerscheinklassen TRAM und TROL berechtigen zum Führen von Straßenbahnen bzw. 
Oberleitungsbussen. 

Für land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen werden separate Führerscheine ausgestellt. 

Modell Lettland 2 (LV2) 

Ausgestellt in Lettland seit 1.5.2004 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LV2 Entsprechende Klassen 

M AM 

A1 A1 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE  

Zusatzangaben: 

1.  Die nationalen Führerscheinklassen TRAM und TROL berechtigen zum Führen von Straßenbahnen bzw. 
Oberleitungsbussen. 

2.  Für land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen werden separate Führerscheine ausgestellt.  
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IN LITAUEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Litauen 1 (LT1) 

Ausgestellt in Litauen bis zum 1.4.2000 

Beschreibung: laminiertes Kartenmodell (2 Seiten), gelb, mit Siegel. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LT1 Entsprechende Klassen 

A A 

B B 

BE BE 

C C 

CE CE 

D D 

DE DE  

Zusatzangaben: 

Auf diesem Modell ist kein Ablaufdatum vermerkt. 

Der Inhaber jedes dieser Führerscheine ist ferner berechtigt, Fahrzeuge der Klasse AM zu führen. 

Modell Litauen 2 (LT2) 

Ausgestellt in Litauen vom 1.4.2000 bis zum 31.12.2002 

Beschreibung: laminiertes Kartenmodell (2 Seiten), gelb, mit Siegel. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LT2 Entsprechende Klassen 

A1 A1 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine dieses Modells sind gültig bis zu dem auf dem Dokument vermerkten Ablaufdatum. 
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Der Inhaber jedes dieser Führerscheine ist ferner berechtigt, Fahrzeuge der Klasse AM zu führen. 

Modell Litauen 3 (LT3) 

Ausgestellt in Litauen vom 1.1.2003 bis zum 31.10.2005 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. Die Angaben (Lichtbild, Klassen und Angaben zur Person) sind mittels 
Lasertechnik in eine Polykarbonatschicht eingebracht. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LT3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A (≤ 25 kW, 0,16 kW/kg) A2 1 

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(T) —   

Zusatzangaben: 

1.  Der Inhaber eines Führerscheins der Klasse A (≤ 25 kW, 0,16 kW/kg) kann nach zwei Jahren die Fahrerlaubnis für die 
unbeschränkte Klasse A erhalten, wenn er den Führerschein umtauscht. 

Der Inhaber jedes dieser Führerscheine ist ferner berechtigt, Fahrzeuge der Klasse AM zu führen. 

Modell Litauen 4 (LT4) 

Ausgestellt in Litauen seit 1.11.2005 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells LT4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AM AM  

A1 A1  
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Klassen des Modells LT4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A (≤ 25 kW, 0,16 kW/kg) A 2 1 

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(T) —   

Zusatzangaben: 

1.  Der Inhaber eines Führerscheins der Klasse A (≤ 25 kW, 0,16 kW/kg) kann nach zwei Jahren die Fahrerlaubnis für die 
unbeschränkte Klasse A erhalten, wenn er den Führerschein umtauscht. 

Der Inhaber jedes dieser Führerscheine ist ferner berechtigt, Fahrzeuge der Klasse AM zu führen. 

Gültigkeitsdauer: 3 Monate, 2 Jahre, 10 Jahre. 

IN LUXEMBURG AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Luxemburg 1 (L1) 

Ausgestellt in Luxemburg bis zum 31.12.1985 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells L1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

(A3) AM 3 

(A2) — 3 

— A1  

— A2  

A1 A  

— B1  

B1/B2 B 1 
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Klassen des Modells L1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— BE  

— C1  

— C1E  

C1/C2 C  

CE2 CE 2 

— D1  

— D1E  

D D  

— DE  

(F1/2/3) — 3  

Zusatzangaben: 

1.  Wurde ein Führerschein der Klasse B1/B2 vor dem 1. Juli 1977 ausgestellt, ist der Inhaber berechtigt, Fahrzeuge der 
Klasse A zu führen. 

2. Klasse E2 umfasst die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge mit Anhängern und Sattelanhängern mit einer zulässigen Höchst­
masse von mehr als 1 750 kg. 

3.  Nationale Klassen.  

Modell Luxemburg 2 (L2) 

Ausgestellt in Luxemburg bis zum 31.12.1985 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells L2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

(A3) AM 3 

(A2) — 3 

— A1  

— A2  

A1 A  

— B1  

B1/B2 B 1 

— BE  

— C1  

— C1E  

C1+2 C  

CE2 CE 2 
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Klassen des Modells L2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— D1  

— D1E  

D D  

— DE  

(F1/2/3) — 3  

Zusatzangaben: 

1.  Wurde ein Führerschein der Klasse B1/B2 vor dem 1. Juli 1977 ausgestellt, ist der Inhaber berechtigt, Fahrzeuge der 
Klasse A zu führen. 

2. Klasse E2 umfasst die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge mit Anhängern und Sattelanhängern mit einer zulässigen Höchst­
masse von mehr als 1 750 kg. 

3:  Nationale Klassen.  

Modell Luxemburg 3 (L3) 

Ausgestellt in Luxemburg vom 1.1.1986 bis zum 30.9.1996 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells L3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

(A3) AM 1 

(A2) — 1 

— A1  

— A2  

A1 A  

— B1  

B1/BE1 B  

— BE  

— C1  

— C1E  

C C  

CE2 CE  

— D1  

— D1E  

D D  

— DE  

(F1/2/3) — 1  
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Zusatzangaben: 

1.  Nationale Klassen.  

Modell Luxemburg 4 (L4) 

Ausgestellt in Luxemburg seit 1.10.1996 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell gemäß Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells L4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

(A3) AM 2 

(A2) — 2 

A1 A1  

— A2  

A A  

— B1  

B B 1 

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(F1/2/3) — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Klasse B berechtigt auch zum Führen von Kraftfahrzeugen der Klasse B1. 

2.  Nationale Klassen.  

IN UNGARN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Ungarn 1 (H1) 

Ausgestellt in Ungarn vom 1.1.1964 bis zum 1.1.1984 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, gefaltet, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells H1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A, A1  

B B  

C C, C1  
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Klassen des Modells H1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

D D, D  

E E 1 

F —   

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse „E“ ist nur gültig in Kombination mit einer Fahrerlaubnis einer harmonisierten Klasse, über die der Fahrer 
bereits verfügt. So werden beispielsweise die Fahrerlaubnis der Klasse „B“ und eine Fahrerlaubnis der Klasse „E“ zusam­
men als kombinierte Klasse „B+E“ bezeichnet.  

Modell Ungarn 2 (H2) 

Ausgestellt in Ungarn vom 1.1.1984 bis zum 31.12.2000 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 4 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells H2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A, A1  

B B  

C C, C1  

D D, D1  

E E 1 

F —   

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse „E“ ist nur gültig in Kombination mit einer Fahrerlaubnis einer harmonisierten Klasse, über die der Fahrer 
bereits verfügt. So werden beispielsweise die Fahrerlaubnis der Klasse „B“ und eine Fahrerlaubnis der Klasse „E“ zusam­
men als kombinierte Klasse „B+E“ bezeichnet.  

Modell Ungarn 3 (H3) 

Ausgestellt in Ungarn vom 1.1.2000 bis zum 31.12.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. Dieses Modell wird innerhalb der Grenzen Ungarns auch als Personal­
ausweis anerkannt. Das Dokument der Sicherheitsklasse „A“ wird mit Lasertechnik hergestellt und zentral ausgestellt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells H3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A A, A1  

B B  

C1 C1  

C1E C1E 1 

C C, C1  
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Klassen des Modells H3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

CE CE, C1E 3 

D1 D1  

D1E D1E 2 

D D, D1  

DE DE, D1E 4  

Zusatzangaben: 

Ein Führerschein einer kombinierten Klasse kann nur einer Person ausgestellt werden, die zum Führen des Zugfahrzeugs 
berechtigt ist. 

1.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „C1“ erworben wurde, gilt auch für die Klassen „B“ 
und „D1“. 

2.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „D1“ erworben wurde, gilt auch für die Klasse „B“. 

3.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „C“ erworben wurde, gilt für alle Klassen, für die der Fahrer 
eine Fahrerlaubnis hat und die im Führerschein aufgeführt sind. 

4.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „D“ erworben wurde, gilt auch für die Klassen „B“ und „D1“.  

Modell Ungarn 4 (H4) 

Ausgestellt in Ungarn seit 5.8.2004 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. Dieses Modell wird innerhalb der Gren­
zen Ungarns als Personalausweis anerkannt. Das Dokument der Sicherheitsklasse „A“ wird mit Lasertechnik hergestellt 
und zentral ausgestellt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells H4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A A, A1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E 1 

C C, C1  

CE CE, C1E 3 

D1 D1  

D1E D1E 2 

D D, D1  

DE DE, D1E 4  
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Zusatzangaben: 

Ein Führerschein einer kombinierten Klasse kann nur einer Person ausgestellt werden, die zum Führen des Zugfahrzeugs 
berechtigt ist. 

1.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „C1“ erworben wurde, gilt auch für die Klassen „B“ 
und „D1“. 

2.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „D1“ erworben wurde, gilt auch für die Klasse „B“. 

3.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „C“ erworben wurde, gilt für alle Klassen, für die der Fahrer 
eine Fahrerlaubnis hat und die im Führerschein aufgeführt sind. 

4.  Die kombinierte Klasse „E“, die zusammen mit der Klasse „D“ erworben wurde, gilt auch für die Klassen „B“ und „D1“.  

IN MALTA AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Malta 1 (M1) 

Ausgestellt in Malta vom 1.7.1991 bis zum 31.12.2000 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein, gefaltet, 6 Seiten, geöffnet 221 mm × 100 mm, zum ersten Mal ausge­
stellt im Juli 1991. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells M1 Entsprechende Klassen 

A A, A1, B1 

B B, BE 

C C,CE,C1,C1E 

D D, DE, D1, D1E  

Zusatzangaben: 

Der Führerschein wird auf Maltesisch und Englisch ausgestellt. Der Papierführerschein trägt auf zwei Seiten eine laufende 
Nummer und überall das Emblem der maltesischen Polizei in kleinem Format. Ein Emblem in größerem Format ist zum 
Teil auf das Lichtbild, zum Teil auf das Führerscheinpapier geprägt. Der große Kasten in der Mitte über der laufenden 
Nummer zeigt ein großes Wappen Maltas. 

Modell Malta 2 (M2) 

Ausgestellt in Malta seit 1.1.2001 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell mit Lichtbild, 85,4 mm × 54 mm, Personalausweisformat, ausgestellt 
2001 im Einklang mit der Richtlinie 91/439/EWG. 

Der Führerschein besteht aus zwei Teilen: einer Plastikkarte mit Lichtbild und einem „Gegenstück“. Die Lichtbildkarte 
trägt außer dem Lichtbild des Führerscheininhabers dessen Anschrift und Unterschrift sowie die Fahrerlaubnisse. Das 
Gegenstück ist ein Begleitdokument zum Führerschein und enthält die laufende Nummer, die Angaben zur Person des 
Fahrers, die Führerscheinnummer, eine gescannte Unterschrift des Führerscheininhabers, die Fahrerlaubnisse und deren 
Gültigkeitsdauer, Informationscodes, die Strafpunkte, die Gültigkeitsdauer des Führerscheins bei Inhabern von über 
70 Jahren und sonstige relevante Angaben. Der untere Teil dient als Empfangsbestätigung. Die Rückseite des Gegenstücks 
trägt die Anschrift der ausstellenden Behörde sowie die Beschreibung der Führerscheinklassen und der EU-Codes und der 
nationalen Informationscodes. 

Der Führerschein ist dadurch gesichert, dass es sich um eine äußerst dauerhafte, flexible Lichtbildkarte nach Art der Kre­
ditkarten handelt, die gegenüber ultraviolettem Licht empfindlich ist. In der Mitte der Kartenvorderseite ist ein rosafarbe­
nes Malteserkreuz zu sehen. Die Übersetzungen von „Führerschein“ in den Sprachen der EU-Mitgliedstaaten nehmen 
(ohne Leerstellen zwischen den Wörtern) als Wellenlinien einen Großteil der Vorderseite ein. Auf der Karte ist ferner ein 
Sekundärlichtbild des Führerscheininhabers zu sehen, und die das blaue Rechteck umgebenden Mikrozeichen bestehen 
aus den Buchstaben „M“ und 12 gelben Sternen. Auf der Rückseite des Führerscheins sind links 5 maltesische Wappen 
durch Prägung aufgebracht. Auch die gesamte Rückseite weist Linien mit dem Wort „Führerschein“ auf. Die Fahrerlaub­
nisse für die jeweiligen Klassen, ihre Gültigkeitsdauer und sonstige Informationscodes sind der Rückseite ebenfalls zu ent­
nehmen. Bei dem „Gegenstück“ handelt es sich um ein gelbliches (früher blau- und rosafarbenes) Dokument mit Wasser­
zeichen. Die laufende Nummer ist oben rechts unterhalb des Logos der Behörde angebracht. Sie ist auch auf der Emp­
fangsbestätigung vermerkt. 
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Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells M2 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

A A2 

A+ A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F — 

G —  

IN DEN NIEDERLANDEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Niederlande 1 (NL1) 

Ausgestellt in den Niederlanden vom 1.6.2002 bis zum 1.10.2006 

Beschreibung: rosafarbener Papierführerschein, 106 mm × 222 mm. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells NL1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

— A1  

A light A2 1 

A A  

— B1  

B B  

BE BE  

— C1  

— C1E  

C C  
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Klassen des Modells NL1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

CE CE  

— D1  

— D1E  

D D  

DE DE   

Zusatzangaben: 

1.  Krafträder der Klasse „A beschränkt“ (Modell 1) haben eine Motorleistung von höchstens 25 kW und ein Verhältnis 
von Leistung/Gewicht von höchstens 0,16 kW/kg. Dies entspricht nicht ganz der neuen Klasse A2 (Krafträder mit 
einer Motorleistung von höchstens 35 kW und einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von höchstens 0,2 kW/kg). 
Das Mindestalter für den Erwerb eines Führerscheins der Klasse „A beschränkt“ liegt heute bei 18 Jahren, gemäß der 
Richtlinie 2006/126/EG liegt das Mindestalter für den direkten Erwerb eines Führerscheins der Klasse „A2“ ebenfalls 
bei 18 Jahren. 

Das Mindestalter für den Erwerb eines Führerscheins der Klasse A für Krafträder (Modell 1) liegt heute bei 21 Jahren. 
Nach zweijähriger Fahrpraxis mit Fahrzeugen der Klasse „A beschränkt“ ist der Fahrer automatisch berechtigt, auch 
Krafträder der Klasse A zu führen. Gemäß der Richtlinie 2006/126/EG liegt das Mindestalter für den Erwerb eines 
Führerscheins der Klasse A bei 24 Jahren für den direkten Erwerb bzw. bei 20 Jahren nach zweijähriger Fahrpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse A2. 

Ab dem 1. Mai 2004 sind auch die neuen EU-Länder auf der Rückseite des Führerscheinmodells 2 vermerkt.  

Modell Niederlande 2 (NL2) 

Ausgestellt in den Niederlanden vom 1.10.2006 bis zum 19.1.2013 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell (Kreditkartenformat). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells NL2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AM AM  

— A1  

A light A2 1 

A A  

— B1  

B B  

BE BE  

— C1  

— C1E  

C C  

CE CE  

— D1  
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Klassen des Modells NL2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— D1E  

D D  

DE DE   

Zusatzangaben: 

1.  Krafträder der Klasse „A beschränkt“ (Modell 2) haben eine Motorleistung von höchstens 25 kW und ein Verhältnis 
von Leistung/Gewicht von höchstens 0,16 kW/kg. Dies entspricht nicht ganz der neuen Klasse A2 (Krafträder mit 
einer Motorleistung von höchstens 35 kW und einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von höchstens 0,2 kW/kg). 
Das Mindestalter für den Erwerb eines Führerscheins der Klasse „A beschränkt“ liegt heute bei 18 Jahren, gemäß der 
Richtlinie 2006/126/EG liegt das Mindestalter für den Erwerb eines Führerscheins der Klasse A2 bei 20 Jahren. 

Das Mindestalter für den Erwerb eines Führerscheins der Klasse A für Krafträder (Modell 2) liegt heute bei 21 Jahren. 
Nach zweijähriger Fahrpraxis mit Fahrzeugen der Klasse „A beschränkt“ ist der Fahrer automatisch berechtigt, auch 
Krafträder der Klasse A zu führen. Gemäß der Richtlinie 2006/126/EG liegt das Mindestalter für den Erwerb eines 
Führerscheins der Klasse A bei 24 Jahren für den direkten Erwerb bzw. bei 20 Jahren nach zweijähriger Fahrpraxis 
mit Fahrzeugen der Klasse A2. 

Auf dem Führerscheinmodell 2 ist bereits Platz für die neuen Klassen der Richtlinie 2006/126/EG vorgesehen. Diese 
gelten erst ab dem 19.1.2013.  

IN ÖSTERREICH AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Österreich 1 (A1) 

Ausgestellt in Österreich vom 25.3.1947 bis zum 15.5.1952 

Beschreibung: 15 × 10,5 cm, graues, dickes, einfaches Papier. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells A1 Entsprechende Klassen 

— AM 

a A1 

— A2 

b A 

— B1 

c 1 B 

c 2 B 

— BE 

— C1 

— C1E 

d C,CE   

— D1 
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Klassen des Modells A1 Entsprechende Klassen 

— D1E 

d D, DE   

(e) — 

(f) —  

Zusatzangaben: 

Auf Modellen, die zwischen 1947 und September 1951 ausgestellt wurden, befindet sich auf Seite 4 ein Aufdruck mit 
dem Hinweis, dass diese Modelle im Tausch gegen einen deutschen Führerschein ausgestellt wurden. 

Modell Österreich 2 (A2) 

Ausgestellt in Österreich vom 16.5.1952 bis zum 31.12.1955 

Beschreibung: 22 × 10,5 cm, graues, dickes, einfaches Papier. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells A2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

a A1  

— A2  

b A  

— B1  

c 1 B  

c 2 B  

— BE  

— C1  

— C1E  

d 1 C, CE  

,   

— D1  

— D1E  

d 2 D, DE 1    

(e) —  

(f) —   

Zusatzangaben: 

1.  Klasse d2: 5 Jahre gültig.  
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Modell Österreich 3 (A3) 

Ausgestellt in Österreich vom 1.1.1956 bis zum 1.11.1997 

Beschreibung: 22 × 10,5 cm, rosafarbenes, widerstandsfähiges Papier. Das Layout dieses Modells kann unterschiedlich 
sein. Im Verlauf des Zeitraums, während dessen dieses Modell ausgestellt wurde, hat sich jedoch in Bezug auf den Inhalt 
der Fahrerlaubnisse nichts Wesentliches geändert. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells A3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

— A1  

— A2  

A A  

— B1  

B B  

— B  

— BE  

— C1  

— C1E  

C C  

— CE  

— D1  

— D1E  

D D  

— DE  

E — 1 

F —  

G —  

H —   

Zusatzangaben: 

1.  Die Klassen BE, CE und DE existierten vor der Einführung des Modells A4 nicht in der Richtlinie 91/439/EWG. 
Klasse E ist nur in Kombination mit mindestens einer der Klassen B, C oder D gültig; die 5-jährige Gültigkeitsdauer 
der Klasse D gilt auch für Klasse E in Verbindung mit Klasse D.  

Modell Österreich 4 (A4) 

Ausgestellt in Österreich vom 1.11.1997 bis zum 1.3.2006 

Beschreibung: 22 × 10,5 cm, rosafarbenes, widerstandsfähiges Papier, Kunststofflaminat auf Seite 2 (Angaben zum Füh­
rerscheininhaber und Lichtbild). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells A4 Entsprechende Klassen 

— AM 

— A1 
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Klassen des Modells A4 Entsprechende Klassen 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

— B 

— BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

— D1 

— D1E 

D D 

DE DE 

F —  

Modell Österreich 5 (A5) 

Ausgestellt in Österreich seit 1.3.2006 

Beschreibung: 8,5 × 5,5 cm, rosafarbenes Plastikkartenmodell. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells A5 Entsprechende Klassen 

— AM 

A (≤ 25 KW UND ≤ 0,16 KW/ 
Kg) 

A2 

A A 

— B1 

B B 

— B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

— D1 

— D1E 
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Klassen des Modells A5 Entsprechende Klassen 

D D 

DE DE 

F —  

IN POLEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Polen 1 (PL1) 

Ausgestellt in Polen vom 1.7.1999 bis 30.9.2001 

Beschreibung: Ausweis (horizontales Layout), 53,98 × 85,60 mm. Plastikkarte in Rosatönen, 0,76 mm dick, mit einer 
durchsichtigen Schutzschicht. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells PL1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

* AM 1 

A1 A1  

— A2  

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

T — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Der Führerschein für Kleinkrafträder ist die Fahrerlaubnis für Kleinkrafträder für 13-18-Jährige; über 18-Jährige dürfen 
Kleinkrafträder ohne Fahrerlaubnis fahren. 

2.  Der Führerschein der Klasse „T“ berechtigt zum Führen einer landwirtschaftlichen Zugmaschine mit Anhänger(n) oder 
eines langsam fahrenden Fahrzeugs mit Anhänger(n) ausschließlich auf polnischem Staatsgebiet.  

Modell Polen 2 (PL2) 

Ausgestellt in Polen vom 1.10.2001 bis 30.4.2004 

Beschreibung: Ausweis (horizontales Layout), 53,98 × 85,60 mm. Plastikkarte in Rosatönen, 0,76 mm dick, mit einer 
durchsichtigen Schutzschicht. 
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Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells PL2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen  

AM 1 

A1 A1  

— A2  

A A  

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

T — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Der Führerschein für Kleinkrafträder ist die Fahrerlaubnis für Kleinkrafträder für 13-18-Jährige; über 18-Jährige dürfen 
Kleinkrafträder ohne Fahrerlaubnis fahren. 

2.  Der Führerschein der Klasse „T“ berechtigt zum Führen einer landwirtschaftlichen Zugmaschine mit Anhänger(n) oder 
eines langsam fahrenden Fahrzeugs mit Anhänger(n) ausschließlich auf polnischem Staatsgebiet.  

Modell Polen 3 (PL3) 

Ausgestellt in Polen seit 1.5.2004 

Beschreibung: Ausweis (horizontales Layout), 53,98 × 85,60 mm. Plastikkarte in Rosatönen, 0,76 mm dick, mit einer 
durchsichtigen Schutzschicht. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells PL3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen  

AM 1 

A1 A1  

— A2  

A A  

B1 B1  
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Klassen des Modells PL3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

T — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Der Führerschein für Kleinkrafträder ist die Fahrerlaubnis für Kleinkrafträder für 13-18-Jährige; über 18-Jährige dürfen 
Kleinkrafträder ohne Fahrerlaubnis fahren. 

2.  Der Führerschein der Klasse „T“ berechtigt zum Führen einer landwirtschaftlichen Zugmaschine mit Anhänger(n) oder 
eines langsam fahrenden Fahrzeugs mit Anhänger(n) ausschließlich auf polnischem Staatsgebiet.  

IN PORTUGAL AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Portugal 1 (P1) 

Ausgestellt in Portugal vom 30.8.1965 bis zum 1.9.1984 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit schwarzen Zeichen, 6 Seiten, 105 × 222 mm. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P1 Entsprechende Klassen 

A AM, A1, A2, A 

B B1, B, BE 

C C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 

D Landwirtschaftliche Zugmaschinen  

Zusatzangaben: 

Die wenigen derzeit noch in Umlauf befindlichen Führerscheine dieser Art werden 2015 ablaufen. 

Modell Portugal 2 (P2) 

Ausgestellt in Portugal vom 1.9.1984 bis zum 1.7.1994 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit schwarzen Zeichen, 4 Seiten, 106 × 148 mm. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 AM  

A A1, A2, A 1 
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Klassen des Modells P2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

B B1, B  

C C1, C  

E E 2 

D D1, D   

—  

F (landwirtschaftliche Zugmaschinen) —  

G (Berufskraftfahrer) —   

Zusatzangaben: 

1.  Ein besonderer Führerschein existiert für Krafträder mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und Kleinkrafträder. 
Diese dürfen auch von Inhabern eines Führerscheins der Klasse A geführt werden. 

2. Die Führerscheinklasse E wird ausschließlich Fahrern ausgestellt, die über einen Führerschein einer anderen Klasse ver­
fügen.  

Modell Portugal 3 (P3) 

Ausgestellt in Portugal vom 1.7.1994 bis zum 18.10.1998 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit schwarzen Zeichen, 6 Seiten. Höhe/Breite: 106 × 221 mm. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A1, A2, A 1 

B B1, B  

E BE, C1E, CE, D1E, DE 2 

C C1, C  

D D1, D   

Zusatzangaben: 

1.  Ein besonderer Führerschein existiert für Krafträder mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und Kleinkrafträder. 
Diese dürfen auch von Inhabern eines Führerscheins der Klasse A geführt werden. 

2.  Führerscheine der Klasse E werden ausschließlich in Kombination mit Führerscheinen einer anderen Klasse ausgestellt.  

Modell Portugal 4 (P4) 

Ausgestellt in Portugal vom 18.10.1998 bis zum 1.7.1999 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell mit schwarzen Zeichen, 6 Seiten. Höhe/Breite: 106 × 221 mm. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1, A AM  

A1 A1  
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Klassen des Modells P4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A < 25 kW und 0,16 kW/kg A2 1 

A ≥ 25 kW und 0,16 kW/kg A 1 

B B1 B  

BE BE  

C C1, C  

CE C1E, CE  

D D1,D  

DE D1E,DE   

Zusatzangaben: 

1.  Ein besonderer Führerschein existiert für Krafträder mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und Kleinkrafträder. 
Diese dürfen auch von Inhabern eines Führerscheins der Klasse A geführt werden.  

Modell Portugal 5 (P5) 

Ausgestellt in Portugal vom 1.7.1999 bis zum 25.5.2005 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß der Richtlinie 91/439/EWG und ISO 7810/7816. Überprüfung nach 
ISO 10 373. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P5 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1, A AM 1 

A1 A1  

A < 25 kW und 0,16 kW/kg A2 1 

A ≥ 25 kW und 0,16 kW/kg A 1 

B B1 B  

BE BE  

C C1 C  

CE C1E, CE  

D D1 D  

DE D1E DE   

Zusatzangaben: 

1.  Ein besonderer Führerschein existiert für Krafträder mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und Kleinkrafträder. 
Diese dürfen auch von Inhabern eines Führerscheins der Klasse A geführt werden. 

Vom 1.7.1999 bis zum 31.12.1999 wurden die Führerscheinmodelle P5 und P6 ausgestellt. 
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Modell Portugal 6 (P6) 

Ausgestellt in Portugal seit 25.5.2005 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß der Richtlinie 91/439/EWG und ISO 7810/7816. Überprüfung nach 
ISO 10 373. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells P6 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1, A AM 1 

A1 A1  

A < 25 kW und 0,16 kW/kg A2 1 

A ≥ 25 kW und 0,16 kW/kg A 1 

B1 B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE   

Zusatzangaben: 

1.  Ein besonderer Führerschein existiert für Krafträder mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und Kleinkrafträder. 
Diese dürfen auch von Inhabern eines Führerscheins der Klasse A geführt werden.  

IN RUMÄNIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Rumänien 1 (ROU1) 

Ausgestellt in Rumänien vom 29.4.1966 bis zum 28.6.1984 

Beschreibung: Führerscheinheft mit einem Papierblatt darin, rosafarben. Abmessungen einer Seite: 74 × 105 mm. 

Dieses Modell ist nicht mehr gültig für Fahrten in Rumänien, da für alle Führerscheine in den Jahren 1995-2001 der 
Zwangsumtausch vorgeschrieben war. Dieser Führerschein kann jedoch gegen einen neuen, von Rumänien ausgestellten 
Führerschein umgetauscht werden und ist von anderen Mitgliedstaaten bis zum 19. Januar 2033 anzuerkennen. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ROU1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A  

B B  

C C  

D D  

E E 1  
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Zusatzangaben: 

1. Bei Klasse E handelte es sich um eine eigene Klasse; dieser Führerschein war nur gültig in Kombination mit dem Füh­
rerschein einer anderen Klasse: E + B = BE; E + C = CE; E + D = DE.  

Modell Rumänien 2 (ROU2) 

Ausgestellt in Rumänien vom 1.7.1984 bis zum 9.4.1990 

Beschreibung: Schweres Papier von Banknotenqualität (rosafarben), bedruckt mit Sicherheitsmuster. Abmessungen: 
76 × 112 mm. 

Dieses Modell ist nicht mehr gültig für Fahrten in Rumänien, da für alle Führerscheine in den Jahren 1995-2001 der 
Zwangsumtausch vorgeschrieben war. Dieser Führerschein kann jedoch gegen einen neuen, von Rumänien ausgestellten 
Führerschein umgetauscht werden und ist von anderen Mitgliedstaaten bis zum 19. Januar 2033 anzuerkennen. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ROU2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A  

B B  

C C  

D D  

E E 1 

F —  

G A1  

H —  

I —   

Zusatzangaben: 

1. Bei Klasse E handelte es sich um eine eigene Klasse; dieser Führerschein war nur gültig in Kombination mit dem Füh­
rerschein einer anderen Klasse: E + B = BE; E + C = CE; E + D = DE.  

Modell Rumänien 3 (ROU3) 

Ausgestellt in Rumänien vom 9.4.1990 bis zum 1.12.1995 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 6 Seiten. Abmessungen einer Seite: 75 × 103 mm. Zwei Seiten sind lose und 
für regelmäßige medizinische Überprüfungen bestimmt. 

Dieses Modell ist nicht mehr gültig für Fahrten in Rumänien, da für alle Führerscheine in den Jahren 1995-2001 der 
Zwangsumtausch vorgeschrieben war. Dieser Führerschein kann jedoch gegen einen neuen, von Rumänien ausgestellten 
Führerschein umgetauscht werden und ist von anderen Mitgliedstaaten bis zum 19. Januar 2033 anzuerkennen. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ROU3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A  

B B  

C C  

D D  
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Klassen des Modells ROU3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

E E 1 

F —  

G A1  

H —  

I —   

Zusatzangaben: 

1. Bei Klasse E handelte es sich um eine eigene Klasse; dieser Führerschein war nur gültig in Kombination mit dem Füh­
rerschein einer anderen Klasse E + B = BE; E + C = CE; E + D = DE.  

Modell Rumänien 4 (ROU4) 

Ausgestellt in Rumänien vom 1.12.1995 bis 2008 

Beschreibung: laminiertes Kartenmodell, rosafarben. Die Abmessungen entsprechen der Norm ISO 7810. Das Plastikkar­
tenmodell wurde ab dem 1.12.1995 schrittweise eingeführt. Vom 1.12.1995 bis zum 31.10.1996 wurden die 
Modelle ROU3 und ROU4 ausgestellt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ROU4 Entsprechende Klassen 

A1 A1 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

Tb — 

Tr — 

Tv —  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine dieses Modells sind gültig bis zu dem auf dem Dokument vermerkten Ablaufdatum (10 Jahre). 

Mehrfachschutz vor Fälschungen: nicht nachahmbares Spezialpapier (Litho-Multiplex-Verfahren, kopiersichere Linienmus­
ter, optisch variables Element, Prismadruck, Silberdruck), gescanntes Lichtbild, Hologramm neben dem Lichtbild, unter 
UV-Strahlung sichtbares Element (sichtbar/unsichtbar, fluoreszierend), Mikrozeichen (ROMANIA) an den Rändern des 
Lichtbilds, Microplex bei Fahrzeugabbildung auf der Rückseite der Karte. 
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Modell Rumänien 5 (ROU5) 

Ausgestellt in Rumänien von 2008 bis zum 19.1.2013 

Beschreibung: Das Führerscheinmodell ROU5 entspricht der Richtlinie 2006/126/EG: Polycarbonatkarte gemäß ISO 7810 
und ISO 7816-1; Fälschungsschutz (spezielle Hologramme); sichtbare und transparente UV-Farbe; IR-Pigmente oder 
phosphoreszierende Pigmente; fühlbare Felder; Materialien ohne optische Aufheller; Hintergrund mit Sicherheitsmuster; 
optisch variable Elemente; Lasergravur; Sicherheitsuntergrund im Lichtbildbereich. 

Zusätzliche Merkmale: transparentes Fenster, Wellenlinien. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ROU5 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 A1 

A2 A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

Tb — 

Tr — 

Tv —  

Zusatzangaben: 

Die Führerscheine dieses Modells sind gültig bis zu dem auf dem Dokument vermerkten Ablaufdatum (10 Jahre). 

2008 wurden die Modelle ROU4 und ROU5 ausgestellt. 

IN SLOWENIEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Slowenien 1 (SLO1) 

Ausgestellt in Slowenien vom 15.2.1992 bis 2006 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, gefaltet, 6 Seiten. 

Das Modell kann in folgenden Sprachen ausgestellt werden: Slowenisch; Slowenisch und Italienisch (zweisprachig); 
Slowenisch und Ungarisch (zweisprachig). 
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Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells SLO1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A 1 

B B 2 

C B, C  

D B, C, D  

E BE, CE 3 

(F) —  

(G) —  

H A1 79 (< 50 km/h)   

Zusatzangaben: 

1.  Für Klasse A können folgende Beschränkungen gelten (vermerkt im Abschnitt „Bemerkungen“): 

„A — LE DO 50 KM/H“ oder „21800 A LE DO 50 KM/H“ oder „A 79 (< 50 KM/H)“: berechtigt nur zum Führen eines 
Kraftrades der Klasse A1 79 (< 50 km/h); 

„A — DO 125 CCM“ oder „20500 A <= 125 CCM“ oder „A <= 125 CCM IN <= 11KW“ oder „20800 A <= 125 
CCM IN <= 11 KW“ oder „72.(A1)“: berechtigt nur zum Führen eines Kraftrades der Klasse A1; 

„A <= 25 KW ALI <= 0,16 KW/KG“ oder „20900 A <= 25 KW ALI <= 0,16 KW/KG“ oder „A 209 (≤ 25 KW ALI 
≤ 0,16 KW/KG)“: berechtigt zum Führen eines Kraftrades der Klasse A mit einer Motorleistung von nicht mehr als 
25 kW und einem Verhältnis von Leistung/Gewicht unter 0,16 kW/kg; 

„A — DO 350 CCM“ oder „20700 A <= 350 CCM“: berechtigt zum Führen eines Kraftrades der Klasse A ab Vollen­
dung des 20. Lebensjahres. 

2.  Ist Folgendes unter „Bemerkungen“ angegeben: 

„E — LE Z VOZILI B KATEGORIE“ oder „20600 E LE Z VOZILI B KATEGORIE“ oder „E 206. LE Z VOZILI B KAT.“, 
so ist der Inhaber ferner berechtigt, Fahrzeuge der Klasse BE zu führen. 

3.  Der Inhaber eines Führerscheins der Klasse E ist zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klasse DE zu führen, sofern er 
zuvor den Führerschein der Klasse D erworben hat.  

Modell Slowenien 2 (SLO2) 

Ausgestellt in Slowenien vom 1.1.2006 bis zum 13.7.2009 

Beschreibung: rosafarbenes Papier in thermoplastischer Folie. 

Das Modell kann in folgenden Sprachen ausgestellt werden: Slowenisch; Slowenisch und Italienisch (zweisprachig); Slo­
wenisch und Ungarisch (zweisprachig). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells SLO2 Entsprechende Klassen 

A1 A1 

A A 

— B1 
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Klassen des Modells SLO2 Entsprechende Klassen 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F — 

G — 

H —  

Modell Slowenien 3 (SLO3) 

Ausgestellt in Slowenien vom 13.7.2009 bis zum 18.1.2013 

Beschreibung: Polycarbonatkarte gemäß ISO/IEC 7810:2003, 85,6 × 53,98 mm. 

Das Modell kann in folgenden Sprachen ausgestellt werden: Slowenisch; Slowenisch und Italienisch (zweisprachig); Slo­
wenisch und Ungarisch (zweisprachig). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells SLO3 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 A1 

A2 A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 
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Klassen des Modells SLO3 Entsprechende Klassen 

D D 

DE DE 

F — 

G —  

IN DER SLOWAKEI AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Slowakei 1 (SK1) 

Ausgestellt vom 1.1.1993 bis zum 30.4.2004 

Beschreibung: rosa Plastikkartenmodell, 2 Seiten. 

Abmessungen: 105 × 74mm, Papier in thermoplastischer Folie. 

Sicherheitsmerkmale: UV-fluoreszierender Druck der Führerscheinnummer, guillochierter Hintergrund (Offsetdruck) auf 
beiden Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells SK1 Entsprechende Klassen 

A/50 AM 

— A1 

— A2 

A AM, A1, A2 A 

— B1 

B AM, B1, B 

E (B+E) AM, B1, B, BE 

— C1 

— C1E 

C AM, B1, B, C1, C 

E (C+E) AM, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE 

— D1 

— D1E 

D AM, B1, B, C1. C. D1,D 

E (D+E) AM, B1, B, BE, C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D, DE 

(T) —  

Zusatzangaben: 

Bis zum 1. Januar 2004 waren die Wörter „skúšobná lehota“ (Probezeit) in der Tabelle „Osobitné záznamy“ (zusätzliche 
Angaben) auf der Rückseite des Führerscheins vermerkt. Die zweijährige Probezeit lief ab dem Ausstellungsdatum. Daher 
hatten diese Führerscheine eine begrenzte Gültigkeitsdauer (2 Jahre), die unter Punkt 7 vermerkt wurde. Nach dem 
Umtausch eines solchen Führerscheins war auf dem neuen Führerschein keine Gültigkeitsdauer vermerkt. Alle Führer­
scheinklassen sind lebenslang gültig. 
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Harmonisierte Codes: 

Okuliare potrebné = 01 

Ručné riadenie = Diese Beschränkung wird in Abhängigkeit von der physischen Beeinträchtigung des Führer­
scheininhabers vermerkt; sie kann einem oder mehreren EU-Codes entsprechen: 10, 15, 20, 25, 30, 35, 40, 42, 43 
und 44.  

Modell Slowakei 2 (SK2) 

Ausgestellt seit 1.5.2004 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Sicherheitsmerkmale: 

a)  runde, transparente beugungsoptisch wirksame Mikrostruktur (DOVID/Diffractive Optically Variable Image Device) 
auf der Vorderseite, zwischen transparenter Folie und Polycarbonatschicht, die den Gesichtsscan des Führer­
scheininhabers teilweise überlagert. 

b)  verkehrsbezogene Elemente, grafische Elemente in der Form von Verkehrsschildern und Fahrzeugpiktogramme auf 
der Vorderseite auf der Polycarbonatoberfläche, 

c)  Reliefelement mit dem Schriftzug „SLOVENSKÁ REPUBLIKA“ über dem oberen linken Teil der Abbildung des Gesichts 
des Führerscheininhabers und dem Rest der Karte, 

d)  Sicherheitsfaden (auf der Rückseite) mit einem optisch variablen Zeichen und dem sich wiederholenden Schriftzug 
„SLOVENSKO/SLOVAKIA“, 

e) zwei sichtbare Pastellfarben auf beiden Seiten mit doppeltem Regenbogendruck, die dem Dokument einen rosafarbe­
nen Gesamteindruck verleihen, 

f) etwa 15 mm breiter blauer Streifen am Rand, der unter Kurzwellen-UV-Strahlung rot und unter Langwellen-UV-Strah­
lung blau erscheint, blaue EU-Flagge in der oberen linken Ecke, Schriftzug „VODIČSKÝ PREUKAZ SLOVENSKÁ 
REPUBLIKA“ auf der Vorderseite und Fahrzeugsymbole auf der Rückseite. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells SK2 Entsprechende Klassen 

AM AM 

A1 A1 

A≤ 25 kW A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

T —  
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IN FINNLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Finnland 1 (FIN1) 

Ausgestellt in Finnland vom 1.7.1972 bis zum 30.9.1990 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, zwei Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN1 Entsprechende Klassen 

— AM 

— A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

— D1 

— D1E 

D D 

DE DE 

(KT) A 

(T) —  

Modell Finnland 2 (FIN2) 

Ausgestellt in Finnland vom 1.10.1990 bis zum 30.6.1996 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN2 Entsprechende Klassen 

— AM 

— A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 
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Klassen des Modells FIN2 Entsprechende Klassen 

C C 

CE CE 

— D1 

— D1E 

D D 

DE DE 

(T) —  

Modell Finnland 3 (FIN3) 

Ausgestellt in Finnland vom 1.7.1996 bis zum 31.12.1997 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN3 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

(T) —  

Modell Finnland 4 (FIN4) 

Ausgestellt in Finnland seit 1.1.1998 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

M AM 1,4 

A1 A1  

23.4.2014 L 120/70 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Klassen des Modells FIN4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— A2  

A A 3 

— B1  

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

(M) —  

(T) — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Die nationale Klasse M (für vierrädrige Leichtfahrzeuge, Standardkleinkrafträder, jedoch nicht für Kleinkrafträder mit 
geringer Leistung) wurde am 1.1.2000 eingeführt. Personen, die vor diesem Datum das 15. Lebensjahr vollendet 
haben, sind noch berechtigt, Kleinkrafträder ohne Führerschein zu führen (jedoch keine vierrädrigen Leichtfahrzeuge). 

2. Die Kategorie T wurde bereits vor dem ersten Führerscheinmodell (FIN1) eingeführt. Die Klasse T gilt für Zugmaschi­
nen (ausgenommen straßengängige Zugmaschinen), motorisierte Arbeitsmaschinen und Motorschlitten sowie alle von 
diesen gezogenen Fahrzeuge. Alle anderen Führerscheinklassen mit Ausnahme der Klasse M/AM berechtigen auch 
zum Führen von Fahrzeugen der Klasse T. Die Fahrerlaubnis für Klasse T wurde auf dem Führerschein nicht vermerkt, 
wenn dieser andere Klassen beinhaltete, die die Klasse T umfassen. Die Klasse T kann nur dann vermerkt werden, 
wenn die Prüfung für die Klasse T separat abgelegt wurde. Ab dem 19.1.2013 wird eine neue Klasse LT für straßen­
gängige Zugmaschinen eingeführt. Die Führerscheinklassen C1 und C berechtigen auch zum Führen von Fahrzeugen 
der Klasse LT. 

3. Ab dem 19.1.2013 entspricht die Klasse A der Klasse A2, sofern der entsprechende Zweijahreszeitraum nicht abge­
laufen ist, anderenfalls entspricht sie der Klasse A, wenn der Führerschein vor diesem Datum ausgestellt wurde. 

4. Ab dem 19.1.2013 wird das Bestehen einer praktischen Prüfung für die Klasse AM (Handhabungsprüfung für Klein­
krafträder und Fahrprüfung für vierrädrige Leichtfahrzeuge) im Führerschein der Klasse AM mittels unterschiedlicher 
nationaler Codes verzeichnet.  

Modell Finnland 5 (FIN5) 

Ausgestellt auf dem Gebiet der Ålandinseln vom 1.8.1973 bis zum 31.5.1992 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN5 Entsprechende Klassen 

— AM 

— A1 

— A2 
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Klassen des Modells FIN5 Entsprechende Klassen 

A A 

— B1 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

— D1 

— D1E 

D D 

DE DE 

(KT) A 

(T) —  

Modell Finnland 6 (FIN6) 

Ausgestellt auf dem Gebiet der Ålandinseln vom 1.6.1992 bis zum 31.12.1997 

Beschreibung: rosafarbenes Plastikkartenmodell. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN6 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

(T) —  
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Zusatzangaben: 

Klasse A1 wurde am 1.7.1996 eingeführt. 

Die Klassen B1, C1, C1E, D1 und D1E wurden am 1.9.1996 eingeführt. 

Mit der Einführung der Klassen A1, B1, C1, C1E, D1 und D1E änderte sich das Aussehen des Führerscheins nicht. 

Modell Finnland 7 (FIN7) 

Ausgestellt auf dem Gebiet der Ålandinseln seit 1.1.1998 

Beschreibung: Plastikkartenmodell nach Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FIN7 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

A1 A1  

— A2 5 

A A 3 

B1 B1 4, 6 

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

M AM 1,7 

(T) — 2  

Zusatzangaben: 

1.  Die Klasse M (für vierrädrige Leichtfahrzeuge, Standardkleinkrafträder, jedoch nicht für Kleinkrafträder mit geringer 
Leistung) wurde am 1.6.2004 eingeführt. 

2.  Die Klasse T gilt für Zugmaschinen (ausgenommen straßengängige Zugmaschinen), motorisierte Arbeitsmaschinen 
und Motorschlitten sowie alle von diesen gezogenen Fahrzeuge. 

3.  Führerscheine der Klasse A werden für Krafträder mit einer Leistung von höchstens 25 kW und einem Verhältnis von 
Leistung/Gewicht von höchstens 0,16 kW/kg oder für jede Art von Krafträdern ausgestellt. Nach zweijährigem Besitz 
eines Führerscheins der Klasse A für Krafträder mit einer Leistung von höchstens 25 kW und einem Verhältnis von 
Leistung/Gewicht von höchstens 0,16 kW/kg sind die Führerscheininhaber zum Führen jeder Art von Krafträdern 
berechtigt. 

4.  Die Klasse B1 ist nicht auf Seite 2 des Führerscheins vermerkt. 

5.  Die Klasse A2 wird am 19.1.2013 eingeführt. 

6.  Die Klasse B1 wird am 19.1.2013 gestrichen. 

7.  Die Klasse M wird am 19.1.2013 durch die Klasse AM ersetzt.  
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IN SCHWEDEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Schweden 1 (S1) 

Ausgestellt in Schweden vom 1.6.1999 bis zum 30.11.2007 

Beschreibung: Führerschein im ID1-Kartenformat, Polycarbonat. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells S1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

— AM  

A1 A1 1,3,4 

— A2  

A A 1,3,5 

— B1  

B B 2,6 

BE BE 7 

— C1  

— C1E  

C C  

CE CE  

— D1  

— D1E  

D D  

DE DE   

Zusatzangaben: 

1. Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A vor dem 1.7.1996 mit der Beschränkung auf Leichtkraftr­
äder erhalten haben, sind berechtigt, Kraftfahrzeuge mit einem Hubraum von höchstens 125 cm3 ohne Beschränkung 
der Motorleistung (kW) zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Aus­
stellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG 
nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse A1 zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen 
Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

2. Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse B vor dem 1. Juli 1996 erhalten haben, sind berechtigt, Perso­
nenkraftwagen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t zu führen, sofern das Fahrzeug als Personen­
kraftwagen und nicht als Leichtlastwagen zugelassen ist. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins 
bestehen. Bei der Ausstellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der 
Richtlinie 2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse B zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines 
Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

3.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klassen A 1 oder A vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind 
berechtigt, vierrädrige Krafträder zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. 
Bei der Ausstellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 
2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge der Klassen A1 oder A zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines 
Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

4.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A1 vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg (Code 79.05) zu füh­
ren. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Ausstellung eines neuen Führer­
scheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge 
der Klasse A1 zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug 
der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 
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5.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind nur nach 
mindestens zweijährigem Besitz eines Führerscheins der Klasse A oder Bestehen einer Fahrprüfung auf einem Kraftrad 
dieser Art nach Erreichen des 21. Lebensjahres berechtigt, Krafträder mit einer Leistung von mehr als 25 kW oder 
einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von mehr als 0,16 kW/kg zu führen. 

6.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse B vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
dreirädrige Kraftfahrzeuge mit jeglicher Leistung zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führer­
scheins bestehen. Inhaber von Führerscheinen der Klasse B, die nach Entzug der Fahrerlaubnis nach dem 
19. Januar 2013 ausgestellt wurden, sind berechtigt, dreirädrige Kraftfahrzeuge mit einer Nutzleistung von mehr als 
15 kW nur auf schwedischem Hoheitsgebiet zu führen, sofern der Inhaber mindestens 21 Jahre alt ist. Bei Verlänge­
rung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte 
unberührt. 

7.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse BE vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 3,5 t (Code 79.06) zu führen. Diese 
Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Ausstellung eines neuen Führerscheins nach 
Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse BE 
zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis 
bleiben frühere Rechte unberührt.  

Modell Schweden 2 (S2) 

Ausgestellt in Schweden vom 27.11.2007 bis zum 18.1.2013 

Beschreibung: Führerschein im ID1-Kartenformat, Polycarbonat. Rosafarbene Karte mit transparentem Fenster in der Kar­
tenmitte unter der Unterschrift. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells S2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

AM AM 3 

A1 A1 1,4,5 

— A2  

A A 1,4,6 

— B1  

B B 2,7 

BE BE 8 

— C1  

— C1E  

C C  

CE CE  

— D1  

— D1E  

D D  

DE DE   

Zusatzangaben: 

1. Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A vor dem 1.7.1996 mit der Beschränkung auf Leichtkraftr­
äder erhalten haben, sind berechtigt, Kraftfahrzeuge mit einem Hubraum von höchstens 125 cm3 ohne Beschränkung 
der Motorleistung (kW) zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Aus­
stellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG 
nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse A1 zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen 
Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 
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2. Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse B vor dem 1. Juli 1996 erhalten haben, sind berechtigt, Perso­
nenkraftwagen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t zu führen, sofern das Fahrzeug als Personen­
kraftwagen und nicht als Leichtlastwagen zugelassen ist. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins 
bestehen. Bei der Ausstellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der 
Richtlinie 2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse B zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines 
Führerscheins in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

3.  Die Klasse AM wurde in Schweden am 1.10.2009 als nationale Klasse eingeführt. 

4.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klassen A 1 oder A vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind 
berechtigt, vierrädrige Krafträder zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. 
Bei der Ausstellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 
2006/126/EG nur berechtigt, Fahrzeuge der Klassen A1 oder A zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines 
Führerschein in anderen Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

5.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A1 vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
Krafträder der Klasse A1 mit einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von mehr als 0,1 kW/kg (neuer Code 79.05 ab 
31. Dezember 2013) zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Aus­
stellung eines neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG 
nur berechtigt, Fahrzeuge der Klasse A1 zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerschein in anderen 
Fällen als nach Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

6.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse A vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind nur nach 
mindestens zweijährigem Besitz eines Führerscheins der Klasse A oder Bestehen einer Fahrprüfung auf einem Kraftrad 
dieser Art nach Erreichen des 21. Lebensjahres berechtigt, Krafträder mit einer Leistung von mehr als 25 kW oder 
einem Verhältnis von Leistung/Gewicht von mehr als 0,16 kW/kg zu führen. 

7.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse B vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
dreirädrige Kraftfahrzeuge jeder Art zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. 
Inhaber von nach dem 19. Januar 2013 ausgestellten Führerscheinen der Klasse B sind berechtigt, dreirädrige Kraft­
fahrzeuge mit einer Nutzleistung von mehr als 15 kW nur auf schwedischem Hoheitsgebiet zu führen, sofern der 
Inhaber mindestens 21 Jahre alt ist. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen Fällen als nach 
Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt. 

8.  Führerscheininhaber, die ihren Führerschein der Klasse BE vor dem 19. Januar 2013 erhalten haben, sind berechtigt, 
Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Höchstmasse des Anhängers von mehr als 3,5 t (neuer Code 79.06 ab 31. Dezem­
ber 2013) zu führen. Diese Fahrerlaubnis bleibt bis zum Ablauf des Führerscheins bestehen. Bei der Ausstellung eines 
neuen Führerscheins nach Entzug der Fahrerlaubnis ist der Inhaber gemäß der Richtlinie 2006/126/EG nur berechtigt, 
Fahrzeuge der Klasse BE zu führen. Bei Verlängerung oder Ausstellung eines Führerscheins in anderen Fällen als nach 
Entzug der Fahrerlaubnis bleiben frühere Rechte unberührt.  

IM VEREINIGTEN KÖNIGREICH AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Vereinigtes Königreich 1 (UK1) 

Ausgestellt in Großbritannien von Januar 1976 bis Januar 1986 

Beschreibung: längliches grünes Modell, gefaltet. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK1 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A B, BE, C1, C1E 79 (≤ 8,25 t) 1 

B B 78, BE 78, C1 78, C1E 78, 79 (≤ 8,25 t) 2 

C B1 79 (≤ 425 kg)  

D A  

(E, F, G, H, J, K, L, M, N) —   

23.4.2014 L 120/76 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Zusatzangaben: 

1. Inhaber von Führerscheinen der Gruppe A sind berechtigt, Fahrzeuge der Klassen D1 und D1E nicht für die gewerbli­
che Nutzung (nicht für berufliche Zwecke, keine direkt oder indirekt zahlenden Fahrgäste) und der Klasse C1E zu füh­
ren, sofern das Gesamtgewicht des Anhängers und des Zugfahrzeugs 8,25 t nicht überschreitet. 

2.  Wie Inhaber eines Führerscheins der Gruppe A, jedoch nur Fahrzeuge mit automatischer Kraftübertragung.  

Modell Vereinigtes Königreich 2 (UK2) 

Ausgestellt in Großbritannien von Januar 1986 bis Juni 1990 

Beschreibung: rosafarbenes Modell, gefaltet. Nur bei einem Teil handelt es sich um den eigentlichen Führerschein, der 
Rest ist das sogenannte Gegenstück. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK2 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A B, BE, C1, C1E 1 

B B 78, BE 78, C1 78, C1E 78 2 

C A79 (≥ 550 kg) B1 79 3 

D A  

E AM, A1 4 

(E, F, G, H, J, K, L, M, N) —   

Zusatzangaben: 

1. Inhaber von Führerscheinen der Gruppe A sind berechtigt, Fahrzeuge der Klassen D1 und D1E nicht für die gewerbli­
che Nutzung (nicht für berufliche Zwecke, keine direkt oder indirekt zahlenden Fahrgäste) und der Klasse C1E zu füh­
ren, sofern das Gesamtgewicht des Anhängers und des Zugfahrzeugs 8,25 t nicht überschreitet. 

2.  Wie Inhaber eines Führerscheins der Gruppe A, jedoch nur Fahrzeuge mit automatischer Kraftübertragung. 

3. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A (dreirädrige Kraftfahrzeuge) oder Fahrzeuge der Klasse B1 (vierrädrige Kraft­
fahrzeuge) mit einer zulässigen Gesamtmasse von ≥ 550 kg in beiden Fällen. 

4. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A1 mit einem Hubraum von ≤ 50 cm3 und einer bauartbedingten Höchstge­
schwindigkeit von ≤ 50 km/h.  

Modell Vereinigtes Königreich 3 (UK3) 

Ausgestellt in Großbritannien von Juni 1990 bis Dezember 1996 

Beschreibung: rosa-grünes Modell, gefaltet. Nur bei einem Teil handelt es sich um den eigentlichen Führerschein, der Rest 
ist das sogenannte Gegenstück. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK3 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A  

B1 A 79 (≥ 550 kg), B1 1 

B B, C1E 2 

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  
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Klassen des Modells UK3 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

P AM, A1 3 

B1 (Behindertenfahrzeuge) — 4 

F, G, H, K, L    

Zusatzangaben: 

1. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A (dreirädrige Kraftfahrzeuge) oder Fahrzeuge der Klasse B1 (vierrädrige Kraft­
fahrzeuge) mit einer zulässigen Gesamtmasse von ≥ 550 kg in beiden Fällen. 

2. Inhaber von Führerscheinen der Gruppe A sind berechtigt, Fahrzeuge der Klassen D1 und D1E nicht für die gewerbli­
che Nutzung (nicht für berufliche Zwecke, keine direkt oder indirekt zahlenden Fahrgäste) und der Klasse C1E zu füh­
ren, sofern das Gesamtgewicht des Anhängers und des Zugfahrzeugs 8,25 t nicht überschreitet. 

3. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A1 mit einem Hubraum von ≤ 50 cm3 und einer bauartbedingten Höchstge­
schwindigkeit von ≤ 50 km/h. 

4.  Nationale Klasse, für Behinderte konzipierte und gebaute Fahrzeuge mit einem Gewicht von ≤ 254 kg.  

Modell Vereinigtes Königreich 4 (UK4) 

Ausgestellt in Großbritannien von Januar 1997 bis März 2000 

Beschreibung: rosa-grünes Modell, gefaltet. Nur bei einem Teil handelt es sich um den eigentlichen Führerschein, der Rest 
ist das sogenannte Gegenstück. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK4 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A A  

B1 A 79 (≥ 550 kg), B1 1 

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  
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Klassen des Modells UK4 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

DE DE  

P AM, A1 2 

B1 (Behindertenfahrzeuge) 
F, G, H, K, P  

3  

Zusatzangaben: 

1. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A (dreirädrige Kraftfahrzeuge) oder Fahrzeuge der Klasse B1 (vierrädrige Kraft­
fahrzeuge) mit einer zulässigen Gesamtmasse von ≥ 550 kg in beiden Fällen. 

2. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A1 mit einem Hubraum von ≤ 50 cm3 und einer bauartbedingten Höchstge­
schwindigkeit von ≤ 50 km/h. 

3.  Wurde nur für Personen ausgestellt, die bereits vor dem 12. November 1999 über diese Fahrerlaubnis verfügten. 

Die Ausstellungszeiträume der Modelle 4 und 5 überschneiden sich. 

Modell Vereinigtes Königreich 5 (UK5) 

Ausgestellt in Großbritannien von Juli 1998 bis ausschließlich 19.1.2013 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Das sogenannte „Gegenstück“, auf dem Verurteilungen wegen Verkehrsverstößen vermerkt sind, wird gesondert ausge­
stellt. Der Zeitraum, innerhalb dessen dieses Modell ausgestellt wurde, überschneidet sich mit dem Ausstellungszeitraum 
des Modells UK4, da das neue Modell schrittweise eingeführt wurde. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK5 (Großbritannien) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A A  

B1 A 79 (≥ 550 kg), B1 1 

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

P AM, A1 2 

B1 (Behindertenfahrzeuge) 
F, G, H, K, P  

3  
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Zusatzangaben: 

1. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A (dreirädrige Kraftfahrzeuge) oder Fahrzeuge der Klasse B1 (vierrädrige Kraft­
fahrzeuge) mit einer zulässigen Gesamtmasse von ≥ 550kg in beiden Fällen. 

2. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A1 mit einem Hubraum von ≤ 50 cm3 und einer bauartbedingten Höchstge­
schwindigkeit von ≤ 50 km/h. 

3.  Wurde nur für Personen ausgestellt, die bereits vor dem 12. November 1999 über diese Fahrerlaubnis verfügten.  

Modell Vereinigtes Königreich 6 (UK6) 

Ausgestellt in Nordirland vom 1.4.1999 bis ausschließlich 19.1.2013 

Beschreibung: Plastikkartenmodell nach Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Das sogenannte „Gegenstück“, auf dem Verurteilungen wegen Verkehrsverstößen vermerkt sind, wird gesondert 
ausgestellt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK6 (Nordirland) Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A1 A1  

A A  

B1 A 79 (≥ 550 kg), B1 1 

B B  

BE BE  

C1 C1  

C1E C1E  

C C  

CE CE  

D1 D1  

D1E D1E  

D D  

DE DE  

P AM, A1 2 

B1 (Behindertenfahrzeuge) —  

F, G, H, K —   

Zusatzangaben: 

1. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A (dreirädrige Kraftfahrzeuge) oder Fahrzeuge der Klasse B1 (vierrädrige Kraft­
fahrzeuge) mit einer zulässigen Gesamtmasse von ≥ 550 kg in beiden Fällen. 

2. Beschränkt auf Fahrzeuge der Klasse A1 mit einem Hubraum von ≤ 50 cm3 und einer bauartbedingten Höchstge­
schwindigkeit von ≤ 50 km/h.  
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Modell Vereinigtes Königreich 7 (UK7) 

Ausgestellt in Gibraltar vom 2.12.1990 bis zum 15.1.1997 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell gemäß Anhang I der Ersten Richtlinie 80/1263/EWG des Rates (1), 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK7 
(Gibraltar) Entsprechende Klassen 

A A, B1 79 (≤ 400 kg) nur dreirädrige Fahrzeuge 

B B, B1 (nur vierrädrige Fahrzeuge) 

BE BE 

C C, C1 

CE CE. C1E 

C1 BE, C, C1E, CE, und — für Inhaber der Klasse D — D1E und DE 

D D, D1 

DE DE 

F, G, H, I, J, K —  

Modell Vereinigtes Königreich 8 (UK8) 

Ausgestellt in Gibraltar vom 16.1.1997 bis zum 24.8.2006 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell gemäß Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG, 6 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK8 
(Gibraltar) Entsprechende Klassen 

A1 A1 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F, G, H, I, J, K —  
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Modell Vereinigtes Königreich 9 (UK9) 

Ausgestellt in Gibraltar seit 15.8.2006 

Beschreibung: rosafarbenes Papiermodell gemäß Anhang I der Richtlinie 91/439/EWG, 6 Seiten. Wie bei Modell UK8, 
aber mit geänderter Vorderseite, die den Beitritt neuer Mitgliedstaaten widerspiegelt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells UK9 
(Gibraltar) Entsprechende Klassen 

A1 A1 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F, G, H, I, J, K —  

IN ISLAND AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Island 1 (ÍS1) 

Ausgestellt in Island vom 12.4.1960 bis 1981 

Beschreibung: grünes Papier, laminiert, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ÍS1 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A, B1 79 (≤ 400 kg)  

B B, BE, C1, C1E, D1, D1E  

C  1 

D C, CE  

E D, DE   

Zusatzangaben: 

1.  Die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge der Klasse C betrifft nur das berufliche Führen von Fahrzeugen der Klasse B 
und/oder E und ist in Bezug auf die Richtlinie 91/439/EWG nicht von Bedeutung.  
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Modell Island 2 (ÍS2) 

Ausgestellt in Island von 1981 bis zum 1.3.1988 

Beschreibung: rosafarbenes Papier, laminiert, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ÍS2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A, B1 79 (≤ 400 kg)  

B B, BE, C1, C1E, D1, D1E  

C  1 

D C, CE  

E D, DE   

Zusatzangaben: 

1.  Die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge der Klasse C betrifft nur das berufliche Führen von Fahrzeugen der Klasse B 
und/oder E und ist in Bezug auf die Richtlinie 91/439/EWG nicht von Bedeutung.  

Modell Island 3 (ÍS3) 

Ausgestellt In Island vom 1.3.1988 bis zum 31.5.1993 

Beschreibung: rosafarbenes Papier, laminiert, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ÍS3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A, B1 79 (≤ 400 kg)  

B B, BE, C1, C1E  

C  1 

D C, CE  

E D, DE   

Zusatzangaben: 

1.  Die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge der Klasse C betrifft nur das berufliche Führen von Fahrzeugen der Klasse B 
und/oder E und ist in Bezug auf die Richtlinie 91/439/EWG nicht von Bedeutung.  

Modell Island 4 (ÍS4) 

Ausgestellt In Island vom 1.6.1993 bis zum 14.8.1997 

Beschreibung: rosafarbenes Papier, laminiert, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ÍS4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A A  

B B, BE  

C  1 

D C, CE  

E D, DE   

23.4.2014 L 120/83 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Zusatzangaben: 

1.  Die Fahrerlaubnis für Fahrzeuge der Klasse C betrifft nur das berufliche Führen von Fahrzeugen der Klasse B 
und/oder E und ist in Bezug auf die Richtlinie 91/439/EWG nicht von Bedeutung.  

Modell Island 5 (ÍS5) 

Ausgestellt in Island seit 15.8.1997 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells ÍS5 Entsprechende Klassen 

A A 

B B 

BE BE 

C C 

CE CE 

D D 

DE DE  

IN LIECHTENSTEIN AUSGESTELLTE MODELLE 

Modell Liechtenstein 1 (FL1) 

Ausgestellt in Liechtenstein von 1978 bis 1993 

Beschreibung: blaues Papiermodell, A5. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FL1 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

B1 B (für berufliche Zwecke) 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F, G —  
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Modell Liechtenstein 2 (FL2) 

Ausgestellt in Liechtenstein von 1993 bis April 2003 

Beschreibung: blaues Papiermodell, A-5. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FL2 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

A2 — 79 (≤ 400 kg) B1 

B B 

BE BE 

— C1 

— C1E 

C C 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F, G —  

Modell Liechtenstein 3 (FL3) 

Ausgestellt in Liechtenstein seit April 2003 

Beschreibung: Kreditkartenformat nach EU-Muster. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells FL3 Entsprechende Klassen 

— AM 

A1 A1 

— A2 

A A 

B1 B1 

B B 

BE BE 

C1 C1 

C1E C1E 

C C 
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Klassen des Modells FL3 Entsprechende Klassen 

CE CE 

D1 D1 

D1E D1E 

D D 

DE DE 

F, G, M —  

IN NORWEGEN AUSGESTELLTE MODELLE 

Allgemeine Bemerkung zu allen Modellen: In allen norwegischen Führerscheinen ist der Text in „bokmål“ oder „nynorsk“ 
vorgedruckt. Beide Sprachformen sind gleichwertig. Die Wörter „førerkort“ und „Norge“ zeigen an, dass der Text in „bok­
mål“ geschrieben ist; „førarkort“ und „Noreg“ zeigen an, dass es sich um „nynorsk“ handelt. 

Modell Norwegen 1 (N1) 

Ausgestellt in Norwegen vom 23.4.1967 bis zum 31.3.1979 

Beschreibung: dunkelgrüner Umschlag, Modell in Format A7, gefaltet, 6 Seiten. Auf der Vorderseite des Umschlags ist 
das Wort „Førerkort“ oder „Førarkort“ gedruckt. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells N1 Entsprechende Klassen 

Klasse 1 AM, A1, B, BE 

Klasse 2 AM, A1, B, BE 

Klasse 3 AM, A 

Klasse 4 —  

Zusatzangaben: 

War der Führerschein am 2. April 1982 gültig und besaß eine Gültigkeit von zehn Jahren, so ist dieses Modell bis zum 
100. Geburtstag des Inhabers gültig. Die norwegischen Behörden empfehlen Inhabern dieses Führerscheinmodells, es vor 
dem Führen eines Fahrzeugs im Ausland in das Modell N4 umzutauschen oder zusätzlich eine beglaubigte Übersetzung 
oder einen internationalen Führerschein gemäß dem Wiener Übereinkommen über den Straßenverkehr (1968) mit sich 
zu führen. 

Modell Norwegen 2 (N2) 

Ausgestellt in Norwegen vom 1.4.1979 bis zum 1.3.1989 

Beschreibung: leuchtend rosafarbenes Papiermodell, eingeschlossen in durchsichtigen Kunststoff, 2 Seiten. In nach Juli 
1985 ausgestellten Führerscheinen ist das Datum der erstmaligen Ausstellung eines Führerscheins für den Inhaber ver­
merkt („Første førerkort“). 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells N2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A  

A + „Klasse A gjelder bare lett motor­
sykkel“ 

AM, A1 1 

B B 2 
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Klassen des Modells N2 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

BE BE 3 

C C  

CE CE  

D D  

DE DE  

A + „Klasse A gjelder bare beltemo­
torsykkel“ 

—  

T —   

Zusatzangaben: 

1.  Der Stempel mit dem einschränkenden Text befindet sich auf der Rückseite des Führerscheins. 

2.  Die auf die Rückseite des Führerscheins gestempelte Fahrerlaubnis wurde mit dem 1. Januar 2002 ungültig. 

3.  Inhaber von Führerscheinen der Klassen 1 oder 2, die vor dem 1. April 1979 ausgestellt und später gegen das 
Modell N2 der Klasse BE umgetauscht wurden, sind zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klassen AM und A1 zu füh­
ren.  

Modell Norwegen 3 (N3) 

Ausgestellt in Norwegen vom 1.3.1989 bis zum 31.12.1997 

Beschreibung: leuchtend rosafarbenes und graues Papiermodell, eingeschlossen in durchsichtigen Kunststoff, 2 Seiten. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells N3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A  

A + „Klasse A gjelder bare lett motor­
sykkel“ 

AM, A1 1 

A1 AM, A1 2 

B B 3 

BE BE 4 

B1 B1  

C C  

CE CE  

C1 C1 5 

C1E C1E 5 

D D  

DE DE  

D1 D1 6 
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Klassen des Modells N3 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

D1E D1E 6 

D2 D1  

D2E D1E  

A + „Klasse A gjelder bare beltemo­
torsykkel“ 

—  

S —  

T —   

Zusatzangaben: 

1.  Der Stempel mit dem einschränkenden Text befindet sich auf der Rückseite des Führerscheins. 

2.  Die Klasse A1 wurde zum 1. Januar 1997 eingeführt. 

3.  Die auf die Rückseite des Führerscheins gestempelte Fahrerlaubnis wurde mit dem 1. Januar 2002 ungültig. 

4.  Inhaber von Führerscheinen der Klassen 1 oder 2, die vor dem 1. April 1979 ausgestellt und später gegen das Modell 
N2 und/oder das Modell N3 der Klasse BE umgetauscht wurden, sind zusätzlich berechtigt, Fahrzeuge der Klasse A1 
zu führen. 

5.  Die Führerscheinklassen C1 und C1E wurden am 1. Januar 1997 eingeführt. 

6.  Die am 1. Januar 1997 eingeführten Klassen D1 und D1E ersetzten die 1989 eingeführten Klassen D2 und D2E.  

Modell Norwegen 4 (N4) 

Ausgestellt in Norwegen seit dem 1.1.1998 

Beschreibung: Plastikkartenmodell gemäß Anhang Ia der Richtlinie 91/439/EWG. 

Äquivalenztabelle 

Klassen des Modells N4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

A AM, A2, A  

A1 AM, A1  

B B  

BE BE  

B1 B1  

C C  

CE CE  

C1 C1  

C1E C1E  

D D  

DE DE  

D1 D1  

D1E D1E  
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Klassen des Modells N4 Entsprechende Klassen Anmerkun­
gen 

M AM 1 

S, T —   

Zusatzangaben: 

1.  Die nationale Klasse M umfasst alle Kleinkrafträder gemäß der Definition in Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 
2006/126/EG. Die Fahrerlaubnis kann auf zweirädrige Kleinkrafträder und auf drei-/vierrädrige Kleinkrafträder mit 
einer Leermasse von höchstens 150 kg beschränkt sein (M 145 oder M 146). Sie kann auch auf alle drei-/vierrädrigen 
Kleinkrafträder beschränkt sein (M 147).   
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